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siional-Muskum.

Wortrag
der

an den

Regierungsrath zu Handen des Großen Raths.

Januar 1889.

Herr Präsident,
Meine Herren,

Den 9. Juli 1883 erklärte der Nationalrath folgende
Motion erheblich:

„Der Bundesrath möge der Bundesversammlung
„Bericht und Antrag hinterbringen, ob ein schweizerisches
„Nationalmuseum zu errichten sei, und welche finanzielle
„Tragweite ein solcher Beschluß für den Bund haben
„möchte. "

Das Gleiche fand am 25. März 1885 mit einer
ähnlichen Motion im Ständerath statt:

„Der Bundesrath wird eingeladen, Bericht und Antrag
„zu bringen, ob und in welcher Weise öffentliche Alter-
„thümersammlungen, welche der vaterländischen Geschichte

„dienen, sowie die Unterhaltung geschichtlicher
Baudenkmäler durch Bundesbeiträge zu unterstützen seien."

Die Folge dieser Anregungen war, daß die
Bundesversammlung den Beschluß faßte, es sei zur Erhaltung
und Erwerbung vaterländischer Alterthümer ein jährlicher
Kredit von Fr. 50,000 ausgesetzt.

Nun genügt es aber nicht für die Erhaltung und
Erwerbung vaterländischer Alterthümer zu sorgen; es

muß auch ein der großen Geschichte der Schweiz würdiges
Gebäude errichtet werden, um die ehrwürdigen Zeugen

des Heldenmuthes, sowie des Kunstsinnes und des
gewerblichen Fleißes unserer Väter aufzustellen.

Bei den Verhandlungen über die obenerwähnten
Motionen hatten die Bundesbehörden durchblicken lassen,
es werde sich wohl eine Stadt finden, welche den Bau
eines Nationalmuseums übernehmen würde.

In der That entstand bald ein großer Wetteifer
unter mehreren Kantonen und Städten, und die
Eidgenossenschaft hätte nur die Stadt ihrer Wahl zu
bezeichnen, um binnen kurzer Zeit ein würdiges Gebäude

zum Geschenk zu bekommen.

Bern glaubte, es sei seine Pflicht, sich um den Sitz
des Nationalmuseums zu bewerben. Sofort wurden die

geeigneten Maßregeln ergriffen, um das Anrecht der
Bundesstadt und des größten Kantons der Eidgenossenschaft

zu wahren. Staat, Stadt und Burgerschaft, durch
ihre Exekutivbehörden vertreten, vereinigten sich zum Zwecke
eines gemeinschaftlichen Vorgehens.

Im April des Jahres 1888 begonnen, fanden die

Verhandlungen schon im Mai ihren Abschluß, Dank
namentlich dem Entgegenkommen und dem patriotischen
Sinne des Burgerraths der Stadt Bern. Die drei
betheiligten Parteien beschlossen, gemeinschaftlich ein
Gebäude im Bauwerthe von ungefähr Fr. 900,000 zu
errichten und dem Bundesrathe für das schweizerische

Nationalmuseum zur Verfügung zu stellen.
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Dieser Beschluß wurde unter Vorbehalt der

Genehmigung durch den Großen Rath, die Einwohnergemeinde

und die Burgergemeinde, vermittelst einer
gedruckten, von den Behörden des Staates, des Burgerraths
und des Einwohnergemeindraths der Stadt Bern
unterzeichneten Eingabe, vom 3l). Mai 1888, in aller Form
dem Bundesrathe mitgetheilt. Da jedes Mitglied. des

Großen Raths ein Exemplar dieser Eingabe erhalten
hat, verzichten wir hier auf dieselbe näher einzutreten.

Auf Antrag der unterzeichneten Direktion hat der

Regierungsrath sein Präsidium am 3V. Mai 1888
ermächtigt, die Eingabe zu unterzeichnen, und zugleich sich

verpflichtet, sich an der Herstellung des Museums zu
betheiligen, selbstverständlich unter Vorbehalt der Genehmigung

des Großen Rathes.
Die finanzielle Kombination, welche der Offerte an

den Bundesrath zu Grunde gelegt wurde, ist folgende:
Die Burgergemeinde Bern stellt einen Theil des

Bauplatzes, den sie bereits um Fr. 60,000 erworben hat,
zur Verfügung und leistet in Baar einen Beitrag von
Fr. 440,000.

Die Einwohnergemeinde gibt den Rest des nöthigen
Bauplatzes, sowie das zu Gartenanlagen und künftigen
Erweiterungen erforderliche Land her und leistet in Baar
einen Beitrag von Fr. 250,000.

Der Staat endlich betheiligt sich am Unternehmen
mit einem Beitrage bis auf Fr. 250,000.

So steht die Angelegenheit dem Bundesrathe gegenüber,

so haben sich die betheiligten bernischen Staatsund

Stadtbehörden unter sich geeinigt.

Herr Präsident,
Meine Herren,

Es gibt Fragen die sich nicht diskutiren lassen, Fragen
auf welche nur eine Antwort gegeben werden kann. Eine
solche Frage ist die des Sitzes des schweizerischen Nationalmuseums.

Als Bundesstadt, als Hauptstadt des größten Kantons

der Schweiz, als die verjüngte und erweiterte Stadt
und Republik Bern, welche Jahrhunderte lang den
maßgebenden Einfluß auf die Geschicke der Schweiz ausgeübt,
in so vorzüglicher Weise beigetragen hat, den Ruhm
schweizerischen Heldenmuths zu begründen, in allen
Ländern Europa's als der Hort starker zielbewußter
Politik und diplomatischer Klugheit gerühmt wurde, Bern
das eigentlich als von hohen Potentaten angerufener
Vermittler gegenüber den benachbarten Mächten die Schweiz
verkörpert hat, dessen Hülfe selbst von einem König von
Frankreich begehrt und geschätzt war, Bern dessen Regenten
bis kurz vor dem Untergang der alten Eidgenossenschaft
unbestreitbar die hervorragendsten waren, Bern dem als
Vertreter einer größern schweizerischen Politik die
Erweiterung der Landesgrenzen zu verdanken ist, hat das
historische Recht, der Hüter vaterländischer Alterthümer
zu sein.

Und doch wird höhern Ortes dieses Recht bezweifelt,
und die Frage des Sitzes des Nationalmuseums wird
diskutirt.

Sollen wir unter solchen Umständen uns weiter in
den Kampf der Meinungen einlassen? Sollen wir, die
wir ein Recht zu haben glauben, 'die Hände in den Schooß
legen und ruhig zuwarten, bis vielleicht ein unserer Haupt¬

stadt und unserm Kanton ungünstiger Beschluß gefaßt
wird? Nein, wir müssen handeln.

Bern besitzt reiche, sehr werthvolle Sammlungen
vaterländischer Alterthümer; in den Händen von Privatleuten

befinden sich solche in großer Zahl, und es ist zu
erwarten, daß viele derselben, wenn es einmal eine neutrale
Stätte zur Aufbewahrung solcher Gegenstände gibt, ihr
anvertraut und so dem Publikum zugänglich gemacht
werden.

Die bestehenden Lokalitäten sind ungenügend, lassen
die vorhandenen Schätze aus der Vorzeit nicht in vollem
Maße zur Geltung gelangen, erlauben eine Vereinigung
und systematische Ordnung derselben nicht. Hatte ja der

Burgerrath so wie so beschlossen, für die Sammlungen
der Burgergemeinde ein eigenes, allerdings kleineres
Museum zu errichten.

Wenn im Mai vorigen Jahres die Vertreter des
Staates und der beiden städtischen Gemeinden sich zu
einem gemeinsamen größern Unternehmen vereinigen
konnten, so geschah es im Bewußtsein, daß ein solches
patriotisches Werk nicht zersplittert werden kann, daß die
aus den vergangenen Jahrhunderten herrührenden
Alterthümer und Kunstschätze nicht zerstreut und in staatliche,
bürgerliche und städtische Sammlungen eingetheilt werden
dürfen, sondern in einem der Schweizergeschichte würdigen,
vaterländischen Museum, Seite an Seite, Zeugniß ablegen
sollen von der Tapferkeit, dem Bürgersinn und dem Kunstfleiß

unserer Väter.
Von diesem speziellen Standpunkt ausgehend, brauchen

wir nicht abzuwarten, bis die Bundesbehörden entschieden
haben, von welchem Kanton oder von welcher Stadt sie

das Geschenk eines Museums annehmen werden.
Wir stellen ein solches her, groß genug um die

vorhandenen Sammlungen und andere, die hinzukommen
werden, unterzubringen, und machen daraus eine Stiftung.
Will dann die Eidgenossenschaft dasselbe zur Aufbewahrung
der von ihr erworbenen Alterthümer übernehmen, so stellen
wir es ihr, laut der obenerwähnten Eingabe vom 30. Mai
1888, zur Verfügung.

Auch wenn die Eidgenossenschaft dasselbe nicht will
und einem andern Kanton den Vorzug gibt, wird doch

jeder Schweizer das Museum in Bern für das schweizerische

Nationalmuseum ansehen.
Wir beehren uns also, Sie zu ersuchen, die Errichtung

des Museums auf Grundlage der mit dem
Einwohnergemeindrath und dem Burgerrath bereits gepflogenen
Unterhandlungen unverzüglich an die Hand zu nehmen.

Das Vorgehen dürfte nach unserm Dafürhalten
Folgendes sein.

Der Große Rath wird ersucht, diese Unterhandlungen
zu genehmigen und im Sinne derselben einen Beitrag
bis auf Fr. 250,000 zu bewilligen.

Wird diesem Antrage entsprochen, so wird zwischen
dem Regierungsrathe einerseits und dem Burger- und
Einwohnergemeindrathe andrerseits, behufs Bestimmung
der juristischen Persönlichkeit des Museums, Regelung
der Eigenthumsfrage und der Verwaltung eine Ueberein-
kunft abgeschlossen.

Die Einwohnergemeinde und die Burgerschaft haben
dann diese Uebereinkunft zu genehmigen und die von
ihren Räthen bereits übernommenen,, oben erwähnten
Leistungen zu beschließen.

Sobald diese Formalitäten alle erfüllt sind, soll die

Ausführung in Angriff genommen werden.



Daß der Staat sich an diesem Werke betheiligen
muß, halten wir für selbstverständlich. Die Stadt Bern
kommt hier nicht nur als Hauptstadt des Landes in
Betracht, sondern vor Allem als Trägerin der Geschichte
der Eidgenossenschaft und des Kantons. Ein Nationalmuseum

in Bern hat, neben der städtischen, eine wesentliche
vaterländische Bedeutung.

Wir stellen daher, zu Handen des Großen Rathes,
folgenden

Antrag:
1. Der Staat betheiligt sich gemeinschaftlich mit

der Einwohnergemeinde und der Burgerschaft der Stadt
Bern am Baue eines schweizerischen Nationalmuseums
in Bern mit einem Beitrage bis auf Fr. 250,000 aus
der Laufenden Verwaltung.

2. Der Regierungsrath wird bei der Berathung
des Voranschlags für 1890 betreffend Auszahlung dieses

Beitrags Bericht und Antrag bringen.

F. l — 5

3. Der Regierungsrath ist ermächtigt, auf Grundlage
der bereits mit dem Einwohnergemeindrath und dem

Burgerrath gepflogenen, in den Protokollen vom 13. April,
7. Mai und 31. Mai 1888, dem Schreiben des Burgerrathes

vom 28. Mai 1888 und der gemeinschaftlichen
Eingabe an den Bundesrath vom 30. Mai 1888 konsta-
tirten Unterhandlungen, eine Uebereinkunft über die rechtliche

Stellung des Museums und die Verwaltung
desselben mit der Einwohnergemeinde und der Burgergemeinde
der Stadt Bern zu treffen.

Bern, den 11. Januar 1889.

Der Direktor der Erziehung:
Dr. Gobat.

Vom Regierungsrathe genehmigt und mit Empfehlung an den Großen Rath gewiesen.

Bern, den 19. Januar 1889.

Im Namen des Regierungsraths
Der Präsident

Schär,

Der Staatsschreiber

Kerger.

Beilagen zum Tagblatt des Großen Rathes. 1889. 2
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Naturalisationen.
(Januar 1889.)

Der Regierungsrath stellt den Antrag, die nachge-
nannten Personen, welche sich über den Genuß eines

guten Leumundes, den Besitz der bürgerlichen Rechte und
Ehren, sowie über günstige Vermögens- und
Erwerbsverhältnisse ausgewiesen haben, auf ihr Ansuchen hin in
das bernische Landrecht aufzunehmen, in dem Sinne
jedoch, daß die Naturalisation erst mit der Zustellung der
Naturalisationsurkunde in Wirksamkeit tritt.

1. Louis Charles Justin Chêne, von Fleurey, im
Departement des Doubs (Frankreich), geb. 1838, Negotiant,

seit 15 Jahren in Damvant niedergelassen, sammt
dessen Ehefrau Marie Josephine Comment und zwei
minderjährigen Söhnen, mit zugesichertem Ortsburgerrecht
der Burgergemeinde Epiquerez.

2. Albert Ulrich Weiß, von Asperg, Königreichs
Württemberg, geb. 1860, Ingenieur, früher in Bern,
gegenwärtig in St. Gallen, verheirathet mit Rosa
Kammerer, Vater eines Kindes, mit zugesichertem Ortsburgerrecht

der Einwohnergemeinde Guttannen.

3. Adolf Amstein, von Whla, Kantons Zürich,
geb. 1852, Stadtmissionär in Bern, seit 1884 daselbst
wohnhaft, verheirathet mit Rosalie Augusta Glinz, geb.
Bärlocher, kinderlos, mit zugesichertem Ortsburgerrecht
der Burgergemeinde Bern.

4. Albert Hermann Losin g er, von Freiburg,
Großherzogthums Baden, geb. 1855, Handelsmann in
Burgdorf, seit 1880 daselbst niedergelassen, Wittwer, Vater
von vier Kindern, mit zugesichertem Ortsburgerrecht der
Burgergemeinde Burgdorf.

5. Primus Anton Schmid, von Zeihen, Kantons
Aargau, geb. 1846, Wirth in Bern, seit mehr als 15
Jahren daselbst niedergelassen, verheirathet mit Verena
Stucki, Vater zweier minderjähriger Kinder, mit
zugesichertem Ortsburgerrecht der Burgergemeinde Bern.

6. Gottfried Schmid, von Zeihen, Kantons Aargau,

geb. 1851, Handelsmann in Bern, seit 12 Jahren
daselbst niedergelassen, verheirathet mit Maria Elise
Lüscher, Vater von vier Kindern, mit zugesichertem
Ortsburgerrecht der Burgergemeinde Bern.

7. Paul Friedrich Keppler, von Wildbad, Königreichs

Württemberg, geb. 1846, Zuckerbäcker in Viel,
seit 1876 daselbst niedergelassen, verheirathet mit Maria
Ernst, Vater von vier minderjährigen Kindern, mit
zugesichertem Ortsburgerrecht der Burgergemeinde Viel.

8. Johann Georg Friedrich Zeih er, von Eichen,
Großherzogthums Baden, geb. 1840, Bäckermeister in
Viel, seit 1870 im Kanton Bern wohnhaft, verheirathet
mit Rosina Stucki, Vater dreier minderjähriger Kinder,

mit zugesichertem Ortsburgerrecht der Burgergemeinde

Viel.

9. Lucien Narciß Guillerey, von Chamesol im
Departement des Doubs (Frankreich), geb. 1837,
Uhrenfabrikant in Courgenah, seit 19 Jahren im Kanton Bern
niedergelassen, verheirathet mit Marie Melanie Clara
Jvly, Vater eines minderjährigen Sohnes, mit
zugesichertem Ortsburgerrecht der Burgergemeinde Pruntrut.

10. Louis Mathieu Joseph Dubail, von Vaufrey
im französischen Departement des Doubs, geb. 1848,
Handelsmann in Pruntrut, seit seiner Geburt daselbst

wohnhaft, verheirathet mit Marie Philomöne Frossard,
Vater von fünf minderjährigen Kindern, mit zugesichertem

Ortsburgerrecht der Burgergemeinde Pruntrut.

11. Joseph Victorin Donzelot, ebenfalls von Vaufrey,

geb. 1853, Handelsmann in Pruntrut, seit mehr
als 20 Jahren daselbst wohnhaft, verheirathet mit
Marie Julie Adélaïde Varin, Vater von vier Kindern,
mit zugesichertem Ortsburgerrecht der Burgergemeinde
Pruntrut.

12. Johann Braun von Oberhaugstätt, Königreichs
Württemberg, geb. 1839, Bäckermeister in Pruntrut, seit
1868 daselbst niedergelassen, verheirathet mit Marie
Catherine Stouder geb. Bailly, Vater von sechs

minderjährigen Kindern, mit zugesichertem Ortsburgerrecht der

Burgergemeinde Pruntrut.

13. Sêvêrin Jules Humbert von Rêchêsy in
Frankreich, geb. 1851, Handelsmann in St. Ursanne,
seit 15 Jahren daselbst niedergelassen, verheirathet mit
Augustine Josephine Biland, Vater von fünf Kindern,
mit zugesichertem Ortsburgerrecht der Burgergemeinde
St. Ursanne.

14. Leo Emanuel Hartckann von Brünighofen
im Oberelsaß, geb. 1856, Sattlermeister in Pruntrut,
seit mehr als 16 Jahren daselbst wohnhaft, verheirathet
mit Marie Josephine Hublard, Bater von vier Kindern,
mit zugesichertem Ortsburgerrecht der Burgergemeinde
Epiquerez.

15. Denys Terraz, von Ilotro-vame-àn-Ulê in
Savoyen, geb. 1837, Handelsmann in St. Immer, seit
35 Jahren daselbst wohnhaft, verheirathet mit Marie
Rosalie Terraz, Vater von sieben minderjährigen Kindern,
mit zugesichertem Ortsburgerrecht der Burgergemeinde
St. Immer.

16. Franyois Sêverin Dêlaspre von 8t-àr?-Io-
Oro8 im französischen Departement des Oaàl, geb. 1831,
Buchdrucker, wohnhaft zu Delsberg, vorher in Freiburg,
feit seiner Jugend in der Schweiz, verheirathet mit Anna
Margaritha Müller, Vater dreier minderjähriger Söhne,
mit zugesichertem Ortsburgerrecht der Burgergemeinde
Epiquerez.

17. Jean Jarretout, von Mareuil, im französischen

Departement der Dordogne, geb. 1839, Zuschneider

in Bern, seit 1874 daselbst wohnhaft, verheirathet in
zweiter Ehe mit Rosina Krähenbühl, mit zugesichertem

Ortsburgerrecht der Burgergemeinde Pruntrut.
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StrccfnclchLctßgesuche.

(Januar 1889.)

1, Reinhard, Franz, Lehrer' zu Sutz, wurde wegen
WiderHandlung gegen das Stempelgesetz zu einer Buße
von Fr. 46 und zur Bezahlung der Extrastempelgebühr
verurtheilt. Er hat bezüglich der Buße zu Handen des

Großen Rathes ein Nachlaßgesuch eingereicht, mit der
Begründung, daß die von ihm begangene Gesetzesübertretung

nicht beabsichtigt gewesen sei, sondern auf einem

bloßen Versehen beruht habe, das durch die Eile
hervorgerufen worden sei, mit welcher er die zum Zwecke der

Kassation von vier Vollziehungsbefehlen nöthigen
Vorladungen an seine Gegner habe erlassen müssen. Die
Uebertretung des Stempelgesetzes bestand hierbei darin,
daß Reinhard die Nebendoppel jener vier Vorladungen,
die von ihm selber geschrieben und unterschrieben wurden,
bloß mit je einer Stempelmarke von fünfzehn Rappen,
statt mit einer solchen von dreißig Rappen versehen hatte.
Der Regierungsrath ist der Ansicht, daß die verhängt:
Buße im vorliegenden Falle vollständig gerechtfertigt und
daß ein genügender Grund zum Nachlaß derselben nicht
vorhanden sei.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriften-Kommission: id.

2. Thomann, Jakob, von Walterswyl, Zimmermann,

wohnhaft in Bern, geboren 1851, welcher am
4. Juli 1888 von der Polizeikammer wegen Anstiftung
zur Fälschung eines Wechsels im Betrage von Fr. 100,
sowie wegen wissentlich widerrechtlichen Gebrauchs dieses

Wechsels zu 31 Tagen Einzelhaft verurtheilt wurde,
sucht um Begnadigung nach. Er hat eine Anzahl
nachträglich beigebrachter Leumundszeugnisse eingereicht, mit
dem Beifügen, er sei überzeugt, daß wenn dem Gerichte
diese Zeugnisse vorgelegen hätten, seine Freisprechung
erfolgt wäre. Von amtlicher Stelle ist das Begnadigungsgesuch

des Thomann empfohlen, hauptsächlich seiner zahl¬

reichen Familie wegen, die durch eine längere Gefangenschaft

ihres Ernährers in äußerste Noth gerathen würde.
Der Regierungsrath kann dessen ungeachtet das
vorliegende Gesuch nicht empfehlen, weil nach seinem Dafürhalten

kein Begnadigungsgrund vorliegt. Die nachträglich
von Thomann eingereichten Zeugnisse hätten die
Strafbarkeit seiner Handlung nicht aufheben können. Daß
den Umständen, die auf die Minderung der Strafbarkeit
von Einfluß sein mochten, Rechnung getragen worden,
geht daraus hervor, daß das Gericht gegen Thomann
die denkbar mildeste Strafe ausgesprochen hat. Auf die
möglicherweise aus der Strafvollziehung resultirende
Nothlage der Familie kann ebenfalls nicht Rücksicht
genommen werden, denn es liegt im Interesse der
allgemeinen Sicherheit, daß Handlungen der vorliegenden Art
nicht unbestraft bleiben, sowie daß die dafür ausgesprochenen

Strafen auch vollzogen werden.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriften-Kommission: id.

3. Kurz, Gottfried, von Worb, Wirth, zu Thöris-
haus, wurde am 1. August 1888 vom Polizeirichter von
Laupen wegen WiderHandlung gegen die Vorschriften des

Wirthschaftsgesetzes zu einer Buße von Fr. 50, und zur
Bezahlung der Kosten, verurtheilt, weil er die am 2. Juli
v. I. bezogene Wirthschaft in Betrieb setzte, ohne vorher
die Umschreibung des Patentes auf seinen Namen
ausgewirkt zu haben. Er hatte zwar sogleich Schritte dafür
gethan, allein die Strafanzeige war schon eingereicht, als
die Patentübertragung am 23. Juli stattfand. Kurz sucht

um Erlaß der Buße nach mit der Begründung, daß er

an der Verzögerung der Patentübertragung nicht schuld
sei, sondern der Eigenthümer des Wirthschaftsetablisse-
ments, welcher die Pflicht übernommen, für die
rechtzeitige Uebertragung des Patentes zu sorgen, die Sache
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dann aber vergessen habe. Der Gemeinderath von Neuen-

egg und der Äegierungsstatthalter von Laupen empfehlen
das Gesuch. Der Regierungsrath hält ebenfalls dafür,
daß mit Rücksicht auf die kurze Dauer, während welcher
Kurz die Wirthschaft betrieb, ohne daß das für dieselbe

ertheilte Patent auf seinen Namen lautete, im
vorliegenden Falle die Bezahlung der Kosten als Strafe
für die Nichtbefolgung der bezüglichen Ordnungsvorschrift
genügen dürfte.

Antrag des Regierungsraths: Nachlaß der Buße
von Fr. 50.

Antrag der Bittschriften-Kommission: id.

4. Müller, Maria Luise, von Eriz, Dienstmagd,
geboren 1842, welche am 28. Februar 1888 von den

Assise» des II. Geschwornenbezirks wegen Diebstahl und
Unterschlagung zu 20 Monaten Zuchthaus, abzüglich
4 Monate Untersuchungshaft verurtheilt wurde, sucht um
Erlaß des Restes, eventuell, des letzten Viertheils ihrer
Strafzeit nach. Sie glaubt für das, was sie gefehlt
habe, genug gebüßt zu haben. Der von der Müller
begangene Diebstahl ist von keiner großen Bedeutung, da
die gestohlenen Sachen den Werth von dreißig Franken
nicht übersteigen. Anders verhält es sich hingegen mit
der Unterschlagung. Dieselbe beläuft sich, laut dem

gestellten Entschädigungsbegehren, auf eine Summe von
Fr. 4500, welche die Müller sich rechtswidriger Weise
aus Geldern aneignete, die ihr im Laufe des

Dienstverhältnisses von ihrer Dienstherrschaft zur Führung der

Haushaltung übergeben worden waren. Die
unterschlagenen Geldbeträge wurden von der Müller dazu
verwendet, ihr bei einer Sparkasse angelegtes Vermögen
ordentlich zu vermehren, das sie als Dienstmagd und

zum Theil auch durch rechtswidrigen Bezug von öffentlicher

Armenunterstützung erworben hatte. In der
Strafanstalt hat sich die Müller bis jetzt gut betragen, zu
einem mehr als den Zwölftel betragenden Nachlaß ist
indeß kein zureichender Grund vorhanden. Der
Regierungsrath hat deshalb beschlossen, das vorliegende
Begnadigungsgesuch nicht zu empfehlen.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriften-Kommission: id.

5. Hermann, Gottlieb, von Auswyl, geb. 1861,
Gräub, Johann, von Wyssachengraben, Drechsler, geb.
1870, und Schütz, Alfred, von Sumiswald,
Landarbeiter, alle drei wohnhaft zu Auswyl, sind am 29.
August 1888 von der Polizeikammer, wegen Theilnahme
an einem Raufhandel, jeder zu 15 Tagen Gefangenschaft,
solidarisch zu einer Entschädigung von Fr. 500, sowie

zu den Kosten des Staates im Betrage von Fr. 492
verurtheilt worden. Der fragliche Raufhandel fand in
der Neujahrsnacht 1887/88 statt und hatte seine

Veranlassung in dem zwischen der Jungmannschaft von
Auswyl einerseits, und derjenigen der Ortschaften Bezlis-

berg und Wyßbach andererseits, schon von Alters her
bestehenden Hasse. Die dabei vorgekommene schwere
Mißhandlung, theilweise durch ein gefährliches Instrument

verübt, hatte für den Mißhandelten eine mehr als
zwanzigtägige Arbeitsunfähigkeit zur Folge. Die drei
Verurtheilten suchen bei dem Großen Rathe um Erlaß
ihrer Gefangenschaftsstrafe, eventuell um Herabminderung
oder Umwandlung derselben in eine bescheidene Buße
nach. Sie machen geltend, die Strafe sei viel zu hoch,
und berufen sich dafür auf das erstinstanzliche Gericht,
welches in einem seiner Motive zum Urtheile ausführt,
das Minimum der gesetzlich zulässigen Strafe sei in
diesem Falle zu hoch, das Gericht würde bedeutend tiefer
gegangen sein, wenn das Gesetz dies zugelassen hätte.
Unter Hinweisung hierauf hat sodann das Amtsgericht
Aarwangen das Begnadigungsgesuch empfohlen, jedoch
nur soweit es Herrmann und Gräub betrifft, während
der Gemeinderath von Auswyl seine Empfehlung für
alle drei Petenten eintreten läßt. Der Regierungsrath
hält die von der Polizeikammer ausgesprochene
Gefangenschaftsstrafe für durchaus gerechtfertigt, denn es ist
anzunehmen, daß, wenn dieser Gerichtshof das gesetzliche
Minimum ebenfalls für zu hoch gefunden hättej er auch
seinerseits die Verurtheilten von Amteswegen zur
Begnadigung empfohlen haben würde. Die Häufigkeit
solcher Vergehen, bei denen das Messer immer dix erste
Rolle zu spielen Pflegt, sowie die besonderen Umstände,
unter welchen der vorliegende Straffall sich zugetragen
hat, lassen aber das eingereichte Begnadigungsgesuch nicht
als empfehlenswerth erscheinen.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriften-Kommission: Verschiebung.

6. Schmöker, Johann, von Unterseen, Maler,
geboren 1864, sucht um Erlaß des Restes der einjährigen
Korrektionshausstrafe nach, zu welcher derselbe am 12.
Juni 1888 von den Assisen des I. Geschwornenbezirks,
unter Ausschluß mildernder Umstände, verurtheilt worden
ist, weil er unter zwei Malen, des Nachts auf offener
Straße, an ehrbaren Weibspersonen, die nach Hause
gingen, gewaltsame Angriffe gegen die Schamhaftigkeit
verübt hatte, wobei die eine Verletzungen erlitten, für die

ihr vom Gericht eine Entschädigung von Fr. 500
zuerkannt wurde. Mit Rücksicht auf die Natur des
Vergehens hat der Regierungsrath beschlossen, das
vorliegende Begnadigungsgesuch nicht zu empfehlen.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriften-Kommission: id.

7. Burkhard, Johann, von Schwarzhäusern,
gewesener Bäcker, zu Ostermundigen, geboren 1836, hat
succesive vier Wechsel gefälscht und in den Verkehr gesetzt,
im Gesammtbetrage von Fr. 2450, der jedoch schon vor
Einreichung der Strafanzeige gegenüber der geschädigten
Bank durch eine verbürgte Obligation gedeckt war.



Burkhard wurde dafür, nachdem er von Anfang an die

ihm zur Last gelegten Fälschungen unumwunden
zugestanden hatte, am 6. August 1888 von der Kriminalkammer

zu 14 Monaten Zuchthaus, abzüglich 3 Monate
Untersuchungshaft, und der Rest von II Monaten in
Korrektionshaus umgewandelt, verurtheilt. Derselbe
sucht nun um Erlaß des letzten Drittels seiner Strafzeit

nach. Der Regierungsrath findet indeß keinen Grund,
der einen derartigen außergewöhnlichen Nachlaß zu
rechtfertigen vermöchte. Für das gute Betragen des Petenten
in der Strafanstalt wird ihm seiner Zeit der letzte

Zwölftel erlassen werden.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriften-Kommission: id.

8. Aerni, Wilhelm, von Bolken, Kantons Solo-
thurn, Sekretär, zu Dornach, wurde am 20. September
1888 vom korrektionellen Richter von Wangen wegen
Verleumdung zu acht Tagen Gefängniß verurtheilt.
Nachdem Aerni dieses Urtheil durch Fallenlassen der

Appellationserklärung angenommen hat, stellt er nun zu
Handen des Großen Rathes das Gesuch, daß die gegen
ihn ausgesprochene Gefängnißstrafe in Geldbuße
umgewandelt werden möchte. Er besorgt, daß die Vollziehung
der Gefängnißstrafe seine bürgerliche Existenz in Gefahr
bringen könnte. Der Regierungsstatthalter von Wangen
empfiehlt das Gesuch zur Berücksichtigung. Die von Aerni
begangene Ehrverletzung war eine schwere, indem durch
dieselbe ein geachteter solothurnischer Beamter der
Bestechung beschuldiget worden. Der Richter war nicht an
die ausgesprochene Strafart gebunden, er hätte auch Buße
aussprechen können, wenn er es für angemessen erachtet
hätte. Es liegt daher für den Regierungsrath kein

genügender Grund vor, die nachgesuchte Strafumwandlung
zu empfehlen.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„
' der Bittschriften-Kommission: id.

9. Käsermann, Fritz, von Bätterkinden,
Uhrenmacher, in Nidau, geboren 1857, welcher am 31.
Oktober 1888 von der Polizeikammer wegen Unterschlagung
eines Betrages von Fr. 28. 30 zu 8 Tagen Gefangenschaft

verurtheilt wurde, sucht um Erlaß, eventuell um
Herabminderung der gegen ihn ausgesprochenen Strafe
nach. Die Begründung des Gesuches geht davon aus,
daß eine strafbare Handlung von Käsermann nicht
begangen worden sei. Der Regierungsrath kann das

vorliegende Gesuch nicht empfehlen. Die Frage, ob eine

strafbare Unterschlagung in der Handlungsweise des

Käsermann liege oder nicht, ist in beiden Gerichtsinstanzen
übereinstimmend in ersterem Sinne entschieden worden
und was das zur Anwendung gelangte Strafmaß betrifft,
so erscheint dasselbe keineswegs zu hoch.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriften-Kommission:> id.

Beilagen zum Tagblatt des Großen Rathes. 1883.
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10. Steiner, Ferdinand, von Zielebach,
Landarbeiter, geboren 1842, wurde am 26. März 1888 von
den Assisen des III. Geschwornenbezirks wegen Meineid
zu einem Jahre Zuchthaus verurtheilt. Derselbe hat in
einem Ehescheidungsprozesse, in dem er von der beklagten
Ehefrau als Zeuge aufgerufen worden, sich durch ein
Geldversprechen der letzteren bestimmen lassen, vor Gericht
wissentlich eine falsche, den klagenden Ehemann belastende
Thatsache zu beschwören. Er sucht um Erlaß des Restes
seiner Strafzeit nach. Steiner hat sich, wie aus dem
Berichte der Verwaltung der Strafanstalt hervorgeht,
bisher gut betragen. Der Regierungsrath hält jedoch
dafür, daß in diesem Falle der Nachlaß deK letzten
Zwölftels, welcher schon mit dem 26. künftigen Monats
erreicht wird, hinreichend sei und kann deshalb das
vorliegende Gesuch nicht empfehlen.
Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriften-Kommission: id.

11. Thuler, Joseph, von Elay, Uhrmacher, wohnhaft

zu Delsberg, gegen welchen wegen Nichtbezahlung
der Gemeindesteuer das Wirthshausverbot verhängt wurde,
ist wegen Uebertretung dieses Verbotes im Laufe des

letzten Jahres vom korrektionellen Richter von Delsberg
vier mal bestraft worden. Drei Urtheile sind noch nicht
vollzogen, so daß Thuler von daher noch zwanzig Tage
Gefangenschaft auszuhalten hätte. Er sucht um Erlaß
dieser Gefangenschaftsstrafe nach, mit dem Nachweise,
daß er inzwischen die schuldige Gemeindesteuer nebst allen
Kosten bezahlt hat Der Regierungsrath hat beschlossen,
das vorliegende Strafnachlaßgesuch, mit Rücksicht auf die

geleistete Bezahlung und die ihm zugegangene zuverlässige
Mittheilung, daß Thuler nunmehr einen klaglosen soliden
Lebenswandel führt, zu empfehlen.

Antrag des Regierungsraths: Erlaß der 20 Tage
Gefangenschaft.

„ der Bittschriften-Kommission: id.

12. Renfer, Eduard, von Lengnau, gewesener Post-
gehilfe auf dem Postbüreau zu Saignelsgier, geboren
1855, wurde am 23. November 1888 von den Assisen
des Jura wegen fortgesetzten Unterschlagungen zum Nachtheil

der eidgenössischen PostVerwaltung zu 18 Monaten
Zuchthaus, abzüglich 2 Monate Untersuchungshaft,
verurtheilt. Sein gewesener Vertheidiger vertritt die Ansicht,
daß Renfer, mit Rücksicht auf seinen krankhaften Geisteszustand

nicht hätte bestraft werden sollen, und stellt, davon
ausgehend, zu Handen des Großen Rathes, das Gesuch,
es möchte dem Renfer der Rest seiner Strafzeit ganz
oder doch theilweise erlassen werden. Vier gewesene

Geschworne empfehlen das Gesuch. Der Regierungsrath
ist, nach Prüfung der Akten, nicht im Falle, dieser

Empfehlung sich anzuschließen. Renfer hat seine Strafzeit

erst vor Kurzem angetreten; er hat von derselben

noch viel zu wenig abgebüßt, als daß jetzt schon von
einem Strafnachlaß die Rede sein könnte, und andere

Begnadigungsgründe sind ebensowenig vorhanden.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriften-Kommission: id.

S
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13. Wittwer, Gottfried, von Trub, Knecht zu
Vielbringen, geboren 1865, welcher am 26. November
1888 wegen WiderHandlung gegen die kantonalen Jagd-
Vorschriften, betreffend das Verbot der Jagd an Sonn-
und Feiertagen, zu einer Geldbuße von Fr. 40 verurtheilt
wurde, sucht bei dem Großen Rathe um Erlaß der ganzen
Buße, eventuell eines Theils derselben, nach. Er macht
dafür geltend, er habe aus der fraglichen WiderHandlung
keinenUVortheil gehabt, weil der Hase, welchen er an
jenem Sonntage mittelst eines Flintenschusses zu erlegen
gesucht habe, nicht getroffen worden sei. Auch habe er

geglaubt, es sei ihm erlaubt, auf dem Grundeigenthum
seines Meisters alles Gewild erlegen zu dürfen, selbst
des Sonntags. Von dem bezüglichen Verbot sei ihm
nichts bekannt gewesen. Das Gesuch des Wittwer ist
vom Polizeirichter von Konolftngen, welcher die vom
Petenten vorgeschützte Gesetzesunkenntniß für glaubwürdig
erachtet, sowie vom dortigen Regie, ungsstatthalter
empfohlen. Der Regierungsrath kann indessen die
Vorbringen des Petenten nicht als Entschuldigungsgründe
gelten lassen, indem andernfalls das gesetzliche Verbot
der Jagd an Sonn- und Feiertagen illusorisch gemacht
würde.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriften-Kommission: Nachlaß der Buße
von Fr. 40.

w 4

LMM-vàl
betreffend

l!ie lli-ganigation lies 8àktkàì8 unll /ìi-vkivsi-îats

à Kkgikmng^tatàltki-amk öei-n.

(20. dünner 1880.)

Den (vl'0886 lìîltzl! äv8 Xîttàns! L6III,

in Betraebtuug, (lass infolge der ^rbeitsvermeb-
rung, welebe sieb auk dem Begierungsstattbalteramt
kern stetskort geltend maebt, eine Revision des
gleiekbetitelten Dekretes vom 22. Wintermonat 1881
notbwendig ersebeint;

in Anwendung' des § 9 des Desàes vom 24. lllär?
1878 betreffend die àts- und Derivbtssvbreibereien,

auk den Vntrag des Begierungsratbes,

besoà'ôssk:

Vrt. 1. Dür den Amtsbezirk Lern ist die Ls-
sorgung des Sekretariats und des ^rebivariats von
den übrigen Vintsverriebtungen des ^mtssobreibers
abgetrennt und einem besondern Beamten als Bureau-
ebek übertragen.

ikrt. 2. Die Wabl dieses Beamten. erkolgt vaeb
vorausgegangener ^ussebreibung und eingeboltem
Vorsoblage des kegierungsstattbalters dureb den
Begierungsratb.

^.rt. 3. Die Vmtsdauer beträgt vier dabre und
die Vmtsbürgsobakt 2000 Dranken.

^rt. 4. Die jäbrlivbe Besoldung wird auk 3000
bis 4000 Vr. festgesetzt.

Vrt. 5. Die Mbrliebe Bntsobädigung kür die
Debalte der nötbigen Angestellten wird in gleivber
lVeise^kestgesetzt und ausgvriebtet, wie die Bnt-
svbädigllngen der ^.mts- und Deriebtssebreiber kür
die Debalte ibrer Angestellten. (Z 13 des Gesetzes
betreffend die ^mts- und Derivbtssobreibereien vom
24. Närz 1878, Verordnung betreffend die Bntsvbä-
digung der ^mts- und Deriebtssebreibereien, vom
24. December 1884.)

^.rt. 6. Dieses Dekret tritt sofort in Rrakt und
ist in die Gesetzessammlung aukzunebmen.

Dureb dasselbe wird das Dekret betreffend die
Organisation des Kekretariats und J.robivariats des
Begierungsstattbalteramts Lern, vom 22. ^Vinter-
monat 1881, aukgebobsn.

/
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über die

liireltte 8tsat8- unli Kemeinlis8teuer.

Li-gkbni88 lier er8ten keratiiung.

(7. àli 1888.)

»
ver Krosse katìi âv8 Kaiìt0N8 Lein,

beseà'essê.'

^rt. 1.

Ois direkte ktaats- und Oemsindesteuer bestvät in
I. einer ^ktivbürgersteuer,

II. einer Vermögenssteuer und
III. einer Orwerbssteuer.

I. vie âktivbûrxersteuer.

^rt. 2.

kin jeder stimmlääige, im Kanton woänäakte
Kürger be^aält eine ^ktivdürgersteuer von Or. 1. 50,
wenn die Vermögenssteuer von àem in àt. 8, ^itk. 3,
angeküärtsn Vermögen Or. 1. 50 vom Oaussnd de-
trägt. Ist der kteuertuss dieses Vermögens ein äöäerer,
so wird àie Vktivkürgersteuer im gleivtivn Verluiit-
niss pro rata eräöät.

Vrt. 3.

Kemkin8ame Anträge à Kegierung8ratii8 unli

lier Komm'i88ion sut Krunàge lier Lrgekni8se
öer er8ten keràung äe8 Kro88vn Kà8.

(àânner 1889.)

ver Vrv88k KM à«8 Làv8 Kern,

besoMesst.-

àt. 1.

Oie direkte ktaats- unà Oemsindestsuer kesteät in
I. einer Vktivbürgsrstsuer,

II. einer Vermögenssteuer unà
III. einer Orwerbssteusr.

I. vie àliviàxvràuer.

àt. 2.

Oin jeder stimmkääigs, im Kanton woknkakte
kärger ke^akit eine àtivkûrgersteuer von Or. 1. 50,
wenn àie Vermögenssteuer von àem in ^rt. 8, 2iî 3,

angetüärten Vermögen Or. 1. 50 vom Oausend be-
trägt. Ist àer Ktsuerkuss àieses Vermögens ein äöäerer,
so wird àie ^ktivkürgersteuer im gleieäen Veräält-
niss eräöät.

^rt. 3.

Oie ^ktivbürgersteuer ist in derjenigen Oemeinde Oie àtivkûrgersteuer ist in derjenigen Gemeinde
2U entriekten, wo der kteuerpdivätige seinen IVoän- ?u entriekten, wo der Kteuerpüioktige seinen IVolin-
sit2 kat. sitiî äst.
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Lrxsdnl»» â«r orston Svratànwx.

II. vie Vvrmôxeilàiier.

^rt. 4.

ver Vermögenssteuer unterliegt àas im Kantons-
gebiet beûnàliebe unbeweglivbe Vermögen, sowie
àas einem Kinwobner àes Xantens angebôrenàe
Vermögen an Capitalien in Vemässbeit àes àt. 5.

^rt. 5.

vie Vermögenssteuer wirà erboben:
1. von àen grunàpkânàliob vsrsiobsrten verzins-

lieben Koràerungen;
2. von àen Vanàels-, Kabrik- unà Vowerbolonàs,

sowie von allen anàern verziinslioben Kapi-
talien (Obligationen, Sebulàvsrsobrsibungell,
Aktien, Depositen) unà àen unzänstragsnäen
Krämisnobligationen;

3. von àsm Vrunàeigentbum.

Vrt. K.

Lekreit von àer Vermögenssteuer sinà:
1. àas Vermögen eines Steuerpllivktigen, wenn

es àen Betrag von Kr. 2000 niât übersteigt;
» 2. àas Vermögen erwerbsunläbigör Körsonöll, wenn

es àen Letrag von Kr. 5000 niolit übersteigt;
3. àie öllentlivben Vebâuàe (^mtsgsbâuàe) unà

viegensebalten àes Staates unà àer Osmeillàen,
welebe unmittelbar 2U Staats- oàsr Oemeinàe-
Zwecken bestimmt sinà;

4. àie Kiroben unà Klarrbäuser àes Staates unà
àer Oemeinàen, àie öllentlioben Svbulbäuser
unà àie öllentlioben Kranken- unà ^rmenspital-
gebâuàe;

5. àie öllentlioben Saeben, wie Strassen, élusse,
Leen (3à 335 0.).

àt. 7.

ver Steuerpilivbtigs ist belügt, seine ver^inslieben
Sebulàen von àem steuerpiliebtigen Vermögen ad^u-
sieben, soweit àer Oläubiger im Canton Steuer-
pàiobtig ist.

Vnterplânàliob versieberte Sebulàen weràen von
àem Orunàsigentbum, auk welebem sie bakten, unà
lests veràsliobe Sebulàen obne Vz^potbek, solern
sie sebriktliob verurkunàet unà in ein öllevtlivbes
Register eingesobrisben sinà, von àem beweglieben
Vermögen in ^.b^ug gebraebt.

Vegentbeilige Verabreàungen swisvben Oläubi-
gern unà Sebulànern sinà ungültig.

vie Steuerbebôràen sinà bereebtigt, àie Kinsiebt-
nabme àer àie Sebulà- unà ^insplliobt beurkunàsn-
àen ^ktenstüvke ^u verlangen.

^.rt. 8.

Kür àie Anlage àer Vermögenssteuer wirà àer
lllassstab vom 1?ausenà ^u Vrunàe gelegt, in àem
Linné, àass àie Vermögenssteuer beträgt:

vem«1w»»iu« âààxv ào» »exlsranxsratà» unâ âsr
icomml»»tou ^ur -vetton Svratàwx.

II. vie Vermûxensîstvller.

L.rt. 4.

ver Vermögenssteuer unterliegt àas im Cantons-
gebiet beûnàliebe unbewegliebe Vermögen, sowie
àas einem Kinwobner àes Kantons angebôrenàs
Vermögen an Kapitalien in Oemässbeit àes ^rt. 5.

àt. 5.

vie Vermögenssteuer wirà erboben:
1. von àen grunàpkânàlieb versieberten verzins-

lieben Koràerungen;
2. von allen anàsrn ver^inslivben Kapitalien (Obli-

gationen, Sebulàversvbreibungsn, Depositen,
Stammantbeils), àen Aktien solvber Oesellsobal-
ten, welebe niobt im Kanton Lern ibren 8it?i
baben, unà àen un^instragenäen Krämienobli-
gationen;

3. von àem Orunàeigentbum.

^rt. 6.

Lekreit von àer Vermögenssteuer sinà:
1. àie öllentlieben Oebâuàe (^mtsgebâuàe) unà

Viegensvkalten àes Staates unà àer Oemeinàeu,
welebe unmittelbar -m Staats- oàsr Oemeinàe-
^weobsn bestimmt sinà;

2. àie Kireben unà Klarrbäuser àes Staates unà
àer Vemeillàen, àie öllentlioben Kebulbäuser
unà àie öllentlieben Kranken- unà àmsnspital-
gebâuàe;

3. àie öllentlioben Savben, wie Strassen, Klüsse,
Seen (3à. 335 0.).

àt. 7.

ver Steuvrptliobtige ist belugt, seine veràslivben
Sebulàen von àsm steuerplliebtigsn Vermögen ab^u-
sieben, soweit àer Oläubiger im Kanton Steuer-
plliebtig ist.

vnterplânàlieb versieberte Sebulàen weràen von
àem Orunàeigentbum, auk welebem sie bakten, unà
leste ver^inslivbe Sebulàen obne lZ/potbek, sokern
sie sebriltlieb verurbunàet sinà, von àem bsweglieben
Vermögen in ^b^ug gebraobt.

Oegentbeilige Verabreàungen swisoben Oläu-
bigern unà Sebulànern sinà ungültig.

vie Steuerbebôràen sinà berevbtigt, àie Kinsiobt-
nabme àer àie Svbulà- unà Ainsplliobt beurkunàen-
àen ^ktenstüvke ?u verlangen.

àt. 8.

Kür àie àlage àer Vermögenssteuer wirà àer
Nassstab vom l'ausenà siu Vrunàe gelegt, in àem
Sinne, àass àie Vermögenssteuer beträgt:
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Lrxsbuts» âvr or»teu Ssratàunx. Vomstusaiuv àtràxs âos »vx1«ruux»r»tà» uuâ âvr
^omiut«u>1ou sur »veltsu Svratduux.

1. bei landwirtbsvbaktlioben Vebäudsn und Vrund-
stüeken, sowie bei ^kaldunKen 1 kranken vom
kausend;

2. bei dem übriZen unbeweKlivben Vermögen
kr. 1. 20 vom kausend;

3. bei dem in ^rt. 5, 2it. 1 und 2, beseiobneten
Vermögen kr. 1. 50 vom kausend.

àt. 9.

vas unbsweKliobe VermoZen (VrundeiKentbum)
ist in der^eniKen Vemeinde su versteuern, wo es
lieKt.

vas vsrsteuerbare beweKliobe Vermögen (^.rt. 5,
^it. 1 und 2) ist duZe^en io der^eniKen Vemeinde
su versteuern, wo der LteuerplliobtiAe seivell ^Vobn-
sits bat.

àt. 10.

Oie 3 teuer vom unbewesslieben Vermögen kür die
letsten swei dabre baktet auk àem betretenden
VrundeiKvntbum pkandweise uvà swar allen anàern
kkandrevbten vorZebend. dede LtsuerkorderunA ist
àer kin^abe m amtliebe Vütsrverseiobnisse uvà
Zeriobtliobe Liquidationen entboben.

III. vie kriveikssteuei

à ii.
Oie Krwerbssteuer baden su entriobtell:

1. alle im Kanton wobllbakten kantonsbürKer,
LebweiserbürKer uaà kremde;

2. aile illllerbalb àes Kantons sessbakten oàer sum
Vesobaktsbetrieb in àemselben autorisirten Unter-
nebmunAön alleràt (krwerbs-, Handels-, Aktien-
Kesellsobakten, Korporationen, juristisebs ker-
sonen, LtiktunZen).

^rt. 12.

ver krwerbssteuer ist unterworfen:
1. deder krwerb, weleber von einem wissen-

sebaktlioben oàer künstleriseben öeruke oàer
einem Handwerke oder einer LeamtunZ oder
àstellunA oder irgend weleber àt von
Industrie, Handel und Vewerbe berrübrt.

2. vas kinkommen von Leibrenten und
Tensionen.

Beilagen zum Tagblatt des Großen Rathes. 1889.

1. bei landwirtksvbaktlioben Vebäuden und Vruud-
stüvken, sowie bei >ValdunK«n 1 kranken vom
tausend;

2. bei dem übrigen unbews^liebsn Vermögen
kr. 1. 20 vom kausend;

3. bei dem in àt. 5, Kit. 1 und 2, beseiobneten
VermöZen kr. 1. 50 vom kausend. Lei der
gebatsunK ist der Kinsertrag su berüoksiobtiKen.

III. vie Krverd8«teuvr.

à ii.
vie krwerbssteuer baden su entriobten:

1. alle im Kanton wobnbaften kantonsbürZer,
KvbweissrbürKer und kremde;

2. alle innerbalb des Kantons sessbaften oder
sum Vesobäktsbetrieb in demselben autorisirten
IInternebmunAen aller àt, deren kbätixkeit
auk krwerb xeriebtöt ist.

^.rt. 12.

ver krwerbssteuer ist Unterwerken:
1. deder krwerd, weleber von einem wissen-

sebaktlioben oder künstlerisoben Leruke oder
einem Handwerke oder einer LeamtunA oder
àstelluvK oder irgend weleber ^rt von
Industrie, Handel und Vewerbe, einsebliesslieb
des Letriebes der Landwirtbsobakt auk kremden
Vrundstüoken, berrübrt.

vie Kinse des im Handels- oder Vewerbebe-
trieb anZeleKten eigenen Kapitals der Kteuer-
ptiiebtiKvn sind als kbeil des versteusrbaren
VesebäktSKSwinnes su betravbten.

2. vas killkommen von Leibrenten und ken-
sionen.

3. ver von kinwobnern des Kantons besehene
krtraZ von im àslande KelsKsven Liefen-
svbakten.

4

àt. 9.

vas unbeweKlivbö Vermögen (VrundeiAentbum) ist
in der^eniAen Vemeinde su versteuern, wo es liext.

vas versteuerbare boweKliobe Vermögen (l^rt. 5,
Kit. 1 und 2) ist daASAen in dsr^eniKen (Gemeinde
su versteuern, wo der LteuerpiliobtiKe seinen IVobn-
sits bat.

à 10.

vie Lteuer vom unbsweKlioben Vermögen kür die
leisten swei .labre baktet auk dem betretenden
Vrulldöixentbum p^ndwsise und swar allen andern
kkandrevbten vorgebend.
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à 13.

Lei Lereeknung des versteuerburen Orwerbes sind
die Oewinnungsbosten in Vbsug su bringen.

^rt. 14.

Oie Orwerbssteuer wird berevbnet wie tolgt:
1. Oins teste Orwerbssteuer von Or. 2 besablen:

erwerbstübige mebrjübrige Oersonen ledigen
Ktundes, deren Orwerb Or. 700 niebt übersteigt,

erwerbstübige kinderlose Obegutten mit dem
gleivben Orwerb,

erwerbstübige Obegutten, lVittwer und >Vitt-
wen mit einem bis drei minderjübrigen Kindern,
deren Orwerb Or. 900 niebt übersteigt,

erwerbstübige Obegutten, ^Vittwer und lVitt-
wen Mit mebr als drei minderjübrigen Kindern,
deren Orwerb Or. 1100 niebt übersteigt.

Our diejenigen, welvbe die ^ktivbürgersteuer
entriebten, vertritt dieselbe die teste Orwerbs-

Steuer.
Oie ^Imosevgsnössigeu sind von jeder Or-

wsrbssteuer betreit.
«

2. Oilr die kssteuerung des Orwerbes, soweit er
die in Titter 1 beseiebneten ketrüge übersteigt,
wird der Nussstub von Or. 100 su Orunde gelegt.

Oer Ktenersuts rivbtet sieb nueb der Vermögens-
Steuer in dem Verbültniss, dass, wenn vom
Vermögen eine einkuebe Kteuer nueb ^.rt. 8 erboben
wird, die Orwerbssteuer Or. 1. 50 vom Hundert
betrügt.

Vrt. 15.

Oer Orwerb uns einer linternebmung oder aus
einem Lernt ist in derjenigen Oemeiude versteuerbur,
wo der Ktsuerpüiebtige den Kits seiner Orwerbs-
tbütigkeit bat.

Angestellte und Arbeiter, die ikren Orwerb niebt
in der (Gemeinde ibres lVoknorts kuben, sind tür
diesen Orwerb un letzterem Orte steuerptlivbtig.

Oie Leibrenten und Oensionen sind du su ver-
steuern, wo der Kteuerpüivbtige seinen lVobnsits but.

IV 8tvue>?u8vIilAx.

Vrt. 16.

lVenn die Oesummtsteusr, welvbe ein Kteuer-
ptliebtiger su bes üblen but, den Betrug von Or. 100
übersteigt, so ünden kolgende Ausvblüge stutt:

Lei einem Ktsuerbetrug von
Or. 101 bis 200: 5°/»

201 400: 10°/»
» 401 » 600: 15°/»
» 601 » 800: 20 °/o

lieber 800: 25 °/»

Vemvinsumv áwtràxs àvs »ox!ornl»x»rutb» Ullâ âor
Kommission sur svsttvu Sorutàuux.

à 13.

Lei Lereobnuug des versteuerburen Orwerbes sind
die Oewinnungsbosteu in ^.bsug su bringen.

Vrt. 14.

Oie Orwerbssteuer wird bsreebnet wie tvlgt:
1. Oine teste Kteuer von Or. 2 besublen:

erwerbstübige mebrjübrige Oersonvn ledigen
Ktundes, deren Orwerb Or. 800 niebt übersteigt,

erwerbstübige binderlose Obegatten mit dem
gleieben Orwerb,

erwerbstübige Obegutten, lVittwer und lVitt-
wen mit einem bis drei minderjübrigen Kindern,
deren Orwerb Or. 1000 niebt übersteigt,

erwerbstübige Obegutten, lVittwer und lVitt-
wen mit msbr uls drei minderjübrigen Kindern,
deren Orwerb Or. 1200 niebt übersteigt.

Oür diejenigen, welvbe die àtivbûrgersteuer
entriedten, vertritt dieselbe die teste Orwerbs-
Steuer.

Von jeder Orwerbssteuer sind ketreit die Oer-
sonen, deren Orwerbskübigbeit su einem Orwerb
von wenigstens Or. 500 niebt binreiebt.

2. Oür die kssteuerung des Orwerbes, soweit der
duberige ketrug die in Aider 1 beseiebneten
Kummen übersteigt, wird der Uussstsb von
Or. 100 su Orunde gelegt.

Oer Kteuersats riebtet sieb nueb der Ver-
mögenssteuvr in der lVeise, dass, wenn vom
Vermögen eine sinkuebe Kteuer nueb ^rt. 8 er-
Koben wird, die Orwerbssteuer Or. 1. 50 vom
Hundert betrügt und im Oulle der Orböduvg
der Vermögenssteuer in gleiebem Verbültnisse
erböbt wird.

Vrt. 15.

Oer Orwerb aus einer linternebmung oder aus
einem Lernt ist in derjenigen Oemeinds versteuerbur,
wo der Ktsuerpüiebtige den Kits seiner Orwerbs-
tbätigbeit but.

Angestellte und Arbeiter, die ibren Orwerb niebt
in der Oemeinde ibres lVobnorts buben, sind tür
diesen Orwerb un letsterem Orte stsuerptliebtig.

Ois Leibrenten und Oensionen sind du su ver-
steuern, wo der Kteuerpüivbtige seinen ^Vobnsits but.

IV. àieiAiislàx.
à 16.

lVenn die Oesummtsteuer, welvbe sin Kteuer-
ptliebtiger su besublen but, den ketrug von Or. 200
übersteigt, so ünden tolgende Auseblüge statt:

Lei einem Kteuerbetrug von
Or. 201 bis 400: 5 °/o

401 » 600: 10°/»
» 601 » 800: 15 °/»

801 » 1000: 20°/»
1001 1200: 25 °/»

Leber 1200: 30°/»
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V. kv8l«àu»x Äei' 8tv»vr.

à 17.

Oie Vermögenssteuer wird aiMbrlieb vom Orossen
Ratbe kestgesetst. lVenn ^edoeb der Kteuerkuss den
andertbalbkaeben Betrag der in Vrt. 8 und 14 nor-
mirten Bteueransätse übersteigt, so unterliegt der
betreffende kesebluss des Orossen Ratbes der Volks-
Abstimmung.

Vslllv1llss.ius Anträge âs» Itegtvrungsratlls nnâ âer
ILomiutsstoii snr svrsltsn Loratdung.

V. kàet^uiix Äer 8teue>'.

Vrt. 17.

Oie Vermögenssteuer wird alMbrliob vom Orosseu
Ratbe festgesetzt.

Bollte .jedoeb der Lteuerkuss den sweikaeben Be-
trug der in Vrt. 8 und 14 normirten Bteueransätse
übersteigen, so unterliegt der betreffende kesebluss
des Orossen Ratbes der Volksabstimmung.

VI. vie àîiinMIu»? à 8WIÜI'.

Vrt. 18.

Vür die Lesteuerung des unbeweglieben Vermögens
gilt die Ratastersebatsung. lieber sämmtliebe Ornnd-
stüeke und Oebäude einer Oemeinde ist in Verbin-
dung mit dem Vermessungswerke ein naeli Rigen-
tbümern geordnetes Register mit Angabe des Rlävben-
inbalts und der Bvbatsung der einzelnen Objekte su
fübreu.

Vrt. 19.

Oie àsmittlung und Reststellung des übrigen
steuerpüiebtigen Vermögens und des Rrwerbes erfolgt
auk Orundlage einer Belbstsvbatsung des Lteuer-
püivbtigen.

Vrt. 20.

Osgen die Vbänderung der Belbstsebatsung eines
Bteuerpüivbtigen lmt derselbe das Rekursreebt. dede
Vbänderung ist ibm unter Nittbeilung der Rekurs-
frist und der Rekursbebörde ansuseigen.

Oem Btaate stebt ebenfalls das Rekursreebt gegen
erstinstansliebs Bteuersebatsungen su.

Vrt. 21.

Lei Lteuerptliobtigen, welvbe eine Belbstsebatsung
einsureiebeu unterlassen, ündet die Restsetsung des
steuerbaren bewegliobsn Vermögens und Rrwerbes
naeb Rrmessen der Bteuerbekörde statt. Oie llnter-
lassung der Binreivbung einer Beibstsebatsung svbliesst
den Verhiebt auf den Bebuldenabsug und auf das
Rekursreebt in sieb.

Vrt. 22.

VIle Rekurseingaben, in welvben ein Bteuerpüieb-
tiger die Abänderung einer erstinstanslieben Lteuer-
sebatsung verlangt, baben genaue Vngaben über die
besüglieben Verbältnisse su entbalten. Oie blosse
und niebt begründete kebauptung der llnriobtigkeit
der ersten Lobatsung ist niebt su berüoksivbtigen.

VI. vie àlllttàlx àr 8tenei'.

à 18.

?ür die Besteuerung des unbeweglieben Vermögens
gilt die Ratastersebatsung. lieber sämmtliebe Orund-
stüeke und Oebäude einer Oemeinde ist in Verbin-
dung mit dem Vermessungswerke ein naeb Bigen-
tbümern geordnetes Register mit Vngabe des Rläeben-
inbalts und der Kebatsung der einzelnen Objekte su
fübren.

Vrt. 19.

Ole Vusmittlung und Veststellung des übrigen
versteuerbaren Vermögens erfolgt auk Orundlagv
einer Lelbstsebatsung des Kteuerpüiebtigen.

Oer versteuerbare Brwerb wird von den Zteuer-
bebörden obus Belbstsebatsung klassenweise kestge-
setst.

Vrt. 20.

Oegen die Vbänderung der Kelbstsebatsung eines
Lteuerpüivbtigen, sowie gegen die ^estsetsung seines
versteuerbaren Rrwerbes bat derselbe das Rekursreebt.

dede Abänderung der Belbstsebatsung und
jede ?estsetsung des versteuerbaren Rrwerbes ist
ibm unter Nittbeilung der Rekursfrist und der Re-
kursbebörde ansuseigen.

Oem Staate und der Oemeinde stebt das Rekurs-
reobt gegen erstinstanslivbe Bteuersobatsungen gleieb-
falls su.

Vrt. 21.

Lei Steuerpfliobtigen, welvbe eine Belbstsvbatsung
einsureiebeu unterlassen, ündet die ?estsetsung des
versteuerbaren beweglieben Vermögens naeb Rr-
messen der Steuerbebörde statt. Ois linterlassung
der Binreivbung einer Selbstsebatsung svbliesst den
Versiebt auk den Kebuldenabsug und auf das
Rekursreebt in sieb.

Vrt. 22.

Vlle Rekurseingaben müssen motivirt sein. Oie
niebt begründete Lebauxtung der linriebtigkeit der
ersten Bebatsung ist niebt su bsrüeksivbtigen.
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àt. 23.

Oegenüber dem abweisenden Rntsebeid der Re-
kursbebörde stebt àem Ateuerpiliebtigen das kevbt
su, die Anordnung einer amtlieben Rntersuebung /n
verlangen. Das Resultat dieser Rntersuebung ist kür
die Ateuerbebörden verbindiieb.

>Ver àem Rntersuebungsbeamten über seine Ver-
mögens- oder Rrwerbsverbältnisse absivbtlivb kalsvbe

Angaben maekt, eàer auk kefragen absiebtliob wabre
Rbatsavben versebweigt, wird naeb àt. 118 dosAtraf-
gesetsbuebes bestraft.

^rt. 24.

Ranken unà anàere Oeldinstitute sinà verpiliebtet,
àie Ateuerbebörden ank Verlangen von àen bei
ibnen gemaekten Oeldeinìagen Kenntnis« nebmen
su lassen. Oie Rebernabme àer Ktener am RIatso
àer Rinleger ist ibnen untersagt.

àt. 25.

Lei àem Rodeskall eines Ateuerpiliebtigen soll
ein kostenfreies amtliebes Inventar aufgenommen
werden.

VII. ^teueideliûi'àli.

àt. 26.

Oie Rinwobnergemeindrätbo eàer àereu Kom-
Missionen besorgen unter Verantwortliobkeit àer
Oemeinden àie Anlage unà Oübrung àer Ateuer-
register. Aie begutaebten àie Aelbstsebatsung àer
Ateuerpiliebtigen su Hanàen àer Resirkssteuerkom-
Missionen unà mavben ibre Vorseblägo besügliob àr
taxation derjenigen Ateuerpiliebtigen, welobe keine
Aelbstsebatsung eingeroiebt babev.

Nobrero Oemoinden können sieb sur Lesorgung
àer Ateuerangelegenbeiton vereinigen.

^rt. 27.

Oür Rinsobatsuvg àer Ateuerpiliebtigen werden
Lesirkssteuerkommissionen von fünf bis noun Nit-
gliedern aufgestellt. Oie ^Vabl àerselben stebt àem
Regierungsratbo su.

Nebrere ^mtsbesirke können su einem Ateuer-
besirk voreinigt werden.

Oie Rinwobnergemeindratbe oàer àeren Ateuer-
Kommissionen sinà beroebtigt, sieb bei àen Verband-
ìungen vor àen Lesirkssteuerkommissionon vertreten
su lassen.

Vvmvtnsainv Anträge âvs Itvgtornngsratds nnà âvr
I^oinnllssloi» sur sweltvn Lvratdung.

à 23.

Oegenüber àem abweisenden Rntsvbeid der ke-
kursbebörds stebt dem Ateuerpiliebtigen das Reebt
su, die Anordnung einer amtlivben Rntersuebung su
verlangen. Oas Resultat dieser Rntersuebung ist kür
die Ateuerbebörden verbindlivb.

"iVer dem Rntersuebungsbeamten über seine
Vermögens- oder Rrwerbsverbältnisso absivbtlieb falsobe
Angaben maebt, oder auf kefragen absiebtlieb wabre
Rbatsaoben versebweigt, wird naeb àt. 118 des Ltraf-
gesetsbuebes bestraft.

à 24.

Ranken und andere Oeldinstituts sind verpiliebtet,
die Ateuerverwaltung und ibre Orgaue auf Ver-
langen von den bei ibnen gemaebten Ooldoinlagen
Kenntniss nebmen su lassen. Oie Rebernabme der
Ateuer am RIatso der Einleger ist ibnen untersagt.

Vrt. 25.

Lei dem Todesfall eines Ateuerpiliebtigen sind,
sokern versteuerbares Vermögen vorbanden ist oder
als vorbanden vermutbet werden kann, dessen Rrben
verpiliebtet, über die Verlassensvbakt ein Inventar
su Randen der Ateuerbebörden auksunebmen oder
aufnebmen su lassen. Kommen die Rrbon dieser Vor-
piliebtung nivbt naeb, oder sollte die Riebtigkeit oder
Vollständigkeit dieses Inventars von den Kteuor-
bebörden beanstandet werden, so ist die amtlivbe
Rntersuvbung ansuordnen. (^rt. 23.)

VII. 8teukàdorà.
^.rt. 26.

Oie Rinwobnergemeinderätbe oder deren Rom-
Missionen besorgen unter Verantwortliebkeit der
Oemeinden die Anlage und Oübrung der Atvuer-
register. Ais begutaebten in Letreik des versteuer-
baren beweglivben Vermögens (^rt. 19) die Aelbst-
sebatsung der Ateuerpiliebtigen su Randen der Le-
sirkssteuerkominissionen und maeben ibre Vorsvbläge
für die Raxation des versteuerbaren Rrwerbes, so-
wie des versteuerbaren beweglieben Vermögens
derjenigen Ateuerpiliebtigen, welebe keine Lelbstsebatsung
öingereiebt baben.

Nebrere Oemeinden können sieb sur Lesorgung
der Ateuerangslegenbeiten vereinigen.

à 27.

Rür Rinsebatsung der Ateuerpiliebtigen werden
Lesirkssteuerkommissionen von fünf bis neun lilit-
gliedern aufgestellt. Oie Wabl derselben stobt dem
Regierungsratbo su.

Nebrere ^.mtsbesirke können su einem Ateuor-
besirk vereinigt werden.

Oio Rinwobnergemeindorätbe oder deren Ateuer-
Kommissionen sind bereebtigt, sieb bei den Verband-
langen vor den Lesirkssteuerkommissionen vertreten
su lassen.
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^.rt. 28.

Live vom kegieruugsratbe kür vier àabre ge-
wäblte kantouale kekurskommissiou voll 15 Nit-
glieàeru eutsekeiàet über àie Lteuerrekurse enàgûltig.
Vorbebalteu bleibt ^eàovb àer ^.rt. 23.

à 29.

Lür àie uuter Nitwirkuug àer Oemeiuàeu vorsu-
uebmeuàe LiusvbâtsullgàerLiegousobakteu (Kataster-
sobatsuug) wirà ebeukalls eine kantonale kowwissiou
voll 15 Nitglieàeru aufgestellt, àereu ^abl àeiu ke-
gieruugsratb sustebt.

Vrt. 30.

Lei alleu 8teuerverbauàlungeu soll àer 8taat àureb
geeignete Organe vertreteu sein.

VIII. 8leuerde^ux.

Vrt. 31.

ver 8tenerbesug vvirà vou àeu Liuwobusrge-
meillàerâtbeu uuter àer Verautvvortliebkeit àer Oe-
meiuàeu besorgt.

vie Kteueru weràeu iu àer Kegel Mbrliob de-
sogeu, ^eàovb ist àeu Oemôiuàôll gestattet, àeu Le-
sug balbMbrlieb vorsuuebmen.

Vrt. 32.

Lteuerpkliebtige, wslebe àie svbulàige steuer uiebt
illllsrbalb àer sum Lesuge auberallmteu Lrist oàer
àer im Liuselkalle gewäkrteu 8tûnàiguug besableu,
weràsu kür so lauge im Ltimmrsebt eillgestellt, als
àie Lteuer uivbt besablt ist.

IX. 8tvuervvr8eIilAxni88e Ullll 8teuer8treitlxkeitell.

à 33.

Lteuerpkliebtige, vrelebo steuerbares Vermöge» oàer
steuerbarell Lrwerb eutweàer gar uivbt oàer uur.
lluvollstâuàig versteuern, babeu im Lutàevkuugskalle
àie sutsogeueu Kteueru bis sum sweikaebeu Betrage
su eutrivbteu.

àt. 34.

IVeuu àie Llltàôvkuug àer Lteuerverseblaguiss
uaob àem Lvàs àes Ltsuerpkliobtigeu srkolgt, so

Beilagen zum Tagblatt des Großen Rathes. 1889.

Vsmo1»ss.u»s Anträge âss Rvgtvru»g»rat1u> »»â âvr
lTommlssto» sur svvlts» Svratàunx.

àt. 28.

Lille vom kegieruugsratbe kür vier àabre ge-
wäblte kautouale kekurskommissiou vou 9 Nit-
glieàeru eutsvbeiàet über àie Lteuerrsüurse euàgûltig.
Vorbebalteu bleibt ^eàovb àer à. 23.

^.rt. 29.

Lür àie uuter Nitwirkuug àer Oemeiuàeu vorsu-
llvbmeuàe Liusebätsuug àer Liegeusvbakteu (Kataster-
svbatsullg) wirà ville kautouale Kommission vou 15

Nitglieàeru aukgestellt, àereu Vabl àem kegierungs-
ratb sustebt.

^.rt. 30.

Lei alleu Lteuerverbautllungeu soll àer Ltaat àureb
geeignete Organe vertreten sein.

VIII. 8teuviàux.

à 3i.

ver Kteuerbesug wirà vou àeu Liuwobuerge-
meinàerâtbvll uuter àer Verautwortliobkeit àer Oe-
msinàeu gegen eine àureb Dekret kestsusetseuàe
Llltsebâàigullg besorgt.

vie steueru weràeu in àer Kegel Mbrlivb be-
sogeu, ^eàoeb ist àeu Oemeiuàeu gestattet, àeu Le-
sug balbjäbrlieb vorsullebmeu.

àeàe Lteuerkuràerung ist àer Liugabe in amt-
liebe Oûterverseiebuisse uuà geriebtlieke Litiuiàa-
tionvll eutbobeu.

à 32.

Kteusrpiliobtige, welvbe àie svbulàige Steuer uivbt
illuerbalb àer sum Lesuge auberaumten Lrist oàer
àer im Linselkalle gewäbrteu gtûuàiguug besableu,
vveràen kür so lauge im Ltimmrevbt eiugestellt, als
àie 8teuer uiebt besablt ist.

Löswillige kivbterkülluug àer Lteuerpâiebt wirà
mit V^irtbsbausverbot bis auk 2 àabre oàer mit Oe-
käuguiss bis auk 5 "tage bestrakt.

IX. 8tellvrver8edl»xni88e uiill 8te«er8treitixlìeiten.
»

àt. 33.

Lteuerpâivbtige, welebe versteuerbares Vermögen
oàer versteuerbareu Lrvverb eutweàer gar uiebt oàer
uur uuvollstâuàig versteueru, babeu im Lutàevkuugs-
kalle àie eutsogeueu Kteueru bis sum sweikavbsu
Letrage su eutriobteu.

àt. 34.

IVeuu àie Lutàevkuug vou Lteuerversoblaguissen
naeb àem ?oàe àes Lteuerpàivbtigeu erkolgt, so

5
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batten die Orden bis liim Lelnuke der Verlnsnensebntt
kür den navblulnklenden Betrag.

Ontstekt ill solebsn Onllen ein streit üder dnn
Vorbnvdensein oder die Höbe von steuerversvblng-
nissen, so baden die Orden im Oalle de8 Unter-
liegeus die Oonten der nmtlieken Inventarisntion lu
belnklen. sie baden in Lelug nut die lur Verlasen-
svbnkt gekörenden, nuk das streitverbnltnins sieb
beliebenden OrLunden (Oinsrödel, Laus- und Landein-
biieder, Inventarien, 'Lbeilungninstrumente u. 8. w.)
die nnmliebe Oditionnpüiebt, wie 8ie den Lnrteien
im Oivilproless obliegt, und e8 trete» im Oalle der
Verweigerung der Odition die dort vorgesebenen
Oölgen ein. ^8 203 und tolgende de8 Oenetlbuebes
über dnn geriebtlivbe Verknbren in Livilreebtnntreitig-
Leiten.)

à. 33.

Oie steuern mit Inbegritk der steuerbunsen ge-
dören lu dell öktentlieben Leistungen und werden
bei streitigLeiten à 8oiede bebnndelt. (àt. 19 de8
Oesetles über das Verknbren in streitigLeiten über
ötkentliobs Leistungen vom 20. Nnrl 1854.)

Vsrllvtwsa.il»« Entraxe âo» RvKtori»i»xsr»tI»» ru»â âor
ILoillmIssIoi» swr svvttvl» Svr»tI»»i»K.

batten die Orbell bi8 lum Leinute der Verlnsnensebntt
kür den nneblulablenden ketrag.

Ontstebt in 8oieken Onllen ein streit über das
Vorbnndensein oder die Höbe von steuerverseblag-
nissen, 80 bnben die Orden in Lelug nut die lur Ver-
In88en8ebnkt geböreuden, nut dn8 streitverbnltnisn 8ieb
beliebenden Urkunden (Oinnrödel, ltnu8- und Handels-
düober, Inventarien, l'beilnngninntrumente, u. 8. w.)
die nnmliebe Oditionnpüiebt, wie 8ie den Lnrteien
im Oivilprolesn obliegt, und es treten im Oalle der
Verweigerung der Odition die dort vorgo8ebenen
Oolgen ein. (Z 203 und toigende den Oenetlbuebes
über dnn gerioktiiebe Verknbren in Livilrevbtnstreitig-
leiten.)

àt. 35.

Oie steuern mit Inbegritt der steuerbunnen ge-
kören lu den öKImtlivben Leintungen und werden
bei streitigLeiten als noiebe bebnndeit. (Vrt. 19 den
Oesetlen über dnn Vertnbren in streitigLeiten über
öttentliebe Leintungen vom 20. Nnrl 1834.)

X. Ke8v«<lere Ve8tilliimi»x delràiA Sie

kemei»listenvi'.

.Vrt. 36.

Oer Lelug der Oemeindenteuer erkoigt nut Orund-
Inge den stnntsnteuerregintern den Inukenden dnbres,
und sn gelten tur die Oemeindenteuer die nnmiieben
Vorsvkritten, wie kür die stnntssteuer, ^edovb mit
toigenden Vunnnbmen:

1. Lei Lereebnung der Oemeindesteuer ündet
weder ein- sebuidennblug (V.rt. 7), noeb ein
steuerlusvblng (Vrt. 16) ntatt.

2. steusrpüiebtige, die in vernebiedenen Oemein-
den ibr Oewerbe oder ibren Leruk nunüben,
baden die Oemeindenteuer »neb Verbnltniss
der ^undebnung des Oesebnktes nn diese Oe-
meinden lu entriebten.

3. steuerpüiviitige, weiebe wnkrend einen steuer-
.jnbres ibren IVobnsitl weebnein, bnben die
knIbMkrliobe Oemeindesteuer ^eweilen dn lu
entriebten, wo nie sieb wnkrend den grönserßn
Okeiles den IInlbMkres nukgebniten bnben.

X. kviMlàe kestimmunxen belreffeiii! die
Kemààteuei'.

àt. 36.

Oer Lelug der Oemeindesteuer ertoigt nut Orund-
Inge den stantnsteuerregisters den Inukenden dnbres,
und es gelten tür die Oemeindesteusr die nnmiieben
Vornvbritten, wie tür die stnntnnteuer, )edoek mit
toigenden Vusnnbmen:

1. Lei Lereebnung der Gemeindesteuer ündet
Lein steuerlusvblng und mit ^usnnbme der
wobitkntigen und gemeinnütligen àntnlten
Lein sebuldennblug statt. Os int ^edvob einer
Oemeinde gestattet, dnn reine Vermögen bei
Lereebnung der Oemeindentener dem steuer-
luneblng lu unterstellen.

^bnnâernngsnntrng âo» üvglsrnnKsrntI»».

KretââA der 11'orte à der L. ««md '

- âd md der «uo^^^dà'Ae» âd
AemsànîàtAên »

2. On int einer Oemeinde gestattet, die Oemeinde-
Steuer nuk die Onbrniss (sntl. 340 O.) nuslu-
debneu, soweit dieselbe niebt lum Handels-
oder Oewerbetonds gekört. Oin soleker Le-
svbluss bednrk ^edovb der Oenebmignng des
Orossen Rntbes.

ILdllwâvrnwxsailtrnN âv» lîvgtvrnngsrntlis.
Kreicà»»A der ^»Fer Z der XoMmissmn âd

^1î«/»îâms eàer »leite» ^i/fer L foÛAe>îde>»

sVoràîdes.'
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Lrxavwt»» âor vraîsa SoratdaoK. Vomslasalav àtrâxs âs» »«Klvrawxsratdo aaâ âor
Xoluu»!«»to» sar svsltva Ssratàaax.

» « ^staîken «à? /"à à
« ^emeiackesketter soîvo/ìl vow der à ^lrt. S

« 2 «?zd Z eiMeâenen Kermo//e»î«sà6r,
« «/« von der à 7L enà^enen d-frîoerbs-

- » skeîter be/reà »

3. Steuerptliobtige, die in versebiedenen Oemein-
den ibr Oewsrbe oder ibren keruk ausüben,
baden die Oerneindesteuer naeb Verbältniss
der ^usdebnung des Oesekäktes an diese Oe-
meinden «n entriobten.

4. Steuerptliobtige, welobe wäbrend eines Steuer-
sabres ibren IVobnsits weebseln, baden die
balbMbrliobe Oemeindesteuer .jeweilen da su
entriobten, vv» sie sieb wäbrend des grösseren
'kbeiles des DalHabres ankgebalten baden.

XI. Ke8onà'v Vv8limmuuxvtt dvtreffeuit «!ie

«taatlielien kriMMàNen.

Vrt. 37.

vie staatiieben Kreditanstalten (ll^potbekarkasse
und kantonalbank) sind sowobl für das m Vrt. 5
Aikk. 1 und 2 genannte Vermögen ais für ibren kr-
werd von der Oemeindesteuer befreit.

ádânâorungsantrag âvs Iles1vr»»x»ratd».

sn ^4rt. .?7 -

» D»re/» /kese/às,«,' des Grossen dîaâes
« können die f?e/dein^«Aen bek diesen ^4n-
« sàiten sedîoeise sfootsstener/rei er/därk
- îoevden. >

XI. 8elààsà»i»u»?ett.

^rt. 37.

11er Orosse lìatb wird die sur Vollsiebung dieses
Oesetses llotbwendigen Dekrete erlassen und darin
NÄlnentlivb kestsetsen:

1. die Versebrikten über die nabere Organisation
und die kvtsobädigung der Steuerbebörden,
sowie über die kunktionen der Steuerorgane
des Staates und deren kntsobädigung,

2. das Verkabren bekuks Sobatsung der Steuer-
od^ekte, des Sobuldenabsugs, der Vusmittlung
und des Resuges der Steuern, sowie die küb-
rung der Steuerregister,

3. das Verkabren betreffend ^uknabme des amt-
lieben Inventars und die daberigen Oebübren,

4. die sur Kinkübrung des Oesetses iin neuen
kantonstbeii erforderlieben lilassregeln,

5. die erforderlieben Vorsebrikten über das Steuer-
wesen in den Oemeinden.

Xll. 8e!àà8tilumnttj?vn.

Vrt. 38.

Der Orosse katb wird die sur Vollsiebung dieses
Oesetses notbwendigen Dekrete erlassen und darin
nainentlieb kestsetsen:

1. die Vorsebrikten über die näkere Organisation
und die kntsebädigung der Steuerbebörden,
sowie über die kunktionen der Steuerorgane
des Staates und deren kntsobädigung,

2. das Verkabren über Sebatsung der Steuer-
objekte, Sebuldenabsug, kestsetsung des ver-
steuerbaren krwerbes, ^usmittlung und Lesug
der Steuern, sowie kükrung der Steuerregister,

3. die sur kinkübrung des Oesetses im neuen
kantonstböil erkorderlioben Nassregellt,

4. die erkorderlioben Vorsebrikten über das Steuer-
wesen in den (Gemeinden.
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Lrxsbiit»» âsr «raton Svratdnng.

à 38.

Disses (leset? tritt naeb àessen Vnnabme àureb
àas Volk unà naeb Trlass àer in àt. 37 vorge-
»ebenen Dekrets in Trakt unà ist àer lìegierungs-
ratb mit àem Voll?ug beauktragt. àk àen genannten
Zeitpunkt sinà aukgeboben aile mit àiesem Desst?e
unà àen erlassenen Dekreten im IViàerspruvb sieben-
àen Lestimmuugen àer bisberigen Deset?e unà Ver-
orànungen über àas Steuervvesen, über àas Verkab-
ren betrekkenà àie ^uknabme àes amtlieben Inventars
unà über àie àakerigen Debübren.

Tamentlieb sinà im genannten Zeitpunkte auk-
geboben:

1. àas (leset? über àie Vermögenssteuer kür àen
alten Tantonstbeil vom 15. När? 1856 nebst
àen saebbe?üglieben Voll?iebung8verorbnun-
gen;

2. àas (leset? über àie Tinkowwenssteuer vom
18. illär? 1865, nebst àen saebbe?üglioben
Voll?iebullgsverorànungen;

3. àas Doset? über àas Ateuer^vesen in àen
Demeinàen vom 2. September 1867 ;

4. àie im àura noeb in Trakt bestsbenàen be-
sonàern Deset?e unà Verorànungen über àie
Drunàsteuer.

Zern, àen 7. àuli 1888.

/m àmew àes Grosse»! àà
àer Drasiàent

!^r. öüklmann,

àer Ltaatssebreiber
Larger.

Vsinvlnatuno ántrâgv âo» lîogtvrnugsraìûs nnâ âvr
Lonuntaatou sur ivvttvn Loratdnng.

àt. 39.
K

Disses deset? tritt naob àesssn V.nnabme àurvb
àas Volk unà navb Trlass àer in Vrt. 37 vorge-
«ebenen Dekrete in Trakt unà ist àer Legierungsratb
mit àem Vollzug beauktragt. àk àen genannten
Zeitpunkt sinà aukgeboben alle mit àiesem (leset?e
unà àen erlassenen Dekreten im ^Viàersprueb sieben-
àen kestimmungev àer bisberigsn (leset?« unà Ver-
orànungvn über àas Kteuerwesen.

Tamentliob sinà im genannten Zeitpunkte auk-
geboben:

1. àas (leset? über àie Vermögenssteuer kür àen
alten Tantonstbeil vom 15. Nar? 1856 nebst
àen saobbv?üglieben VoI1?iebungsverorànull-
gen;

2. àas (leset? über àie Tinkommensstouer vom
18. När? 1865, nebst àen saebbe?üglieben
Voll?iebungsverorànungen;

3. àas (leset? über àas Kteuerwesen in àen
(lemeinàen vom 2. Lsptember 1867;

4. àie im àura noeb in Trakt bestebenàen be-
sonàern (leset?« unà Verorànungen über àie
(lrunàsteuer.
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à?

der

Jinanzdirektion an den HìegierungsratH

zu Handen des Großen-Raths

betreffend

die Kiwttfim der Anleihe» her Im-Kem-LaM-Kahn-GesrWnst.

(IS. Februar 1889.)

Hochgeachtete Herren,

Durch Volksbeschluß vom 24. April 1881 hat der

Staat Bern sich verpflichtet, gegenüber den Gläubigern
des 4 Ho Anleihens der Jurabahngesellschaft vom Jahr
1881 im Betrage von Fr. 33,000,000 als Bürge für die
richtige Verzinsung.und Rückzahlung zu haften. Dieses
Anleihen ist infolge des Verkaufes der Linie Jura-Jn-
dustriel durch Rückzahlung von Fr. 4,000,000 auf
Fr. 29,000,000 reduzirt worden.

Die Jurabahngesellschaft hat nun mit der Kantonal-
bank von Bern und der Bank für Handel und Industrie
in Darmstadt und Berlin einen Vertrag abgeschlossen,
nach welchem das 4 Ho Anleihen von Fr. 29,000,000
sofort auf den "0. September 1891 gekündet, und
für die Rückzahlung desselben ein treues Anleihen vom
gleichen Betrage zu 3Hs Ho aufgenommen wird, dessen

Obligationen oder am Platze derselben entsprechende Jn-
terimsscheine jedoch schon auf 31. März 1 889
ausgegeben werden sollen. Da das alte Anleihen erst auf
30. September 1891 gekündet werden kaun, so ist es

nur auf diese Weise möglich, die Konversion schon jetzt

zu bewerkstelligen, worauf die Jurabahngesellschaft Werth
legt, einestheils um schon vom 1. März 1889 an in
den Genuß der Zinsreduktion zu kommen, anderseits
weil es nicht sicher ist, ob im Jahre 1891 die Konversion
zu den gegenwärtigen Bedingungen oder überhaupt möglich

wäre.

Beilagen zum Tagblatt des Großen Rathes. 1889.

Auf diese Weise werden vom 31. März 1889 bis
zum 30. September 1891 zwei Anleihen neben einander
bestehen, soweit die gegenwärtigen Inhaber der Obligationen

des alten Anleihens nicht von dem Anerbieten
Gebrauch machen, die alten Obligationen gegen neue
auszutauschen. Nach dem Vertrage werden nämlich die
Banken den Inhabern der alten Obligationen die neuen
Obligationen zum Umtausch anbieten mit einer Vergütung
der Zinsdifferenz vom 31. März 1889 bis 30. September
1891. Soweit dieser Umtausch nicht stattfindet, werden
die Banken der Jurabahngesellschaft den Zins der neuen
Obligationen von 3Vs Ho und die Zillsdifferenz von
V- °/o halbjährlich auf Verfalltermin vergüten, so daß
dieselbe zwar die Coupons beider Anleihen einlösen muß,
ihr aber netto doch nur der Betrag der Coupons des

neuen Anleihens zu 3'/- Ho zur Last fällt.
Die finanziellen Vortheile, welche diese Konversion

der Jurabahngesellschaft bietet, sind folgende:

Die Zinsersparniß beträgt vom 31. März 1889 an
bis zum 30. September 190k, auf welchen Termin den

Gläubigern des alten Anleihens das Kündigungsrecht
zusteht, und auf welchen Termin es auch den Gläubigern
des neuen Anleihens zustehen soll, halbjährlich
Fr. 72,500. Diese halbjährliche Ersparniß während
17'/s Jahren oder 3S Halbjahren entspricht auf 31. März
1889 einer Summe von Fr. 1,885,500; denn diesen

Betrag müßte nian anlegen, um zu 3Hs Ho, resp. 1H4 V«,
während 3 S Halbjahren am Ende jeden Halbjahres eine
Summe von Fr. 72,500 zu erhalten. Das neue An-

4
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leihen wird von den Banken zu 97 °/o übernommen;
der Kursverlust beträgt somit 3 °/o oder Fr. 879,000.
Die Anleihenskosten übernehmen die Banken, mit
Ausnahme der Kosten für die Erstellung und Stempelung
der neuen Obligationen, welche zn Fr. 35,000
veranschlagt werden. Bon der Summe von Fr. 1,885,500
sind demnach für Kursverlust und Kosten der neuen
Obligationen Fr. 905,000 in Abzug zu bringen, so daß
die Konversion der Jurabahn-Gesellschaft eine Erspar-
niß einträgt, deren Werth auf 31. März 1889 zu
Fr. 980,500 zu schätzen ist.

Es handelt sich nun darum, die Staatsgarantie von
dem alten Anleihen auf das neue zu übertragen. Da
es sich nicht um die Uebernahme einer neuen Verpflichtung

handelt, sondern nur um die Uebertragung einer
bestehenden Verpflichtung auf ein neues Objekt, das an
den Platz des alten tritt, so ist der Große Rath nach

Analogie der Vorschrift in 12, Ziff. 4 des Gesetzes

vom 2. Mai 1880 kompetent, die Staaàgarantie für
das neue Anleihen zn beschließen. Die Summe der
Verpflichtung und die Dauer derselben erleiden keine

Vermehrung und Verlängerung; vielmehr tritt durch die

Zinsrednktion eine Erleichterung der Verpflichtung ein,
welche auf die oben angegebene Summe von Fr. 1,885,526
zu schätzen ist. ^

Dagegen tritt infolge der antizipirten Konversion der
Umstand ein, daß vom 31. März 1889 bis zum 3V.
September 1891 zwei Anleihen neben einander bestehen und
in Folge hievon die alte Verpflichtung erst zwei und ein
halbes Jahr nach dem Inkrafttreten der neuen dahin-
fällt. Der Große Rath kann deshalb die Uebertragung
der Garantie von dem alten Anleihen auf das neue,
beziehungsweise die Garantie für das neue Anleihen nur
beschließen, wenn der Staat für diese Garantie für die
Zeit vom 31. März 1889 bis 30. September 1891
vollständig sicher gestellt ist.

Hiefür ist in Ziff. 5 des Anleihensvertrages gesorgt,
welche Vertragsbestimmung folgendermaßen lautet:

„Im Falle die Übernehmerischen Banken die nicht
„durch Konversion abzugebenden neuen Titel vor dem

„30. September 1891 zu beziehen wünschen, so haben
„sie der Jura-Beru-Lnzern-Bahn eine von dieser und
„dem Staate zu genehmigende Sicherheit zu leisten."

Die Direktion der Finanzen stellt deshalb den Antrag,
Sie möchten dem Großen Rathe folgenden Beschluß-
Entwurf zur Genehmigung empfehlen:

Beschluß

betreffend

die Kebertragnnz der Staatsgarantie für das 4 °/° Anleihe«

der Inra-Kern-Lllzern-Kahn-Gesrüschast vom Jahr 1881 auf

das neue Anleihen derselben vom Jahr 1889.

Der Große Rath des Kantons Bern,
auf den Antrag des Regierungsraths und kraft der

Volksbeschlüffe vom 2. Mai 1880 und vom 24. April
1881,

beschließt:

1. Zum Zwecke der Umwandlung des 4 "/» Anleihens
der Jura-Bern-Luzern-Bahn-Gesellschaft vom Jahr 1881
in ein 3'/2 V» Anleihen verpflichtet sich der Staat Bern,
für das neue, zu 3h'2 "/<> verzinsliche, auf den Bahnlinien

der genannten Bahngesellschaft hypothekarisch
versicherte Anleihen im Betrage von 29 Millionen Franken
als Bürge für die richtige Verzinsung und Rückzahlung
zu haften.

2. Wenn die Obligationen des neuen Anleihens vor
dein Termine, auf den das alte Anleihen gekündet wird,
ausgegeben werden, so haben die Uebernehmer des neuen
Anleihens der Jura-Bern-Luzern-Bahn eine von dieser
und vom Staate zu genehmigende Sicherheit zu leisten,
welche von, Staate zu verwahren ist (Ziff. 5 des An-
leihensvertrags).

3. Der Regierungsrath wird mit der Vollziehung
beauftragt.

4. Dieser Beschluß tritt sofort in Kraft und ist in
die Gesetzsammlung aufzunehmen.

Bern, den 15. Hornung 1889.

Der Finauzdirektor:
Scheurer.

Vom Regierungsrathe genehmigt und mit Empfehlung an den Großen Rath gewiesen.

Bern, den 16. Hornung 1889.

Im Namen des Regierungsraths
Der Präsident

Schär,

Der Staatsschreiber

Kerger.
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^>KSbM886 cisk- 6N8tSN uncl zweiten kst'àunK
Nkb8t neuen Anträgen lier Xomnàîon unli l>08 Kegiorung8ratil8.

über àie

ciirolcte 8tast8- unc> Kvmeînlleeteuer.

^i-gebnî88 lier er8ton öoratkung.

(7. àuli 1888.)

Li-gebni88 lier zweiten koratiiung vom 3l. lännor
>öö9 neb8t neuen Anträgen äer Xomm>88ion

uni! live kegisrungerstkà.

(11. blsi 1889.)

Der Vro88o KM âv8 Kavton8 Kern,

desâtiesst.'

àt. 1.

Dis àirebte Ktaats- nnà Oemeinàesteuer bestellt ill
I. einer Hbtivbürzersteuer,

II. einer Vermözenssteuer unà
III. einer krwerkssteuer.

ver Vro88ö KM clk8 Kantone Lern,

bese^îiesst.'

^rt. 1.

vie àirebte ktaats- nnà Osmeinäesteuer bestellt ill
I. einer ^btivbürzerstöuer,

II. einer Vermözenssteuer nnà
III. viller krwerbsstsuer.

I. vie ìktivlnirxereteuer.

àt. 2.

Lin ^eàer stimmläbize, iin Kanton wobnkakte
kürzer besabìt eine ^ktivbnrzeràner von kr. 1. 50,
wenn àie Vermözenssteuer von àem in àt. 8, ^ikt. 3,
anzekübrten Vermözen kr. 1. 50 vom ^ausenà be-
träzt. 1st àer Kteuerkuss àieses Vermözsns ein böberer,
so vvirà àie- ^ìtivbnrzerstener im zleieben Verbält-
niss pro rata erköbt.

àt. 3.

Oie ^btivbürzersteuer ist in àer^enizen Oemeinàe
su entriebten, wo àer Kteuerptliebtize seinen IVobn-
sits bat.

Beilagen zum Tagblatt des Großen Rathes. 1883.

l. vie ^ktivkürxereteuer.

^rt. 2.

kin )eàer stimmläbize, im Kanton wobubakts
kürzer besablt eine ^.btivbürzersteuer von kr. 1. 50,
wenn àie VermLzenssteuer von àem in ^rt. 8, 2ill. 3,
anzekübrtöll Vermözen kr. I. 50 vom "kausenà be-
träzt. Ist àer Lteuerlnss àieses Vermözölls ein böberer,
so vvirà àie àtivbûrzersteuer im zleiebon Verbält-
niss erböbt.

^Vrt. 3.

vie àtivbiirzersteuer ist in àeHenizen Oemeinàe
su entriebtell, wo àer kteuerpilivbtizv seinen ^Vobu-
sits bat.

7
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Lrxvbnt»» â«r orston Lvratbunx.

II. vie Vvrmvxvliàiiei'.

^rt. 4.

Der Vermögenssteuer unterliegt das im Xavtons-
gebiet bekindliebe unbeweglivbe Vermögen, sowie
das einem Xinwobner des Xantens angebörende
Vermögen an Capitalien in Demässbeit des ^,rt. 5.

^rt. 5.

Die Vermögenssteuer wird erboben:
1. von den grundpkändlivb versieberten vorsins-

lieben Xorderungen;
2. von den Handels-, Fabrik- und Dewerbekonds,

sowie von allen andern versinslioben Xapi-
talien (Dbligationen, Sobuldversobreibungen,
àtien, Depositen) und den unsinstragenden
Rrämienobligationen.

3. von dem Orundeigentbum.

^rt. 6.

Lekreit von der Vermögenssteuer sind:
1. das Vermögen eines Stvuerpkliobtigen, wenn

es den Betrag von Xr. 2000 niebt übersteigt;
2. das Vermögen erwerbsunkübiger Dersonen, wenn

es den Betrag von Xr. 5000 niebt übersteigt;
3. die ötkentlieben Debäude (Vmtsgebäude) und

Diegensebakten des Staates und der Demeinden,
welobe unmittelbar su Staats- oder Demeinde-
swevben bestimmt sind;

4. die Xiroben und Xkarrbäuser des Staates und
der Demeinden, die ötkentlieben Sebulbäusor
und die ötkentlieben Xranben- und ^rmenspital-
gebäude;

5. die ökkentlioben Savben, wie Strassen, Xlüsso,
Leen (Sats 335 O.).

^.rt. 7.

Der Steuerpktiebtige ist bekugt, seine versinslioben
Sebulden von dem steuerptlivbtigen Vermögen absu-
sieben, soweit der Dläubiger im Xanton »teuer-
ptliebtig ist.

Dnterpkändlivb versieberte Sebulden werden von
dem Drundeigentbum, auk welebem sie bakten, und
teste versinsliebe Sebulden obne B^potbeb, sokern
sie sebriktlieb verurbundet und in ein ötkentliebes
Register êingesobrieben sind, von dem beweglivben
Vermögen in ^.bsug gebravbt.

Degentbeilige Verabredungen swisoben DIäubi-
gern und Sobuldnern sind ungültig.

Die Steuerbebörden sind berevbtigt, die Xinsiebt-
nabme der die Sebuld- und ^insptlivbt beurbunden-
den ^.btenstüvbe su verlangen.

^.rt. 8.

Xür die Anlage der Vermögenssteuer wird der
Nassstab vom tausend su Drunde gelegt, in dem
Sinne, dass die Vermögenssteuer beträgt:

Lrxvbnt»» âsr swvtten SvratbuuK »obst nvnvn à-
trâsv» âvr L^oinint»»ton nnâ âvs »«xtsr^wKsratd».

II. vie Vermoxvllàller.

Vrt. 4.

Der Vermögenssteuer unterliegt das im Ivantons-
gebiet betindliebe unbewegliebe Vermögen, sowie
das einem Xiuwobner des Xantons angebörende
Vermögen an Xapitalieu in Demässbeit des Vrt. 5.

àt. 5.

Die Vermögenssteuer wird hrboben:
7. von dem <?rnndeîA6nàm
2. van den grundpkändlieb versieberten verzins-

lieben Xorderungen, so?oie von ^llen andern
versinslioben Capitalien (Obligationen, Sebuld-
versebreibungen, Depositen, Stammantkeile),
den Aktien solober Dssellsebakten, welobe niobt
im Xanten Lern ibren Sits babvn, und den
unsinstragenden Brämienobligationen.

àt. 6.

Lekreit von der Vermögenssteuer sind:
1. die ökkentlivben Debäude (^mtsgebäude) und

Diegensobakten des Staates und der Demeindeu,
welobe unmittelbar su Staats- oder Demeinde-
swevben bestimmt sind;

2. die Xiroben und Xkarrbäuser des Staates und
der Demeindön, die ötkentlieben Sobulbäuser
und die ökkentlieben Xranben- und ^rmenspital-
gebäude;

3. die ötkentlieben Saoben, wie Strassen, Xlüsse,
Seen (Sats. 335 O.).

à 7.

Der Steuerptliobtige ist bekugt, seine versinslioben
Sebulden von dem steuerptliobtigen Vermögen absu-
sieben, soweit der Dläubiger im Xanton Steuer-
ptliobtig ist.

Dnterpkändliob versieberte Sebulden werden von
dem Drundeigentbum, auk welebem sie bakten, und
keste versinsliebe Sebulden obne B^potbeb, sokern
sie sebriktlieb verurbundet sind, von dem beweglieben
Vermögen in ^.bsug gebraebt.

Degentbeilige Verabredungen swisoben Dläu-
bigern und Sobuldnern sind ungültig.

Die Steuerbebörden sind berevbtigt, die Xinsiebt-
nabme der die Sebuld- und ^insptlivbt beurbunden-
den ^btenstüobe su verlangen.

Vrt. 8.

Xür die Anlage der Vermögenssteuer wird der
Nassstab vom d'auseud su Drunde gelegt, in dem
Sinne, dass die Vermögenssteuer beträgt:
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1. bei landwirtbsobaftlivken Vebäuden und Vrund-
stüvken, sowie bei IValdunssen 1 Kranken vom
Kausend;

2. bei dem übrigen unbewesslieken Vermössen
Kr. 1. 20 vom tausend;

3. bei dem in ^rt. 5, Kilk. I und 2, be^eiebneten
Vermössen Kr. 1. 50 vom Kausend.

àt. 9.

vas unbewsssliebe Vermöge» (Vrundeissentbum)
ist in der^enissen Vemeinde ?u versteuern, wo es
liesst.

vas versteuerbarv bewsssiiebe Vermössen (^.rt. 5,
Kikk. 1 und 2) ist dassvssen in der^enissen Vemeinde
?u versteuern, wo der Kteuerptliebtisse seinen V^okn-
sit? bat.

àt. 10.

vie Lteuer vom unbewesslieken VermoZen kür die
letzten ?wei dabre baktet ant dem betretenden
Vrundeissentbum pfandweise und ?war allen andern
Kkandreebten vorgebend. deds Kteuerkvrderunss ist
der vinssabe in amtlivbe Vüterver?siebnisse und
Zerivbtliobe Kiczuidatianen entboben.

III. vie Vr^ààvr.
àt. ii.

vie Krwerbssteuer baben ?u entriebten:

1. alle im wanton wobnbakten KantonsbürZer,
8ebwei?erbürsssr und Krsmde;

2. alle innerbalb des Kantons sessbakten oder ?um
Vesebäktsbetrieb in demselben autorisirten Unter-
n sbmullssen aller Vrt (Krwerbs-, Handels-, Aktien-
ssesellsekakten, Korporationen, ^uristisebe ver-
sonen, LtiktunZen).

^.rt. 12.

ver Krwerbssteuer ist unterworfen:
1. deder Krwerb, weleber von einem wissen-

svbaktlivbön oder künstleriseben Veruke oder
einem Handwerke oder einer LeamtunZ oder
^nstellunss oder irZend weleber ^rt von
Industrie, Handel und Vewerbe berrübrt.

2. vas Villkommen von Keibrenten und Ken-
sionen.

Lrxvbnts» âsr -weiten Sera-tdnnx nebet nsnsn án-
träfen der Commission und dv» »ssivrnnxsratbs.

1. bei landwirtbsvbaftlivben Vebäuden und Vrund-
stüvken, sowie bei V^aldunZen 1 Kranken vom
tausend; '

2. bei dem übrissen unbewesslieken Vermössen
Kr. 1. 20 vom Kausend;

3. bei dem in Vrt. 5, ?!itk. 2, be?eiekneten Ver-
müssen Kr. 1. 50 vom Kausend. Lei der
8ekat?unss ist der AnsertraZ ?u berüeksivktissen.

^rt. 9.
^

vas unbewessliebe Vermössen (Vrundeisssntkum) ist
in der^enissen (Gemeinde ?u versteuern, wo es liesst.

vas versteuerbare bewsssiiebe Vermössen (^rt, 5,
Kiik. 2) ist dassessev in der^enissen Vemeinde ?u ver-
steuern, wo der Kteuerptliebtissv seinen IVobnsit? bat.

àt. 10.

vie Kteuer vom unbewesslieken Vormössen kür die
letzten ?wei .lakre kaktet auf dem betreffenden
Vrnndeissentkum pfandweise und ?war allen andern
Kkandreebten vorssekend.

III. vi« kriverdWtvller.

àt. 11.

vie Krwerbsstsuer kaben ?u entriekten:

1. alle im Kanton woknkaften Kantonsbürsser,
8vkwei?erbürsser und Kremde;

2. alle innerbalb des Kantons sesskakten oder
?um Vesebäktsbetrieb in demselben autorisirten
Illlternebmunssen aller àt, deren Kkätisskeit
auf Krwerb sseriebtet ist.

àt. 12.

ver Krwerbssteuer ist unterworfen:
1. deder Krwerb, weleber von einem wissen-

sokaktliekon oder künstleriseken Leruke oder
einem Handwerke oder einer Leamtunss oder
àstellunss oder irssend weleber àt von
Industrie, Handel und Vewerbe, einsebliesslieb
des ketriebes der Kandwirtbsebakt auk fremden
Vrundstüoken, derrübrt.

vie Anse des im Handels- oder Vewerbebe-
trieb ansselössten eissenen Kapitals der 8teuer-
püiebtissön sind als Kkeil des versteuerbarsn
Vvsobäftsssöwinnes ?u betraebten.

2. Oas Killkommen von Keibrenten und Ken-
sionen.

3. ver von Kinwobnern des Kantons begossene
Krtrass von im Auslande sselessenen Kiössen-
sebakten.

Mn Klv^ovd von îvoniAev ais K'v. 5dd ist von

à KensvP/iiâ 5e/veit.
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à 13.

Lei Lereobnung des versteuerbaren Lrnerbes sind
die Veninnungsbosten in ^.bsug su dringen.

àt. 14.

vie Lrnerbssteuor nird bereeknet nie kolgt:
1. Vive keste Lrnerbssteuer von Lr. 2 besaklsn:

ernerbskäbige mebrjäbrige Lersonen ledigen
Ltandes, deren Lrnerb Lr. 700 nivbt übersteigt,

ernerbskäbige binderlose Lbegatten mit dom
gloivben Lrnerb,

ernerbskäbige Lbegatten, IVittner und lVitt-
nen mit eillem bis drei minderjäbrigen Lindern,
àerell Lrnerb Lr. 900 niebt übersteigt,

ernerbskäbige Lbegatten, ^Vittnor uvà IVitt-
non mit mebr ais àrei minderjäbrigen Lindern,
àerell Lrnerb Lr. 1100 nivbt Abersteigt.

Lür «behelligen, nelebe àie ^btivbürgersteuer
entriebten, vertritt àieselbe àie teste Lrnerbs-

Steuer.
vis ^.lmossngenössigen àà von jeder Lr-

nerbssteuer bekreit.
2. Lür àie Lesteusrullg àes Lrnerbes, soneit er

àie in LiAker 1 beseiekneten Beträge übersteigt,
nird àer Nassstab von Lr. 100 su Vrunde gelegt.

ver Lteuersats rivktvt sieb navb àer Vermögenssteuer

ill àem Verbältniss, dass, nenn vom Ver-
mögen sins einkavbe Lteuer navb àt. 8 erbobeu
nird, àie Lrnerbssteuer Lr. 1. 50 'vom Hundert
betrügt.

71rt. 15.

ver Lrnerb aus einer Ilnternebmung oàer aus
einem Lernt ist ill derjenigen Vomoinde versteuerbar,
no àer SteuerpAioktige àen Là seiner Lrnerbs-
tbätigbeit bat.

Angestellte uvà Arbeiter, àie ikren Lrnerb nivbt
ill àer Vemeinde ibres IVobnorts baben, sinà kür
àiesell Lrnerb an letzterem vrte steuerpAiobtig.

vie Leibrenten uoà Lensionen sind da su ver-
steuern, no der LteuorpAiobtige seinen IVobnsits bat.

IV. 8te«er?«8vIlI»K.

Vrt. 16.

IVenn die Vesammtstsuer, nelebe ein Steuer-
pAivbtiger su bossblen bat, den Letrag von Lr. 100
Adersteigt, so Anden kolgende ^usobläge statt:

Lei einem Ltouerbetrag von
Lr. 101 bis 200: 5 °/«

» 201 » 400: 10°/»
401 600: 15°/»

» 601 » 800 : 20°/°
lieber 800: 25°/°

Lrgsd»!»» der anvttv» Lvratd»»g »«dst »vuv» ^»-
trag«» âvr Xor»i»I»»!o» u»â dv» Itvgtvr»ng»ratd».

ilrt. 13.

Lei LereobllUllg des versteuerbaren Lrnerbes sind
die Veninnungsbosten in ^bsug su bringen.

Vrt. 14.

vie Lrnerbssteuer nird bereebuvt nie tolgt:
I. Live keste Lteuer voll Lr. 2 bewalden:

erîve^bs/'à'Aô Lerso>îô>î ledigen Ltandes, dereu
Lrnerb Lr. 800 nivbt Abersteigt,

ernerbskäbige bindorlose Lkegatten mit dem
gleioben Lrnerb,

ernerbskäbige Lbogattev, IVittner und IVitt-
non mit eivem bis drei mindorjäkrigen Lindern,
deren Lrnerb Lr. 1000 nivbt übersteigt,

ernerbskäbige Lbegatten, IVittner und IVitt-
nen mit mebr als drei minderjäbrigen Lindern,
deren Lrnerb Lr. 1200 nivbt übersteigt.

Lür diejenigen, nelebe die àtivbûrgerstouor
entriobten, vertritt dieselbe die kesto Lrnerbs-
«teuer.

2. Lür die kesteuerung des Lrnerbes, soneit der
daberige Betrag die in Ziffer 1 boseiobneten
Lnmmen übersteigt, nird der Nassstab von
Lr. 100 su Vrunde gelegt.

Ver Lteuersats rivbtet sied naob dor Ver-
mögenssteuor in der IVeise, dass, nenn vom
Vermögen eine einkaeke Lteuer naek Vrt. 8 er-
boben nird, die Lrnerbssteuer Lr. 1. 50 vom
Hundert beträgt und im Lalle der Lrböbung
der Vermögenssteuer in gleiebem Verbältnisse
srböbt nird.

à 15.

ver Lrnerb aus einer Lnternebmuvg oder aus
einem Leruk oà àer ist in derjenigen
Vemeinde versteuerbar, no der LteuerpAivbtige den
Lits seiner Lrnerbstbätigbeit bat.

Angestellte und Arbeiter, die ibrev Lrnerb nivbt
in der Gemeinde ibres IVobnorts baben, sind kür
diesen Lrnerb an letstorem vrte steuerpAiobtig.

vie Leibrenten und Lensionen sind da su ver-
steuern, no der LteuerpAivbtige seinen lVobnsits bat.

IV. 8teueiAU8eI>I»x.

à 16.

IVkllll die vesammtsteuer, nelebe ein Lteuer-
pAivbtiger su besablen bat, den Letrag von Lr. 200
übersteigt, so Anden kolgende Ausvblägo statt:

Lei einem Lteuerbetrag von
Lr. 201 bis 400 : 5 °/o

> 401 » 600: 10°/°
601 » 800: 15°/«
801 » 1000: 20°/«

» 1001 1200: 25°/«
Leber 1200: 30°/»
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V. kààuilK ller 8tvner.

à 17.

Oie Vermögenssteuer wird alIMbrlivb vom Krassen
katbs kestgesetst. Vlsnn ^edovb der 8teuv»kuss den
andertbalbfavben Retrag der in ^rt. 8 und 14 nor-
mirten Lteueransätse übersteigt, sa unterliegt der
betretende Lesvbluss des (grossen katbes der Volks-
abstimmung.

ürxvdntss âvr swvttsn Ssratànnx nebst nsnsn án-
tràxvn âsr ^oininission unà âv» Rvgtvrnngsratb».

V. kàel««»x «ter 8tvllvr.

Vrt. 17.

Oie Vermögenssteuer wird allMbrlieb vom Krassen
Ratbe festgesetzt.

Rollte ^edovb der Rteuerkuss den sweikavken Re-
trug der in ^rt. 8 und 14 normirten Rteueransätse
übersteigen, so unterliegt der betretende Resvbluss
des Krassen katbes der Volksabstimmung.

VI. vie àmittliinx Äer Hteiiei'.

à 18.

Rür die Resteuerung des unbeweglivben Vermögens
gilt die Ratastersebàung. Kleber sämmtlivbe Krnnd-
stüeke und Kebäude einer Kemeinde ist in Verbin-
dung mit dem Vermessungswerke ein navb Rigen-
tbümern geordnetes Register mit Angabe des Rlävben?
inbalts und der Robat-ung der einzelnen Objekte -u
fübren.

à 19.

Oie àsmittlung und Feststellung des übrigen
steuerpflivbtigen Vermögens und des Rrwerbes erkolgt
auf Krundlage einer Relbstsebàung des Rteuer-
ptlivbtigev.

à 20.

Kegen die Abänderung der Relbstsvbàung eines
Rteuerpflivbtigen bat derselbe das kekursrevbt. dede
Abänderung ist ibm unter Nittbeilung der Rekurs-
krist und der Rekursbebörde an-u-eigen.

Osm Rtaate stebt ebenfalls das kekursrevbt gegen
erstinstan-livbe Rteuersvbàungen -u.

à 21.

Lei Rteuerpflivbtigen, belebe eins Relbstsvbat-ung
ein-ureivken unterlassen, findet die Restsst-ung des
steuerbaren beweglivben Vermögens und Rrwerbes
naeb Kirmessen der Rteuerbebörde statt, vie Unter-
lassnng der Rinrviebung einer Relbstsvbàung svbliesst
den Versiebt auk den Rvbuldenab/ug und auf das
Rekursrevbt in sieb.

àt. 22.

Vile Rökurseingaböll, in welvben ein Rteuerpfliob-
tiger die Abänderung einer erstinstansliobsn Rteuer-
sobatsung verlangt, baben genaue Angaben über die
bssüglivben Verkältnisse su entbalten. Oie blosse
und niebt begründete Lebaüptung der klnrivbtigkeit
der ersten Lebatsung ist niebt su berüvksivbtigen.

Beilagen zum Tagblatt des Großen Rathes. 1889.

VI. vie àmittliinx lier 8teuer.

àt. 18.

- ?ür die Resteuerung des unbeweglivben Vermögens
gilt die Ratastersebatsung. Kleber sämmtliebe Krnnd-
stüeke und Kebäude einer Kemeinde ist in Verbin-
dung mit dem Vermessungsvverke ein naeb Oigen-
tbümern geordnetes Register mit Vngabe des Rläoben-
inbalts und der Kvbatsung der einselnen Objekte su
fübren.

àt. 19.

Oie ^usmittlullg und Reststellung des übrigen
versteuerbaren Vermögens erfolgt auf Krundlage
einer Lelbstsobatsung des Rteuerpüiobtigen.

ver versteuerbare Rrwerb wird von den Steuer-
bebörden obne Lelbstsebatsung Klassenweise kestgv-
setst.

Vrt. 20.

Kegen die Abänderung der Kelbstsokatsung eines
Rteuerptlivbtigen, sowie gegen die Restsetsung seines
versteuerbaren Rrwerbes bat derselbe das Rekursrevbt.

.lede Abänderung der Kelbstsebatsung und
jede ?estsetsung des versteuerbaren Rrwerbes ist
ibm unter Wttbeilung der Rekursfrist und der Re-
kursbedörde ansuseigen.

Oem Rtaate und der Kemeinde stebt das Rekurs-
revbt gegen erstinstanslivbe Ltenersodatsungen gleieb-
falls su.

à 21.

Rei Rtsuerpfliebtigen, welvbe eine Relbstsebàung
einsureieben unterlassen, findet die Restsetsung des
versteuerbaren beweglivben Vermögens naeb Rr-
messen der Rteuerbebörde statt. Oie kinterlsssung
der Rinreivbung einer Aelbstsebatsung svbliesst den
Versivbt auf den Kvbuldenabsug und auf das
Rekursrevbt in sivb.

àt. 22.

^Ile kekurseingaben müssen motivirt sein. Oie
niebt begründete LebauMing der klnrivktigkeit der
ersten 8obatsung ist niebt su kerüeksioktigen.

8
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^rt. 23.

Oegenüber dem abweisenden Rntsebeid der Le-
kurskebörde stebt clem Ateuerpkliebtigen das Levbt
su, die Anordnung einer amtlieben Ilntersuvbung su
verlangen. Das Resultat dieser Ilntersuvbung ist kür
die Ateuerbebörden verbindlivb.

IVer dem Ilntersuebungsbeamten über seine Ver-
mögens- eàer Rrwerbsverbältnisse absiebtlivk kalsebe
Angaben maebt, eàer auk Lekragen absiebtlieb wabre
Ibatsavben versobweigt, wird naeb Vrt. 118 desötrak-
gesetsbuebes bestraft.

^rt. 24.

Lavken und anders Geldinstitute sind verpkliebtet,
die Ateuerbebörden auk Verlangen von den bei
ibuen gemaebten Oeldeinlagen Renntniss nebmen
su lassen. Die Ilebernabme der Ateuer am Llatse
der Rinleger ist ibnen untersagt.

àt. 25.

Lei dem Todesfall eines AtsuerMiektigen soll
ein kostenfreies amtlivbes Inventar aufgenommen
werden.

VII. 8teuvrbell«rà.

àt. 26.

Oie Rinwobnergemeindrätbe oder deren Rom-
Missionen besorgen unter Verantwortliebkeit der
Oemeiuden die Zulage und Rübrung der Ateuer-
register. 8ie begutaeiiten die selbstsebatsung der
Ateuerptiivbtigen su Handen der Lesirkssteuerkom-
Missionen und maeben ibre Vorsebläge besüglieb der
Taxation derjenigen Ateuerptlivbtigen, welebe keine
selbstsebatsung eingereiebt baben.

Nebrere Oemeinden können sieb nur kesorgung
der Ateuerangelegenbeiten vereinigen.

^rt. 27.

Rür Rinsebatsnng der Ateuerpkliebtigen werden
Lesirkssteuerkommissionen von fünf bis neun Nit-
gliedern aufgestellt. Oie IVabl derselben stebt dem
kegierungsratbe su.

Nebrere Amtsbezirke können su einem Ateuer-
besirk vereinigt werden.

Oie Rinwobnergemeindrätbe oder deren Ateuer-
Kommissionen sind bsreebtigt, sieb bei den Verband-
lungen vor den Lesirkssteuerkommissionen vertreten
su lassen.

ürxsdiilv» âvr »wvttvu Svratàung ovbvt v«»v» ^n-
trägen âvr icommtsstonFinâ âvv »vgl«rung»r«.tl»v.

^rt. 23.

(Gegenüber dem abweisenden Rntsebeid der ke-
kursbebörde stebt dem Ateuerpkliebtigen das Revbt
su, die Anordnung einer amtlieben Ilntersuvbung su
verlangen. Oas Resultat dieser Ilntersuvbung ist kür
die Ateuerbebörden verbindlivk.

IVer dem Ilntersuobungsbeamten über seine Ver-
mögens- oder Rrwerbsverbältnisse absiebtlivb kalsebe
Angaben mavbt, oder auk Lekragen absivbtlieb wabre
Ibatsaeken versebweigk, wird naeb àt. 118 des Atrak-
gesetsbuebes bestraft.

àt. 24.

Ranken und andere Geldinstitute sind verpkliebtet,
die Ateuerverwaltung und ibre Organe auk Ver-
langen von den bei ibnen gemaebten Oeldeinlagen
Renntniss nebmen su lassen. Oie Rebernabme der
Ateuer am Llatse der Einleger ist ibnen untersagt.

à 25.

Lei dem Todesfall eines Ateuerpkliebtigen sind,
sokern versteuerbares Vermögen vorbanden ist oder
als vorbanden vermutbet werden kann, dessen Rrben
verpkliebtet, über die Verlassevsebakt ein Inventar
su Randen der Lteuerbebörden auksunebmen oder
auknebmen su lassen. Rommen die Rrben dieser Ver-
ptlivbtung niebt naeb, oder sollte die kivbtigkeit oder
Vollständigkeit dieses Inventars von den Ateuer-
bebördsn beanstandet werden, so ist die amtlivbe
Ilntersuvbung anzuordnen, (^rt. 23.)

VII. 8tv»erbelivi'à.

^rt. 26.

Oie Rinwobnergemeindrätbe oder deren Rom-
Missionen besorgen unter Verantwortliebkeit der
Oemeinden die Anlage und Lübrung der Ateuer-
register. Ais bsgutaebtsn in Letrskk des versteuer-
baren beweglivben Vermögens (V,rt. 19) die selbst-
sebatsung der Ateuerpkliebtigen su Randen der Le-
sirkssteuerkommissianen und maeben ibre Vorsebläge
kür die Taxation des versteuerbaren Rrwerbes, so-
wie des verstenerbaren beweglivben Vermögens der-
jeuigen Atsuerpkliebtigen, welebe keine selbstsebatsung
eingereiebt baben.

Nebrere Oemeinden können sieb sur Lesorgung
der Atenerangelegenbeiten vereinigen.

àt. 27.

Lür Rinsebatsung der Ateuerpkliebtigen werden
Lesirkssteuerkommissionen von künk bis neun
Mitgliedern aufgestellt. Oie IVabl derselben stebt dem
Legierungsratbe su.

Nebrere Tlmtsbesirke können sn einem Ateuer-
besirk vereinigt werden.

Oie Rinwobnergemeinderätbe oder deren Ateuer-
Kommissionen sind bersebtigt, sieb bei den Verband-
lungen vor den Lesirkssteuerkommissionen vertreten
su lassen.
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^rt. 28.

Live vom kegierungsratbe kür vier dakre ge-
wäklte kantonale kekurskommission von 15 Mit-
gliedern entsebeidet über die steuerreknrso endgültig.
Varbebalten bleibt ^edoeb der àt. 23.

^.rt. 29.

Kür die unter Mitwirkung der (Gemeinden vor«u-
uebmende Kinsebät«ungderDiegöusebaftön (Kataster-
sebat«ung) wird ebenfalls eine kantonale Kommission
von 15 Mitgliedern aufgestellt, deren VVabl dem lie-
gieruugsratb «ustebt.

Vrt. 30.

Lei allen steuerverbandlungen soll der staatdureb
geeignete Organe vertreten sein.

VIII. 8tvuerbe^ux.

^.rt. 31.

Der steuerbe«ug wird von den Kinwvbnerge-
meinderätben unter der Verantwortliekkeit der Oe-
meinden besorgt.

Die steuern werden in der liege! ^äbrlieb
bezogen, ^edoeb ist den Oemeinden gestattet, den Le-
«ug balbMbrlieb vor«unebmen.

àt. 32.

steuerplliobtigo, welebe die sebuldige steuer nivbt
innerbalb der «um Le«uge anberaumten Krist oder
der im Kin«elkaIIs gewäbrten stündigung be«ableu,
werden kür so lange im stimmreebt eingestellt, als
die steuer niebt be«ablt ist.

IX. 8tvuvivvi«eIlIàK»i8«e »III! 8wiv>'à>tixkvileii.

^rt. 33.

steuerpilivbtige, welebe steuerbares Vermögen oder
steuerbaren Krwerb entweder gar niebt oder nur
unvollständig versteuern, baben im Kntdeekungskalle
die entzogenen steuern bis «um «weilaeben Letrage
«u entriebten.

Lrgsd»t»s Ssr «weit«» Leratbung »edst »vuv» IVn-
tritgv» âvr ILommtssto» «»â âs» lkvgtvr»»g»ratd».

àt. 28.

Line vom kegierungsratbe kür vier .labre ge-
wäblte kantonale kekurskommission von 9 Mit-
gliedern entsvbeidet über die steuerrekurse endgültig.
Vorbebalten bleibt ^edovb der ^rt. 23.

àt. 29.

Kür die unter Mitwirkung der Oemeinden vor-
«unebmende Kinsebätzung der Diegensebakten (Ka-
tastersebatzung) wird eine kantonale Kommission van
15 Mitgliedern aufgestellt, deren >Vabl dem kegie-
rungsratb «ustebt.

àt. 30.

Lei allen steuerverbandlungen sv.II der staat dureb
geeignete Organe vertreten sein.

à Sd.

Die âlAliecler à M L7, ZS L9
A6»â»îfe»î K^omMî'ssfo»îe»î àbew cl«s âlàà.

VIII. 8ie»elànx.
Il.rt. 32.

Oer steuerbe«ug wird von den Kinwobnerge-
meindrätben unter der Verantwortliekkeit der Oe-
meinden gegen eine dureb Dekret kest«uset«ende
Kntsobädigung besorgt.

Die steuern werden in der Kegel ^äbrlieb be-

«ogen, ^edoeb ist den Oemeinden gestattet, den Le-
«ug ballyäbrlieb vor«unebmen.

à 33.

Löswillige Kiebterlüllung der steuerptlielit wird
mit MOrtbsbausverbvt bis auf 2 daine bestraft.

IX. 8tene>vei'8kàxàe Ulttl 8leue>'«àitixliviten.

dtrt. 34.

steuerptliebtige, welebe versteuerbares Vermögen
oder versteuerbaren Krwerb entweder gar niebt oder
nur unvollständig versteuern, baben im Kntdevkuugs-
falle die entzogenen steuern bis «um «weilaeben
Letrage «u entriebten.
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ürgsbllts« â«r erstell Loratàllllg.

^rt. 34.

>Venn die vntdeekung der Steuerverseblagniss
naeb dem "kode des Steuerptlivlitigen erkolgt, so
bakten die Vrben dis lum Lelauke der Verlassensebakt
kür den naeblUlablenden Letrag.

vutstebt in solvben Bällen ein Streit über das
Vorbandensein oder die Höbe von Steuerverseblag-
nissen, so baben die vrden im Italie des Unter-
liegens die kosten der amtlieben Inventarisation lu
belablen. Lie baben in Lelug auk die lur Verlassen-
svbakt gebörenden, auk das Strsitverbältniss sieb be-
liebenden Urkunden (^insrödel, Haus- und Handels-
büeber, Inventarien, ^beilungsinstrumente u. s. w.)
die nämliebe vditionspkiiebt, wie sie den varteien
im Livilproless obliegt, und es treten im ?alle der
Verweigerung der Edition die dort vorgessbenen
volgen ein. (H 203 und kolgende des Vesetlbuvbes
über das geriebtlivbe Verkabren in tbvilreebtsstreitig-
keiten.)

àt. 35.

vie steuern mit Inbegrikk der Steuerbussen ge-
bören lu den öäentlieken veistungen und werden
bei Streitigkeiten als solobe bebandelt. (^rt. 19 des
Vesetles über das Verkabren in Streitigkeiten über
ökkentlivbe veistungen vom 20. Uärl 1854.)

ürxsdllt» âsr swvltsll Soràtlinllx nebst llvllvll à-
trägen âer Lloillllit»»t0ll llllà âv» »exivrllllxeratb».

àt. 35.

Wenn die vntdeokung von Steuerversoblagnissen
naeb dem ?ode des Steuerpkliebtigsn erkolgt, so
bakteu die vrben bis lum Lelauke der Verlassensebakt
kür den naeblUlablenden Letrag.

Vntstebt in soleben b'ällen ein streit über das
Vorbandensein oder die Höbe von Steuerverseblag-
nissen, so baben die Vrben in Lölug auk die lur
Verlassensebakt gebörenden, auk das streitverbältniss sieb
beliebenden Urkunden (^insrödel, Haus- und Handels-
büeber, Inventarien, ^beilungsinstrumente, u. s. w.)
die nämliebe vditionspkliebt, wie sie den varteien
im tbvilproless obliegt, und es treten im lkalle der
Verweigerung der vdition die dort vorgessbenen
folgen ein. (8 203 und kolgende des Vesetlbuebes
über das geriebtlivbe Verkabren in (livilrevbtsstreitig-
keiten.)

à. 36.

vie steuern mit Inbegrikk der Steuerbussen ge-
bören lu den ölkentlieben Veistungen und werden
bei Streitigkeiten als solebe bebandelt. (àt. 19 des
Vesetles über das Verkabren in Streitigkeiten über
ökkentliebe Veistungen vom 20. Närl 1854.)

X. kekiontieie kvîitjmmuuK Ikàt'li'eiui «lie

kemeinliàuei'.

àt. 36.

vor kelug der Vsmeindesteuer erkolgt auk Vrund-
lags des staatssteuerregisters des laukenden labres,
und es gelten kür die Vemeindesteuer die nämlivbon
Vorsebrikten, wie kür die staatssteuer, )edoob mit
kolgeuden ^usnabmen:

1. Lei Lereebnung der Vemeindesteuer kindet
weder ein Sebuldenablug (àt. 7), noeb ein
Steuerlusvblag (^rt. 16) statt.

2. Steuerpkliektige, die in versebisdenen Vemein-
den ibr Vewerbe oder ibren Leruk ausüben,
baben die Gemeindesteuer naeb Verbältniss
der àsdebnung des Vesebäktes an diese Ve-
meinden lu entriebten.

3. Steuerpkliebtige, wslobe wäbrend eines Steuer-
)abres ibren VVobnsitl weebseln, baben die
balbMbrliebe Vemeindesteuer ^eweilen da ?.u

entriebten, wo sie sieb wäbrend des grösseren
I^beiles des valHabres aukgebalteu baben.

X. keîîvàre Vvstimllllliixe» ketressenck Sie

Kemeillliäver.

à 37.

ver kelug der Vemeindesteuer erkolgt auk vrund-
läge des Staatssteuerregisters des laukenden labres,
und es gelten kür die Gemeindesteuer die nämlivben
Vorsebrikten, wie kür die Staatssteuer, )edoeb mit
kolgenden ^usnabmen:

1. Lei Lereebnung der Vemeindesteuer ündet
kein Steuerlusvblag und mit àsnabme der
wobltkätigen und gemeinnützigen Anstalten
kein Sebuldenablug statt.

2. vs ist einer Gemeinde gestattet, das reine
Vermögen bei öereebnung der Vemeindesteuer
dem Steuer/useblag lu unterstellen.

3. Steuerpkliebtige, die in versebiedenen Vemein-
den ibr Vewerbe oder ibren Leruk ausüben,
baben die Vemeindesteuer naeb Verbältniss
der àsdebnung des Vesebäktes an diese Ve-
meinden lu entriebten.

4. Steuerpkliebtige, welebs wäbrend eines Steuer-
)abres ibren VVobnsitl weebseln, baben die
balbMbrliebe Vemeindesteuer )eweilen da lu
entriebten, wo sie sieb wäbrend des grösseren
Ibeiles des Valbjabres aukgebalten baben.
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Urgvbnìvs âsr arvtvi» LvratdunK. ürgvbntss âvr zivvttv» LvratbuilK uvbvt »vuvQ ^w-
tràxv» âvr lkLommtsston unâ âvs »vxtvr«»x»r»td».

XI kesonàere Lestimmuiixen.

à 38.

Oie staatlieben Nreditanstalten (D^potbekarkasse
und Nantonalbank) sind sowobl kür das in à. 5

Aiff. 2 genannte Vermögen als kür ibren Drwerb
von der Oemeindesteuer bekreit.

AS. ^lmkvaA dsv L^ommkssko».

^îsendK^ttAeseûkso^KMiî, «ooêâe àrâ Äsn Kaat
oà <?emeàAs»ê Anomm'M »»kerstàk «oevcke»», sàck à
Zàs/^ cker ^eske^î«»»A Alsmààià «vie à'e l?enkr«/-
baàAssellseà/ì!.

^lrt. AS. ààF à ÂeAkevîtttAsvâs.

i^kse»îê>«àAôSô?Iso^a/'à, «oo^âe vom Maate sab-
ventkoTìkrk Mordes sàd, sottes Mr cke Âa^»î setbst
mit àà/ìo/e», ^aAâôvde» a«Ä Fetm'ebsmatemat,
soWie Mr Asrsiî ^etmeb aM à I^svMaà»»A Asr
I?a/i»ì erst à«» à ^antoiîate âd AemeàÂeàestearamA
Ae^oAe»î «verdet, îoeâ àr AsàertraI der à^»r 6 °/o
Màtic/î. erreic/it oder ÄbsrstekAt.

XI. 8elllm8dv8liillmuiixv».

Vrt. 37.

ver Orosse Ratb wird die «ur Voll^iebung dieses
Oeset/.es notbwendigen Dekrete erlassen und darin
namentlivb kestgetiîôll:

1. die Vorsebrikten über die näbere Organisation
und die Dutsebädigung der Steuerbebörden,
sowie über die Funktionen der Steuerorgane
des Staates und deren Dntsebädiguug,

2. das Verkakrev bebuks Sebàung der Steuer-
olyekte, des Sebuldenabxugs, der àsmittlung
und des Refuges der Steuern, sowie dieDüb-
rung der Steuerregister,

3. das Verkabren betreffend àknabme des amt-
lieben Inventars und die daberigen Oebubren,

4. die 2ur Dinkübrung des Oesàes im neuen
Nantonstkeil erkorderlivben Nassregeln,

5. die erkorderlivben Vorsvbrikten über das Steuer-
wesen in den Oemeinden.

àt. 38.

Dieses Oesà tritt navb dessen Vnnabme dureb
das Volk und naeb Drlass der in Vrt. 37 vorge-
seltenen Dekrete in Nrakt und ist der Regierung»-
ratb mit dem Vollzug beanktragt. ^uk den genannten
Zeitpunkt sind aukgeboben alk mit diesem Oesàe
und den erlassenen Dekreten im ^Vidersprueb sieben-
den Bestimmungen der bisberigen Oesàe und Ver-
ordnungöll über das Steuerwesen, über das Verkab-
ren betreffend die Vuknabme des amtlieben Inventars
und über die daberigen Oebübren.

Beilagen zum Tagblatt des Großen Rathes. 1889.

XII. kvlàsàtimimmxen.

^rt. 40.

Der Orosse Ratb wird die nur Vollniebung dieses
Oesetr.es nvtbwendigen Dekrete erlassen und darin
nameutlieb kestsetnen:

1. die Vorsebrikten über die näbere Organisation
und die Rntsekädigung der Steuerbebörden,
sowie über die Runktionen der Steuerorgane
des Staates und deren Rntsebädigung,

2. das Verkabren über Sebàung der Steuer-
objekte, Svbuldeuabnug, Rsstsetnung des ver-
steuerbaren Rrwerbes, àsmittlung und Lenug
der Steuern, sowie Dübrung der Steuerregister,

3. die nur Rinkübrung des Oesetnes im neuen
Kantonstlieil erkorderlivben Nassregeln,

4. die erkorderlivben Vorsebrikten über das Steuer-
wesen in den Oemeinden.

àt. 41.

Dieses Oesetn tritt navb dessen ^nnabme dureb
das Volk und naeb Drlass der in Vrt. 40 vorge-
»ebenen Dekrete in Rrakt und ist der Regierungsratb
mit dem Vollnug beauktragt. i^uk den genannten
Zeitpunkt sind aukgeboben alle mit diesem Oesetne
und den erlassenen Dekreten im IVidersprueb stöben-
den Lestimmungen der bisberigen Oesetre und Ver-
Ordnungen über das 'Steuerwesen.

Nameutlieb sind im genannten Zeitpunkte auk-

geboben:



32 — .V 7

Hrxvdst»» âer «riton Svr»tà«»x.

Hamentlieb sinà im Aenaunten Zeitpunkte auk-

xeboben:
1. àa8 doset? über à VermöKeussteuer kür àen

alten Xantonstbeil vom 15. När? 1853 nebst
àen saebbo?ÜKlivbeu VollziebunAsverorànun-
Aen;

2. âas deset? über àie kinkommenssteuer vom
18. När? 1865, nebst àen savbbe?üsslieben
Voll?iebunA8VororànullAen;

3. àas doset? über àas Steuervresen in àen
demeinàen vom 2. September 1867 ;

4. àie im àura novb in Xrakt be8tebenàen be-
8onàern desot?e unà VororànunZell über àie
drunàsteuer.

ürxsdul»» âvr swvttvn Vvratüunx nvb»t »envi»
trâxvu âvr Ltommt»»ton anà âv» Rvxtvrnn^sraìN».

1. àas doset? über àie VermôAenssteuer kür àen
alten Xantonstbeil vom 15. När? 1856 nàt
àen savbbe?ii^Ijvbon VoII?iobunKsverorànun-
Ken;

2. àa8 doset? über àie Kinkommenssteuer vom
18. När? 1865, neb8t àen saebbo?ÜAliebeu
VolI?iebunKsvororàuullAen;

3. àa8 doset? über àa8 Steuerwesen in àen
demeinàen vom 2. September 1867;

4. à / ckes Vo^sbese/îk««sses âe
ckes Kaackes am öaa ^saer

baààken îiom LA. ^or»î«»îA 7A/5 ;
Z. àie im àura uovb in Xrakt be8tebenàen be-

8onàern deset?o unà Verorànunssen über àie
drunàsteuer.

àen 7. àuli 1888.

à âms» ckes Grossen ààs
àer krâsiàent

fr. viiblmann,
àer Staat88ebreiber

Svrxsr.

Im Leitern wirà beantragt:
1. ks 8öi in bevor8tebenàer Naisession àa8 de-

set? ?u Lnàe ?u beratben, àie Seblu88ab8tim-
munA über àa88elbe aber auk eine Se88ion im
September ?u ver8ebieben.

2. Vor àio8er ^bstimmuu^ 8ei àem drossen katbe
àie Lotsekakt an àa8 kerner Volk vor?ulexen.

3. In àer Lotsebakt ist àie Vornabme àer kevi-
«ion àer XatastersvbàunAon sokort naeb ^n-
nabme àe8 dosot?es ausàrûeklieb ?u betonen.
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StrcrfnclchLclßgesuche

(Mai 1889.)

1. Ho Wald, geborene Kehrli, Anna Elise, von
Wangenried, geboren 1844, stand mit ihrem Ehemann
im Scheidungsprozesse. Um einen günstigen Ausgang dieses
Prozesses für sie herbeizuführen, hat sie einen Zeugen
durch Geldversprechen dazu verleitet, daß dieser vor Gericht
wissentlich die falsche Thatsache beschwor, Frau Howald
sei von ihrem Ehemann ans grobe Weise mißhandelt
worden. Auch einen andern Zeugen hat sie ebenfalls
zu falschen Aussagen zu bestimmen gesucht, jedoch ohne
Erfolg. Frau Howald, welche nach dem Zeugnisse des

Gemeinderaths von Utzenstors eine übertrieben geizige,
nicht gut beleumdete Person ist, wurde hierauf am 27.
März 1888 von den Assisen des dritten Geschwornenbezirks

wegen Anstiftung zu Meineid und falschen
Aussagen zu 18 Monaten Zuchthaus verurtheilt. Sie sucht

nun um Erlaß des Restes ihrer Strafzeit nach. Das
Gesuch ist empfohlen von der Verwaltung der Strafanstalt.

Dem beigefügten Zeugnisse des Anstaltsarztes ist
zu entnehmen, daß die Howald bei ihrem Eintritte in
die hiesigMStrafanstalt an einem örtlichen Uebel
gelitten nun aber nach eingeleiteter Behandlung
sich erheblich gebessert hat. Der Regierungsrath erachtet
das vorliegende Strafnachlaßgesuch für verfrüht, indem
er dafürhält, daß kein Grund vorliege, die Frau Howald
günstiger zu stellen, als den von ihr zum Meineid
verleiteten, deshalb zu einem Jahr Zuchthaus verurtheilten
Zeugen Ferdinand Steiner, dessen Strafnachlaßgesuch
durch Beschluß des Großen Rathes vom 30. Januar 1889
abgewiesen worden, weil der Nachlaß des Zwölftels für
genügend befunden wurde.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriftenkommission: id.

2. Kämpf, Johann, Säger, wohnhaft zu Schwanden

bei Sigriswyl, wurde am 13. Weinmonat 1888 vom
Polizeirichter von Thun wegen unbefugtem Jagen zu

einer Buße von Fr. 40 verurtheilt, weil er am 1. und
9. Weinmont ohne Patent gejagt hatte. Derselbe sucht
um Erlaß der verwirkten Buße nach, indem er dafür
geltend macht, er habe sich am 26. Herbstmonat bei dem
betreffenden Regierungsstatthalteramt um ein Jagdpatent
für die am 1. Weinmonat aufgehende Jagdzeit beworben,
auch die Gebühr dafür bezahlt und dann unter der
Voraussetzung gejagt, das Patent werde ihm wie im
Vorjahre wieder ertheilt werden. Der Polizeirichter hat
das Gesuch des Petenten empfohlen. Der Regierungsrath

dagegen hat beschlossen, dasselbe nicht zu empfehlen.
Kämpf war zur Annahme, das Patent werde ihm
ertheilt, nicht berechtiget, da er im Frühjahr wegen Jagdfrevel

bestraft worden. Der Regierungsstatthalter kannte
den Grund der Nichtertheilung des Patentes wohl, da
er selbst bei der Anmeldung auf das Strafurtheil
verwiesen hat.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriftenkommission: id.

3. Binggeli, Samuel, von Wahlern, Wirth zu
Thörishaus, wurde am 14. Dezember 1888 vom Polizeirichter

von Laupen wegen WiderHandlung gegen die

Bestimmungen des Wirthschaftsgesetzes zu einer Buße von
Fr, SO und Kosten verurtheilt, weil er die im November
1888 gepachtete, einem gewissen Kaufmann gehörende
Wirthschaft in Betrieb gesetzt hatte, ohne vorher die
gesetzlich vorgeschriebene Patentübertragung bei der Direktion

des Innern auszuwirken. Binggeli sucht um Erlaß
der Buße nach, indem er aus Unkenntniß der bezüglichen
Gesetzesvorschriften gefehlt haben will. Das Gesuch wird
zwar vom Regierungsstatthalter empfohlen, allein der

Regi^rungsrath findet, daß im vorliegenden Fall kein

genügender Grund zu einem Nachlaß vorhanden sei.

Schon der Vorgänger des Petenten, Wirth Kurz, wurde
wegen Antritts der Wirthschaft ohne Patentübertragung
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richterlich bestraft, so daß die bezüglichen gesetzlichen
Vorschriften mindestens dem Eigenthümer Kaufmann bekannt
sein mußten und dieser seinen neuen Pächter Binggeli
mit denselben bekannt machen konnte.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„
'

der Bittschriftenkommission: id.

4. K u b Ii, Felix, Wirth, zu Blumenstein, wurde am
4. August l888 vom Polizeirichter von Thun wegen
WiderHandlung gegen das Wirthschaftsgesetz zu einer
Buße von Fr. 50, zur Nachbezahlung einer Patentgebühr
von Fr. 5 und zu den Kosten im Betrage von Fr. 21

verurtheilt. Derselbe hat zu wiederholten Malen Gäste
beherbergt, obschon er für seine Wirthschaft kein Beher-
bungsrecht besitzt. Kubli sucht um Erlaß der Buße nach.
Er macht geltend, er sei sich nicht bewußt gewesen, daß
er sich gegen das Gesetz vergehe, sondern er habe es für
erlaubt erachtet, Gäste in seiner Wirthschaft beherbergen
zu dürfen, sobald dies unentgeltlich geschehe. Er findet
die nachzuzahlende.Patentgebühr und die Kosten seien
unter den obwaltenden Umständen eine genügende Strafe.
Der Polizeirichter von Thun hat das vorliegende Gesuch

empfohlen. Der Regierungsrath hat beschlossen, in diesem

Falle einen theilweisen Nachlaß an der Buße zu empfehlen.
Ein gänzlicher Nachlaß erscheint ihm nicht als billig,
da auch durch das Beherbergen ohne Bezahlung
denjenigen Wirthen, welche das Beherbungsrecht besitzen, eine

unloyale Konkurrenz gemacht wird. Sodann würde sich

ein gänzlicher Nachlaß der Buße auch aus dem Grunde
nicht rechtfertigen, weil die vom Richter ans Fr. 5

bestimmte nachzuzahlende Patentgebühr sehr gering ist, da
die Differenz der Patentgebühren für Wirthschaften mit
und ohne Beherbergungsrecht in Blumenstein Fr. 100
beträgt und die Nachzahlung doch mindestens für ein

Vierteljahr auf Fr. 25 hätte bestimmt werden dürfen.

Antrag des Regierungsraths: Herabsetzung der Buße
auf Fr. 20.

„ der Bittschriftenkommission: id.

5. Grogg, Johann, Schuster, von und wohnhaft
zu Melchnau, geboren 1839, ist vom Polizeirichter von
Aarwangen zu Fr. 50 Buße und Fr. 3. 50 Kosten
verurtheilt wegen WiderHandlung gegen die kantonalen
Gesetzesvorschriften, betreffend die nicht gewerbsmäßige
Brennerei, weil er letzten Herbst eigene, nicht monopolpflichtige

Stoffe gebrannt hat, ohne dafür die vorgeschriebene

unentgeltliche Bewilligung des Regierungsstatthalters
gehabt zu haben. Johann Grogg sucht um Erlaß dieser
Buße nach. Er hatte Auftrag ertheilt, die Bewilligung
auszuwirken. Der betreffende Nachbar aber, der diesen

Auftrag übernommen, hatte vergessen ihn auszuführen.
Der Regierungsstatthalter und der Polizeirichter empfehlen
das Gesuch. Der Regierungsrath hat beschlossen,
dasselbe ebenfalls zu empfehlen.

Antrag des Regierungsraths: Erlaß der ganzen Buße.

„ der Bittschriftenkommission: id.

6. Monnin, Henri, Maurer zu Berlincourt, wurde
am 28. November.1888 vom Polizeirichter wegen
WiderHandlung gegen die Vorschriften des Forstreglementes für
den Jura vom 4. Mai 1836 zu einer Buße von Fr.
123. 90 und zu einer Entschädigung von Fr. 20 an die
Gemeinde BaWourt verurtheilt. Anläßlich eines
Holzschlages, den Monnin auf zwei ihm angehörenden, mit
etwas Wald bepflanzten Grundstücken hatte ausführen
lassen, sind von den damit beauftragten Arbeitern auch
einige junge Tannen der angrenzenden, der Gemeinde
Bassecourt gehörenden Waldung gefällt worden. Monnin
machte sogleich selbst dem Waldhüter sowie dem
Gemeindspräsidenten Anzeige und begab sich überdies einige Tage
nachher auch zum Richter, um sich dem Urtheile, zur
Verhütung größerer Kosten, zum Voraus zu unterziehen.
Monnin hat unterlassen, gegen seine Verurtheilung zu
appelliren und sucht nun um Erlaß der Buße nach mit
der Begründung, daß er mit der freiwilligen Unterziehung
unter das Urtheil bloß die Haftung für den durch seine
Arbeiter verübten Schaden zu übernehmen gewollt habe,
indem er selbst keine strafbare Handlung begangen und
deshab den Fall seiner Bestrafung auch nicht für
vorhanden erachtet habe. Sein Gesuch wird vom
Gemeindspräsidenten von Bassecourt, sowie vom Amtsverweser,
empfohlen. Der Regierungsrath hat beschlossen, dasselbe
ebenfalls zu empfehlen.

Antrag des Regierungsraths: Erlaß der Buße von
Fr. 123.90.

„ der Bittschriftenkommission: id.

7. Christe, Marianne, von und wohnhaft zu Bassecourt,

geboren 1822, wurde am 26. September 1888
vom korrektionellen Richter von Delsberg wegen Kon-
kubinat mit acht Tagen Gefangenschaft bestraft.
Dieselbe war bei der gerichtlichen Verhandlung nicht
anwesend. Nach amtlichen Berichten ist diese Person nicht
bei gesunden Sinnen und außerdem mit einem körperlichen,
unheilbaren Leiden behaftet, so daß unter diesen
Umständen ihre Versetzung in ein Gefängniß Nßcht thnnlich
erscheint. Der Regierungsrath hat deshalb beschlossen,
den vom Amtsverweser von Delsberg von Amtes wegen
gestellten Antrag auf Nachlaß der Strafe zu empfehlen.
Der Regierungsrath wird sodann die nöthigen
Anordnungen treffen, damit die Gemeinde Bassecourt die 66-
jährige Marianne Christe so versorgt, daß diese nicht
wieder zu öffentlichem Aergerniß Anlaß gibt.

Antrag des Regierungsraths: Erlaß der 8-tägigen
Gefangenschaft.

„ der Bittschriftenkommission: id.

8. Steiner geborne Bächler, Maria, von Signau,
Friedrichs Ehefrau, geboren 1842, wurde am 26.
November 1887 von den Assisen des II. Bezirks wegen
vielfachen Diebstahls zu zwei Jahren Zuchthaus,
abzüglich 2 Monate Untersuchungshaft, verurtheilt. Sie



stahl überall, wo man sie als Waschfrau brauchte, oder

zur Aushülfe anstellte. Der Ehemann Steiner sucht um
Erlaß des letzten Viertels ihrer Strafzeit nach. Der
Regierungsrath hat beschlossen, dieses Gesuch nicht zu
empfehlen. Es sind keine zureichenden Gründe für einen
Nachlaß vorhanden. Frau Steiner wurde schon früher
einmal wegen Diebstahl bestraft. Seither ist dieselbe,
wie aus den bezüglichen Untersuchungsakten hervorgeht,
eine Gewohnheitsdiebin geworden.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriftenkommission: id.

S. Sahli, Friedrich, von Wohlen, Schuhmacher, in
Bern, geboren 1848, welcher am 25. Juli 1888 von
der Polizeikammer wegen Pfandverschleppung zu 30
Tagen Einzelhaft verurtheilt worden, sucht um ganzen
oder theilweisen Erlaß dieser Strafe nach. Der Gesuchsteller

ist nicht empfehlbar; er wurde schon wiederholt
bestraft und wird von der Ortspolizei als ein dem
Trunke in hohem Grade ergebenes, gefährliches Subjekt
bezeichnet.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriftenkommission: id.
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11. Wittwe Verena Schindler, Wirthin, in Eriz,
wurde am 16. März 1889 vom Polizeirichter von Thun
wegen WiderHandlung gegen die Vorschriften des

Wirthschaftsgesetzes vom 4. Mai 1879 zu einer Geldbuße von
Fr. 50, ferner zur Nachbezahlung einer Gebühr von
Fr. 10 und zu den Kosten des Staates von Fr. 3. 50

verurtheilt, weil dieselbe am 18. Februar 1889 anläßlich
einer Steigerung außerhalb ihrer gewöhnlichen
Wirthschaftslokalitäten gewirthet hat, ohne im Besitze einer
bezüglichen Bewilligung des Regierungsstatthalters
gewesen zu sein. Frau Schindler sucht um Erlaß, bezw.
um Herabsetzung der Buße auf Fr. 10 nach. Sie bringt
dafür an, sie sei zu spät zum Wirthen bestellt worden,
um noch eine Bewilligung einholen zu können, zudem
habe sie gar nicht gewußt, daß hiezu eine Bewilligung
erforderlich sei. Aus den Akten geht hervor, daß Frau
Schindler diese Bewilligung noch vor eingereichter
Strafanzeige auswirken wollte, und daß der Regierungsstatthalter

ihr dieselbe bei rechtzeitig eingereichtem Gesuche

ertheilt hätte. Mit Rücksicht auf die obwaltenden
Umstände und die vorliegenden Empfehlungen der Gemeinderäthe

von Eriz und Horrenbach-Buchen, sowie der beiden

Bezirksbeamten kann der Regierungsrath sich mit der

Herabsetzung der Buße einverstanden erklären.

Antrag des Regierungsraths: Herabsetzung der Buße
auf Fr. 10.

„ der Bittschristenkommission: id.

10. Gertsch, Friedrich, von Lauterbrunnen, Schalenmacher,

zu Madretsch, welcher am 5. Oktober 1888 vom
Polizeirichter von Viel, wegen unbefugtem Wirthen zu
einer Geldbuße von Fr. 60, ferner zur Bezahlung einer
Patentgebühr von Fr. 50, sowie zu den Untersuchungskosten

im Betrage von Fr. 32. 50 verurtheilt wurde,
sucht um Erlaß der Buße und Kosten nach. Er hat die

Patentgebühr bis jetzt nicht bezahlt und sagt auch nicht,
daß er dieselbe bezahlen wolle. Für sein Nachlaßgesuch
führt er an, daß sein kleiner Verdienst als Schalenmacher

kaum hinreiche, seine fünf Kinder zu erhalten.
Gertsch war im Jahre 1888 Pächter einer Liegenschaft
am Vingelzberge. Da die dort vorbeiführende Straße
auf den Twannberg im Sommer viel benutzt wird, so

verfiel Gertsch auf die Idee, seine Lokalitäten zu einer
Wirthschaft einzurichten. Das Gesuch um ein
Wirthschaftspatent wurde aber am 29. Mai 1888 abgewiesen,
weil die Lokalitäten in keiner Weise den gesetzlichen
Vorschriften entsprachen, Gertsch überdies laut amtlichem
Bericht nicht gut beleumdet und nach demselben Bericht
zu befürchten war, daß seine Wirthschaft eine Vagantenkneipe

werde. Da nun Gertsch trotz der Abweisung seines
Gesuches seither öfters gewirthet und gleichwohl in der
Untersuchung solches frech geleugnet hat, infolge dessen
die Untersuchung weitläufiger und die Kosten größer
wurden, so hat der Regierungsrath beschlossen, das
vorliegende Nachlaßgesuch nicht zu empfehlen.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschristenkommission: id.

Beilagen zum Tagblatt des Großen Rathes. 1388.

12. Soldati, Angelo, von Cimadera, Kantons
Tessin, geboren 1862, welcher am 13. August 1887 von
den Assisen des Jura wegen mehrerer Diebstähle zu 3

Jahren Zuchthaus, abzüglich 6 Monate Untersuchungshaft,

verurtheilt wurde, sucht um Erlaß des Restes
seiner Strafzeit nach, indem er behauptet, bei den ihm
zur Last gelegten Verbrechen nicht betheiligt gewesen zu
sein. Der Regierungsrath hat beschlossen, das vorliegende
Gesuch nicht zu empfehlen. Soldati ist bereits früher
wegen Diebstahl bestraft worden. Im vorliegenden Falle
handelt es sich um eine Reihe von Einbruchsdiebstählen,
welche Soldati, in Gemeinschaft mit einigen Genossen,
die zum Theil noch jetzt flüchtig sind, in den Monaten
Juni und Juli 1886 nächtlicher Weise in verschiedenen
Ortschaften des Amtsbezirkes Pruntrut mit großer Frechheit

und Verwegenheit vollführt hat.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschristenkommission: id.

13. Rebetez, Maximien, Uhrmacher, von Genevez,

geboren 1869, wurde am 28. November 1888 von den

Assisen des Jura zu 8 Monaten Korrektionshaus
verurtheilt, wegen Mißhandlung, begangen anläßlich eines

von ihm und drei Gehülfen provozirten nächtlichen
Raufhandels, wobei die angegriffenen Personen schwere
Körperverletzungen erlitten, wovon eine den Verlust eines Auges
für die betreffende Person zur Folge hatte. Der Vater
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Rebetez pétitionnât um Erlaß des Restes der seinem

Sohne auferlegten Strafe, indem er die Theilnahme
seines Sohnes an der ihm zur Last liegenden Mißhandlung

auf ein möglichst geringes Maß zu reduziren sucht.
Der Regierungsrath kann jedoch das vorliegende
Nachlaßgesuch nicht empfehlen, da genügende Gründe zum
Erlaß des den letzte^ Zwölftel weit übersteigenden
Restes der Strafe nicht vorhanden sind.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriftenkommission: id.

14. Landry, August Alphons, von Verrières-
Suisses, Uhrmacher, sonst in Laferrière, geboren 1837,
wurde am 22. Dezember 188K von den Assisen des Jura
wegeu Raub, begangen an einem Landwirth auf dem

Sonvillierberg, den er in der Nacht des 12. September
188K durch einen wuchtig geführten Schlag auf den Kopf
besinnungslos niederstreckte und seiner Baarschaft im
Betrage von Fr. 22 beraubte, ferner wegen Versuch
Beischlaf mit einem Mädchen unter zwölf Jahren und wegen
anderer unzüchtiger Handlungen mit demselben zu 4

Jahren und 3 Monaten Zuchthaus, abzüglich 3 Monate
Untersuchungshaft, verurtheilt. Landry, welcher die
Thäterschaft der ihm zur Last fallenden Verbrechen leugnet,
obschon er derselben überwiesen ist, sucht um Erlaß des

Restes seiner Strafe nach. Der Regierungsrath kann das
vorliegende Gesuch nicht empfehlen, da in diesem Falle
Natur und Konkurrenz der Verbrechen jeden Nachlaß
ausschließen.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriftenkommission: id.

Ein Begnadigungsantrag ist von dieser Seite nicht
gestellt worden.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriftenkommission: id.

16. Frei, August, von Niederbipp, Korber, geboren
1838, wurde am 17. September 1884 von den Assisen des

II. Bezirks wegen Brandstiftung zu 6 Jahren Zuchthaus
verurtheilt. Derselbe hat in der Nacht vom 18./19. März
1884 das ihm, bezw. seiner Geltstagsmafse, zur Hälfte
angehörende Wohnhaus in Brand gesteckt, in der
betrügerischen Absicht, aus der Brandversicherungssumme
Vortheil zu ziehen, indem mit derselben nicht nur alle
Schulden des Frei sich decken ließen, sondern sich auch ein

Ueberschuß zu seinen Gunsten herausstellte. Frei sucht um
Erlaß des Restes der Strafe nach, unter Hinweisung auf
die Nothlage feiner zahlreichen Familie. Amtlich
eingezogene Erkundigungen haben jedoch ergeben, daß der

von Frei zu seiner Begnadigung geltend gemachte Grund
keine oder nur ganz geringe Unterlage hat. Die Kinder
des Frei sind iin Stande, für ihren Unterhalt selbst zu
sorgen und die Ehefrau lebt jetzt in bessern Verhältnissen,
als vor der Verurtheilung ihres Mannes. Ueberdies
erscheint das vorliegende Strafnachlaßgesuch auch mit Rücksicht

auf die Natur und Schwere des Verbrechens nicht
empfehlbar. Die Mitbewohner des abgebrannten Hauses
hatten nur mit knapper Noth das Leben retten können.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriftenkommissiou: id.

15. Ochsenbein, Ludwig, von Etziken, Kantons
Solothurn, geboren 1864, Spengler, früher in Bern,
jetzt in Außersihl, und seine Ehefrau Fanny geborne
Seelhofer, geboren 1864, sind am 19. September
1888 von der Polizeikammer wegen Betruges zum Nachtheil

des Abzahlungsgeschäftes Mandowsky in Bern,
bezw. wegen Begünstigung dieses Betruges, verurtheilt
worden, wobei der Erstere 39 Tage Einzelhaft, die Letztere
dagegen, deren erstinstanzliche Strafe ebenfalls auf 30
Tage Einzelhaft gelautet hatte, nur zwei Tage Gefängniß
erhielt. Die Eheleute Ochsenbein halten dafür, daß, da
der Schaden schon vor dem oberinstanzlichen Urtheile gut
gemacht worden, die auspesprochene Strafe, obwohl diese
das gesetzliche Stratminimum nicht übersteige, unter den
obwaltenden Umständen, doch noch immer ungewöhnlich
hart sei; dieselben suchen deshalb um Erlaß der Strafe,
bezw. um Umwandlung derselben in eine Geldstrafe nach.
Der Regierungsrath empfiehlt das vorliegende Gesuch
nicht. Die Sachlage hat sich seit dem Urtheile für die
Eheleute Ochsenbein nicht günstiger gestaltet. Die
Umstände, welche zu ihren Gunsten sprachen, hat das Gericht
gewürdiget und bei der Strafzumessung berücksichtiget.

17. Dubail, Auguste, von Montjoie, Frankreich,
Schalenmacher, zu P eu Claude, geboren 1831, wurde am
28. Januar 1888 von den Assisen des fünften Geschwornenbezirks

wegen Meineid zu 20 Monaten Zuchthaus
verurtheilt. Seine Ehefrau hat schon wiederholt um seine

Begnadigung nachgesucht. Die bezüglichen Gesuche sind
durch Schlußnahmen des Großen Rathes vom 26.
September und 30. November 1888 abgewiesen worden. Sie
hat neuerdings ein solches Gesuch eingereicht und mit
der bedrängten Lage der Familie begründet. Dasselbe
ist vom Gemeinderath von Les Bois, sowie von der

Verwaltung der Strafanstalt empfohlen. Der Regierungsrath

kann indessen in dem von der Petentin geltend
gemachten Umstände keinen hinreichenden Grund zu einem
über den letzten Zwölftel hinausgehenden Nachlaß
erblicken und ist deshalb auch nicht im Falle, das
vorliegende Gesuch zu empfehlen.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschrifteilkommission: id.



18. Bueche, Adolphe, von Court, Grundeigenthümer
daselbst, geboren 1860, welcher am 28. Juli 1888 von
den Asstsen des fünften Geschwornenbezirks wegen
Wechselfälschung und Betrug zu 15 Monaten Zuchthaus
verurtheilt wurde, sucht um Erlaß des Restes seiner Strafzeit

nach. Derselbe stützt sich darauf, daß die Untersuchung
nichts Betastendes gegen ihn ergeben und er immer seine
Unschuld betheuert habe. Ferner beruft er sich auf seine

Familienverhältnisse und erwähnt schließlich der
ökonomischen Nachtheile, die ihm daraus entstehen, 'daß er
Niemand zu Hause habe, der ihm sein ausgedehntes
landwirthschaftliches Gewerbe besorgen könne. Nach dem

Bericht der Verwaltung der Strafanstalt hat sich Bueche
bisher gut aufgeführt. Auch die Kosten der.Untersuchung
hat er bezahlt. Der Regierungsrath findet jedoch weder
hierin, noch in dem Anbringen des Petenten Anlaß, sein
Begnadigungsgesuch zu empfehlen. Der Nachlaß des letzten

Zwölftels wird bei fortgesetztem Wohlverhalten auch in
diesem Falle für genügend befunden.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriftenkommission: id.

19. Rufer, Niklaus, von Urtenen, gewesener Wirth,
in Herzogenbuchsee, geboren 1852, wurde am 26. Februar
1889 voü den Asstsen des dritten Geschwornenbezirks
wegen Mißhandlung mit tödtlichem Ausgange zu sechs

Monaten einfacher Enthaltung verurtheilt. Derselbe war
von den Geschwornen schuldig erklärt worden, am 28.
November 1888 in seiner Wirthschaft den Weinreisenden
Michael von Lanthen, welcher ihn besucht hatte, um sich

betreffs einer zur Verfügung gestellten Getränkesendung
mit ihm zu verständigen, nach entstandenem Wortwechsel
durch Fußtritte in den Unterleib derart mißhandelt zu
haben, daß diese Mißhandlung eine heftige
Bauchfellentzündung herbeiführte, welche nach ztvei Tagen tödtlich
verlief. Rufer sucht nun um Erlaß eines angemessenen

Theiles seiner Strafe nach. In der daherigen Begründung
sucht er sein Vergehen auf einen unglücklichen Zufall
zurückzuführen. Er hält ferner dafür, daß die ausgestandene
Untersuchungshaft bei der Zumessung der Strafe hätte
berücksichtigt werden sollen. Sodann verweist er auf die

Nothlage seiner Familie und beruft sich schließlich auf
fein gutes Verhalten während der Strafhaft, sowie auf
die dem Strafnachlaßgesuch beigegebene Empfehlung des

Gemeinderathes seines Wohnortes. Der Regierungsrath
ist indessen der Ansicht, daß die vom Petenten geltend
gemachten Gründe nicht geeignet seien, eine Ermäßigung
der ausgesprochenen Strafe zu rechtfertigen. Mit dem
26. Mai hat derselbe seine Strafzeit erst zur Hälfte
erstanden.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriftenkommission: id.

20. Hermann, Gottlieb, von Auswyl, geb. 1861,
Gräub, Johann, von Wyßachengraben, Drechsler, geb.
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1870, und Schütz, Alfred, von Sumiswald,
Landarbeiter, alle drei wohnhaft zu Auswyl, sind am 29.
August 1888 von der Polizeikammer, wegen Theilnahme
an einem Raufhandel, jeder zu 15 Tagen Gefangenschaft,
solidarisch zu einer Entschädigung von Fr. 500, sowie
zu den Kosten des Staates im Betrage von Fr 492
verurtheilt worden. Der fragliche Raufhandel fand in
der Neujahrsnacht 1887/88 statt und hatte seine
Veranlassung in dem zwischen der Jungmannschaft von
Auswyl einerseits, und derjenigen der Ortschaften Bezlis-
berg und Wyßbach anderseits, schon von Alters her
bestehenden Hasse. Die dabei vorgekommene schwere

Mißhandlung, theilweise durch ein gefährliches Instrument

verübt, hatte für den Mißhandelten eine mehr als
zwanzigtägige Arbeitsunfähigkeit zur Folge. Die drei
Verurtheilten suchen bei dem Großen Rathe um Erlaß
ihrer Gefangenschaftsstrafe, eventuell um Herabminderung
oder Umwandlung derselben in eine bescheidene Buße
nach. Sie machen geltend, die Strafe sei viel zu hoch,
und berufen sich dafür auf das erstinstanzliche Gericht,
welches "in einem seiner Motive zum Urtheile ausführt,
das Minimum der gesetzlich zulässigen Strafe sei in
diesem Falle zu hoch, das Gericht würde bedeutend tiefer
gegangen sein, wenn das Gesetz dies zugelassen hätte.
Unter Hinweisung hierauf hat sodann das Amtsgericht
Aarwangen das Begnadigungsgesuch empfohlen, jedoch

nur soweit es Herrmann und Gräub betrifft, während
der Gemeinderath von Auswyl seine Empfehlung für
alle drei Petenten eintreten läßt. Der Regierungsrath
hält die von der Polizeikammer ausgesprochene
Gefangenschaftsstrafe für durchaus gerechtfertigt, denn es ist
anzunehmen, daß, wenn dieser Gerichtshof das gesetzliche
Minimum ebenfalls für zu hoch gefunden hätte, er auch
seinerseits die Verurtheilten von Amteswegen zur
Begnadigung empfohlen haben würde. Die Häufigkeit
solcher Vergehen, bei denen das Messer immer die erste
Rolle zu spielen pflegt, sowie die besonderen Umstände,
unter welchen der vorliegende Straffall sich zugetragen
hat, lassen aber das eingereichte Begnadigungsgesuch nicht
als empfehlenswerth erscheinen.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriftenkommission: Nachlaß von 10 Tagen
Gefangenschaft für

Hermann undGräub.

21. Reinhard, Friedrich, von Lützelflüh, Landwirth,
geboren 1866, sonst zu Mühleberg. welcher am 19. Oktober
1888 von den Asstsen des vierten Geschwornenbezirks
wegen wiederholtem Beischlaf mit einem noch nicht zwölf
Jahre alten Mädchen und wiederholten unzüchtigen
Handlungen mit demselben zu 18 Monaten Zuchthaus,
abzüglich drei Monate Untersuchungshaft, verurtheilt wurde,
sucht um Erlaß eines Theiles seiner Strafzeit nach, wobei

er seiner Reue über die begangenen strafbaren
Handlungen Ausdruck gibt und sich darauf beruft, daß
dieselben in jugendlichem Leichtsinn und ohne deren Folgen
zu bemessen, verübt worden seien. Von der Strafzeit ist
dermal noch nicht die Hälfte verbüßt. Der Gesuchsteller
hat sich zwar bisher gut betragen und auch von früher
her ist nichts Nachtheiliges über ihn bekannt, allein der
Regierungsrath hat beschlossen, das vorliegende Straf-
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Nachlaßgesuch mit Rücksicht auf die Natur des Verbrechens
nicht zu empfehlen.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriftenkommission: id.

22. Baumgartner, Niklaus, von Bangerten,
Landwirth zu Wierezwyl, geboren 1847, welcher am 16.
Juni 1886 von den Assisen des vierten Geschwornenbe-
zirks wegen Brandstiftung zu 3'/^ Jahren Zuchthaus
verurtheilt wurde, und mit dem 15. Mai fünf Sechstel
seiner Strafzeit abgebüßt hat, sucht um Begnadigung
nach. Er stützt sich auf seine bisherige gute Aufführung,
sowie auf den Umstand, daß seine Familie dringend der
Hülfe bedürfe. Die Verwaltung der Strafanstalt hat
das Gesuch, empfohlen. Nach dem ärztlichen Berichte
gibt der Gesundheitszustand des Petenten zu» keinen

Bemerkungen Anlaß. Der Regierungsrath ist der
Ansicht, daß im vorliegenden Falle der Nachlaß des letzten
Zwölftels genügt.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriftenkommission: id.

23. Bouille, Emile Joseph, von Muriaux,
Uhrmacher, gewesener Wirth zu Bonfol, geboren 1817,
welcher von der Polizeikammer am 3. April 1889, wegen
fortgesetzten unzüchtigen Handlungen, begangen an einem
7 Jahre alten Mädchen, zu 45 Tagen Einzelhaft
verurtheilt wurde, stellt von Frankreich aus, wo er sich seit
seiner Entlassung aus der Untersuchungshaft bei einem
Sohne aufhält, zu Handen des Großen Rathes das
Gesuch um Nachlaß der besagten Strafe. Nach seiner
Ansicht ist die gegen ihn ausgesprochene Verurtheilung nicht
gerechtfertigt. Er beruft sich sodann auf seine guten

Antezedentien und produzirt schließlich außer einer
Anzahl Leumundszeugnisse, auch das Zeugniß zweier Aerzte,
welches dahin lautet, daß der Petent, in Anbetracht seines
hohen Alters und der vorhandenen körperlichen und
geistigen Schwäche, eine nochmalige Gefangenschaft nicht
ohne Gefahr für sein Leben überstehen könnte. Der
Regierungsrath hat indessen beschlossen, das vorliegende
Nachlaßgesuch mit Rücksicht aus die Natur des Vergehens
nicht zu empfehlen.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriftenkommission: id.

24. Bron, Franyois, von Montsevelier, 40 Jahre
alt, und dessen Bruder, Bron, Humbert, 30 Jahre alt,
Landwirthe, beide wohnhaft zu Montsevelier, sind am
11. Januar 1888 von den Assisen des fünften Geschwornenbezirks

wegen Mißhandlung verurtheilt worden und zwar
der Erstere zu 22 Monaten Korrektionshaus und der
Letztere zu 18 Monaten Zuchthaus. Beide haben, nebst
ihrer ebenfalls mitbestraften Schwester, ihrem 73 Jahre
alten Vater unter mehreren Malen schwere Mißhandlungen
zugefügt, so zuletzt am 27. August 1887, Abends, wobei
derselbe so schwer mißhandelt wurde, daß er die Sehkraft

des einten Auges vollständig einbüßte und außerdem

einen Armbruch davontrug. Die Mißhandlungen
geschahen jeweilen unter dem Einflüsse des Schnapses,
dem die Familie Bron in hohem Grade ergeben ist. Die
Brüder Bron suchen nun um Erlaß des Restes ihrer
Strafe nach. Die Petenten haben sich in der Strafanstalt
bisher gut aufgeführt. Die Verumständungen des

vorliegenden Straffalles, der ein trauriges Bild von der
moralischen Versunkenheit einer Familie entrollt, sind
indessen nicht geeignet, eine Ermäßigung der Strafe zu
befürworten. Ueberdies sind die Petenten wegen
Mißhandlung schon mehrfach bestraft worden.

Antrag des Regierungsraths: Abweisung.

„ der Bittschriftenkommission: id.
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mcht unll Antrag àr Mîmàchtion
an

de» Regierungsrath des Kantons Kern

zu Kantien lies Orohen Raà
über die

UerinltWltlllhkktt der KehSrdeil «ad Seamtea der Kantsaalbank.

(Mai 1 8 8 9.)

Hochgeachtete Herren!

Es ist Ihnen in Erinnerung, daß bereits im Jahre
1885 zuerst der Regierungsrath und dann auch der
Große Rath, durch bekannte Vorkommnisse beunruhigt
über die finanzielle Lage d?r Kantonalbank, beschlossen

hatten, es sei dieselbe zum Gegenstand.einer eingehenden
Untersuchung zu machen und die Finanzdirektion damit
zu beauftragen.

Bevor sich dieselbe ihrer Aufgabe entledigen konnte,
stellte eine von 8309 Bürgern unterschriebene Eingabe
an den Großen Rath das Ansuchen:

„Eine eingehende und unparteiische Untersuchung solle
sich auf alle Verhandlungen der Bankbehörden und ihrer
Beamten seit den letzten 8 Jahren erstrecken, und es

sollen die Behörden und Beamten der AHank, falls sich

aus der Untersuchung ein Verschulden derselben ergibt,
zur gesetzes- und verfassungsmäßigen Verantwortung
gezogen werden, damit dem Staate der erwachsene Schaden
ersetzt und das verletzte Recht gesühnt werde." »

Diese Eingabe ist vom Großen Rathe am 2
November 1885 dem Regierungsrathe überwiesen worden
und der Regierungsrath hat seinerseits die Finanzdirektion
mit dieser Aufgabe beauftragt. In Ausführung
derselben hat die Finanzdirektton unterm 28. Januar 1886

Beilagen zum Tagblatt des Großen Rathes. 1889.

dem Regierungsrathe nach stattgefundener gründlicher
Untersuchung aller relevanten Thatsachen über die

Verantwortlichkeitsfrage einen eingehenden Bericht erstattet
— wir werden auf die darin niedergelegten Resultate
später wieder zurückkommen — und gestützt auf HZ 16
und 24 des Verantwortlichkeitsgesetzes beantragt:

„Es sei den Mitgliedern der Kantonalbank-Verwal-
tung unter Mittheilung derjenigen Thatsachen, aus
welchen ihre Verantwortlichkeit für eingetretene Verluste
gefolgert werden könnte, die gesetzliche Frist zu ihrer
Verantwortung einzuräumen, und es sei die
Finanzdirektion zu beauftragen, nach eingelangter Verantwortung
Anträge über das weitere Vorgehen vorzulegen."

Dieser Antrag wurde vom Regierungsrathe genehmigt
und in Folge dessen wurde der Direktor und die
Mitglieder der Direktion der Kantonalbank vom Regierungsrathe

durch Schreiben vom 27. Februar 1886 zur
Verantwortung aufgefordert in 8 Fällen für von der
Kantonalbank erlittene und in ihren Jahresrechnungen
verzeichnete Verluste im Gesammtbetrage von Fr. 908,248.
86 Rp. ; ebenso für eine» damals bereits eingetretenen
Verlustposten im Betrage von Fr. 189,000, zu welchem
aber nach dem Gutachten von Werten höchst wahrscheinlich

in Zukunft ein weiterer Verlust hinzutritt, der in
diesem Gutachten auf circa Fr. 240,000 veranschlagt
wird.

11
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Der Direktor und die Mitglieder der Direktion der
Kantonalbank sind dieser Aufforderung nachgekommen
und haben unter'm 19. März 1886 dem Regierungsrathe
eine Vertheidigungsschrift eingereicht, worin sie die
nothwendige Voraussetzung der Verantwortlichkeit, d. h. ein

Verschulden ihrerseits in Bezug aus die eingetretenen
Verluste bestreiten, sich in bestimmten Fällen überdies
auf Verjährung und Verzicht berufen und sich

vorbehalten, diese beiden Thatsachen eventuell als Einreden
geltend zu machen. Wir werden auf ihre Vertheidigung
später näher eintreten.

Die nachfolgenden Auseinandersetzungen bezwecken,
den Regierungsrath in den Stand zu setzen, sich über
diese schon geraume Zeit in der Schwebe liegende
Verantwortlichkeitsfrage nach allen Richtungen hin ein
selbstständiges Urtheil zu bilden und in dieser Sache einen

endgültigen Entscheid zu fassen. Sie werden sich

überzeugen, daß die Erledigung dieser Frage einige Schwierigkeiten

darbietet, welche unser Vorgehen in dieser
Angelegenheit einigermaßen verzögert haben, sowie daß
durch diese Verzögerung eine Verletzung oder Gefährdung
der fiskalischen Interessen in keiner Weise eingetreten
oder zu befürchten ist.

Die erfolgreiche Durchführung einer Verantwortlichkeitsklage

beruht auf drei Voraussetzungen:

1. daß ein Schaden eingetreten ist, der

2. durch das Verschulden einer Person oder einer
Mehrzahl von Personen verursacht worden ist, die

3. auf Grund dieses Verschuldens zum Schadensersatze

verpflichtet sind.

Man gestatte uns, die Voraussetzungen unter 1 und
2 als materiell rechtliche Erfordernisse einer
Verantwortlichkeitsklage zu bezeichnen und im Gegensatz dazu von
der unter 3 aufgestellten Voraussetzung in unserem Falle
als von einem formell rechtlichen Erfordernisse zu sprechen.

Wir beschäftigen uns in erster Linie mit der
materiellen Begründung einer Verantwortlichkeitserklärung

der Behörden und Beamten der Kantonalbank,

also mit der Frage nach Existenz und Höhe des

eingetretenen Schadens, sowie mit der Untersuchung, ob
und inwieweit derselbe auf ein Verschulden dieser
hypothetisch ersatzpflichtigen Personen zurückzuführen sei.

Was die erstere Frage anbetrifft, so bietet die
Beantwortung derselben keine besondern Schwierigkeiten.
Die eingetretenen, einer Verantwortlichkeitserklärung zu
Grunde liegenden Verluste der Kantonalbank sind zum
größten Theile in deren Jahresrechnungen ziffermäßig
festgestellt, sie sind in der obenerwähnt» Vertheidigungsschrift

überdies in keiner Weise bestritten worden.
Soweit dieselben aber aus den Kantonalbankrechnungen
noch nicht zu entnehmen sind, wären dieselben im Streitfalle

einfach durch eine gerichtliche Expertise zu ermitteln.
Schwieriger gestaltet sich für uns die Untersuchung,

ob den Behörden und Beamten der Kantonalbank in
Bezug auf die eingetretenen Verluste ein Verschulden zur
Last zu legen sei und wir schicken voraus, daß wir diese

Frage, nach der Natur der Sache, dem zu unserer
Verfügung stehenden thatsächlichen Material und den uns
gebotenen Hülfsmitteln, nicht mit derjenigen Sicherheit
entscheiden können, wie ein urtheilendes Gericht. Die
Resultate unserer Untersuchung können in dieser Frage
nur auf eine gewisse Wahrscheinlichkeit Anspruch machen,

die aber offenbar dem Zwecke dieser Untersuchung
vollständig genügt

Vorerst ist festzustellen, daß es unserer Ansicht nach
bei Beurtheilung der Frage nach Existenz einer
Verschuldung vollständig gleichgültig ist, welches Gesetz bei

Beantwortung derselben zur Anwendung kommt:
ob das Verantwortlichkeitsgesetz vom Jahre 1851,

welches in H 2 den Behörden, Beamten und Angestellten
des Staates die Verpflichtung auferlegt: „zu treuer
Erfüllung aller Obliegenheiten des Amtes oder der

Anstellung, wie dieselben durch die Verfassung, die Gesetze,

Verordnungen, Reglements und Instruktionen festgesetzt

sind," —
ob das Bankgesetz vom Jahre 1865, welches in H 36

nur von „Nachlässigkeiten" spricht, —
ob das ehemalige bernische Civilgesetz, oder
ob das schweizerische Obligationenrecht in seinen

diesbezüglichen Bestimmungen als zutreffend erachtet wird.
Denn das Kriterium der Verschuldung ist in unserem

Falle immer das nämliche — ob dasselbe aus einem

privatrechtlichen Vertrage hergeleitet wird, den der Staat
als Privatperson, sei es mit der juristischen Person der
Kantonalbank auf Grund seiner Betheiligung, sei es mit
den Behörden und Beamten derselben, auf Grund eines

Anstellungsverhältniffes abgeschlossen hat, —
oder ob diese Personen als Staatsbeamte zu qualifi-

ziren sind, ihre Verpflichtung dem Staate gegenüber
somit als eine öffentlich rechtliche zu betrachten ist, gleichviel

ob in dieseni Falle das bernische Verantwortlichkeitsgesetz,
ob das ehemalige bernische Civilgesetz als

maßgebend betrachtet wird, oder aber ob die Bestimmungen
des schweizerischen Obligationenrechts über unerlaubte
Handlungen zur Anwendung kommen. Der Maßstab,
nach dem eine Verschuldung der Behörden
und Beamten der Kantonalbank festzustellen
ist, liegt in der Sorgfalt einer tüchtigen
Bankbehörde, resp, eines gewissenhaften
Bankbeamten, die allerdings in erster Linie in der Befolgung

der Gesetze und der für die betreffende Stelle
verbindlichen Reglemente, Instruktionen ;c, besteht, durch
dieselbe aber noch keineswegs erschöpft wird.

Dies vorausgeschickt, beginnen wir mit der
Untersuchung, ob und inwieweit ein Verschulden der
Behörden und Beamten der Kantonalbank hinsichtlich
derjenigen Verlustposten, in Bezug auf welche sie zur
Verantwortung aufgefordert worden sind, als feststehend

angenommen werden dürfte.

Wir behandeln die einzelnen Verlustposten in
chronologischer Reihenfolge, wie sie sich aus den Jahresrech-
nuugen der Kantonalbank ergibt.

1. Die Uerluste der Bankfiliale Kruntrut.
/

Wie Ihnen aus früheren Berichten bekannt sein wird,
erreichen die Verluste dieser Bankfiliale, welche in den

Jahresrechnungen der Kantonalbank von 1877—1882
vekzeigt und abgeschrieben worden sind, die Summe von
Fr. 650,000.

Diese Verluste entstanden unter der Geschäftsführung
des im Jahre 1877 von seiner Stelle entlassenen
Geschäftsführers V. Meyer und konnten nur dadurch eine



so hohe Summe erreichen, daß dieser letztere einzelnen
Personen weit über die Grenzen des denselben von der
Bank gewährten Diskontokredites hinaus Wechsel dis-
kontirte. In welcher Weise hier gewirthschaftet wurde,
bezeugen die Thatsachen, daß einem Uhrenfabrikanten
(Lazarus Diedisheim) bei einem Diskontokredit von Fr,
15,000 für Fr, 138,104, seinem Bruder (Jsaak Diedisheim)

bei einem Kredit von Fr, 12,000 für Fr, 70,000
und dem Notar Jolidon bei einem Kredit von Fr, 20,000
für Fr. 168,000 Wechsel abgenommen wurden.

Der Regierungsrath hat bekanntlich seinerzeit gestützt

auf den bezüglichen Bericht der Kontonalbank beschlossen,
diese letztere anzuweisen, gegen Meyer strafrechtlich
vorzugehen und dessen Verurtheilung zum Ersatze des

verursachten Schadens auf diesem Wege auszuwirken. In
der hierauf anhängig gemachten Strafklage wurde Meyer
durch oberinstanzliches Urtheil vom 22. Mai 1880 wegen
grober Nachlässigkeit bei der Vornahme seiner
Amtsführungen zu Fr. 50 Buße und zum Ersatze des Schadens
an die Kantonalbank verurtheilt, für dessen Ausmittlung
die Parteien an den Civilrichter gewiesen wurden.

Der hierauf gegen Meyer angehobene Prozeß wurde
am 13. März 1885 vom Richteramte Pruntrut erst-
instanzlich beurtheilt und dieses Urtheil ist am 15. Januar
1886 oberinstanzlich bestätigt worden. Hierin wird der
Kantonalbank, die ihre Entschädigungsforderungen an
Meyer auf die Summe van Fr. 143,112 beziffert hatte,
die Summe von Fr. 123,964. 25 zugesprochen. Diese
Summe ist aber nur zum geringsten Theile erhältlich,
indem der Geschäftsführer Meyer insolvent war und auch

von seiner Amtsbürgschaft im Betrage von Fr. 20,000
höchstens circa Fr. 7000 realisirt werden können.

Dies ist in kurzen Zügen die bisherige Geschichte
jener Pruntruter-Verluste, die allerdings mit dem
Verantwortlichkeitsprozeß gegen Meyer noch nicht zum
Abschlüsse gekommen ist. Denn es muß sich sofort die

Frage aufdrängen, ob nicht auch der Centralverwaltung
der Kantonalbank Pflichtverletzungen vorzuwerfen seien,
wodurch sie diese Verluste mitverursacht habe, sei es direkt,
sei es infolge Mangels gehöriger Aufsicht über die
geschäftliche Thätigkeit ihres Vertreters.

Bei Beurtheilung dieser Frage muß es in erster
Linie befremden, daß die Entschädigungsforderungen der

Kantonalbankverwaltung gegen ihren Geschäftsführer sich

auf die Summe von circa Fr. 143,000 beschränken, von
welcher Summe überdies nur circa Fr. 124,000 als
berechtigt anerkannt wurden, gegenüber einer Verlustsumme
von Fr. 650,000 im Gesammtbetrage. Die oben
erwähnte Verantwortung der Kantonalbank übergeht diese
Thatsache mit Stillschweigen. Wenn wir aber in
Betracht ziehen, daß diese Verlustsumme der Hauptsache
nach durch Kreditüberschreitungen verursacht wurde, so

müssen wir annehmen, daß der Geschäftsführer Meyer
eben doch in vielen Fällen für diese Kreditüberschreitungen
entlastet ist und die Verantwortlichkeit für dieselben
andern Personen zufallen muß. Ob aber solche
Kreditüberschreitungen, auch wenn sie von kompetenter Seite
stillschweigend oder ausdrücklich genehmigt worden sind,
mit den Grundsätzen einer richtigen Bankverwaltung
vereinbar sind, kann nur im speziellen Falle auf Grund
genauer Kenntniß aller in Betracht kommenden
Thatsachen entschieden werden. Je nachdem diese Frage ent-
fchieden wird, läge die Ursache des in der Folge
eingetretenen Schadens in einem Verschulden, das zum Er-
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satze verpflichten würde, oder aber in einem Zufalle, in
unserem Falle also in der im Laufe der 70er Jahre
eingetretenen allgemeinen Geschäftskrisis.

Eingehender behandeln wir die Frage, ob die
Centralverwaltung der Kantonalbank nicht durch mangelhafte
Beaufsichtigung und Kontrole des Geschäftsführers der

Bankfiliale Pruntrut die durch die Pflichtverletzungen
desselben verursachten Verluste mitverschuldet habe.

Zur Beaufsichtigung des Wechselverkehrs ihrer Filialen
hatte die Kantonalbank im Jahre 1867 die sogenannten
Diskontokontrollen eingeführt. Dieselben sollen jederzeit
einen Ueberblick über die jedem einzelnen Klienten im
betreffenden Zeitpunkte diskontirten Wechsel gewähren
und müssen also bei richtiger Führung allfällige Kredit-
und Kompetenzüberschreitungen sofort an den Tag bringen.
Ob diese Kontrolle richtig geführt ist oder nicht, ergibt
sich aus einer Vergleichung derselben mit den im Portefeuille

vorhandenen, sowie mit den weiter begebenen
Wechseln, wobei allerdings in Bezug auf letztere einige
praktische Schwierigkeiten vorhanden sind.

Es scheint uns nun wahrscheinlich, daß bei Anlaß
der auf Grund des Art. 24 des Bankgesetzes vom Jahre
1865 angeordneten jährlichen Inspektion die Diskontokontrolle

der Filiale Pruntrut nicht mit der gebührenden
Sorgfalt geprüft, noch auf ihre richtige Führung das
nöthige Gewicht gelegt worden ist; dies um so mehr,
wenn wir bedenken, wie bedeutende Summen hier jeweilen
im Diskontogeschäft angelegt waren. So wurde bei der
Periodischen Inspektion vom 10. und 11. Juli 1874 von
den Delegirten der Direktion, Vankpräsident Aebi und
Alexander Bucher, bei der Bankfiliale Pruntrut Geschäftszunahme,

anzuerkennende Arbeitsleistung und gute
Leitung rühmend hervorgehoben, trotzdem die Diskontokontrolle

sehr mangelhaft gehalten war und bessere

Führung empfohlen wurde. Eine bereits am 13. August
desselben Jahres auf Grund vertraulicher Mittheilungen
stattgefundene zweite Untersuchung konstatirte darauf, daß
sich das Wechselportefeuille in trostlosem Zustande befinde
und daß Meyer das gespendete Lob und das in ihn
gesetzte Vertrauen keineswegs verdiene.

Es scheint uns aber auch wahrscheinlich, daß die

Centralleitung der Kantonalbank, also die Direktion und
der Bankdirektor, denen die Ueberwachung des Geschäftsbetriebes

der Filialen oblag, von diesem Zeitpunkte an
in der Beaufsichtigung des Geschäftsführers Meyer das
Nothwendige und durch die Umstände Gebotene nicht
gethan haben.

Wenn wir bedenken, daß schon im Jahre 1874 eine
solche Unordnung konstatirt worden ist, daß bereits im
Jahre 1875 und besonders 1876 neue Kompetenzüberschreitungen,

deren Verheimlichung Meyer nicht einmal
für nöthig erachtete, zur Kenntniß der Centralverwaltung
gelangten, so muß es doch im höchsten Grade auffallen,
daß es .dieselbe mit der Ertheilung Hon Rügen und
Weisungen bewenden ließ und sich erst im Jahre 1877,
als sich die gerügten Vorkommnisse trotz Rügen und
Weisungen immer wiederholten, zu einer außerordentlichen
Untersuchung entschließen konnte. Die Ergebnisse dieser
Untersuchung sind bekannt.

Die Direktion der Kantonalbank hält allerdings in
ihrer Vertheidigungsschrift daran fest, „daß sie, Angesichts
des absoluten Mangels bestimmter Vorschriften über die
Art und Weise der Kontrolle, dasjenige gethan hat, was
man unter den obwaltenden Verhältnissen erwarten durfte
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und daß von einer Verletzung oder von ungenügender
oder nachlässiger Handhabung bestehender Kontrol-
vorschriften nicht die Rede sein kann."

Die letztere Behauptung mag richtig sein. Die
bestehenden Kontrolvorschriften sind eben nur für gewöhnliche

Verhältnisse berechnet; daß aber das Verhältniß
der Centralleitung der Kantonalbank zum Geschäftsführer
Meyer von 1874—1877 ein außergewöhnliches gewesen
und eine tüchtige Bankverwaltung auch mangels
bestimmter Vorschriften außerordentliche Kontrolmaßregeln
angewendet hätte, bedarf keiner weiteren Ausführung.

Wir kommen zum Schlüsse, daß unserer Ansicht nach
die Geschäftsführung der Filiale Pruntmt in den Jahren
1874—1877 nicht mit der nothwendigen und durch die
Umstände gebotenen Sorgfalt überwacht worden ist, und
daß aller Wahrscheinlichkeit nach das Verhalten der

Centralleitung der Kantonalbank in dieser Angelegenheit
als Verschulden zu betrachten wäre und eine Klage
auf Ersatz des durch die Pflichtverletzungen des Geschäftsführers

Meyer verursachten Schadens rechtfertigen würde,
soweit derselbe durch eine bessere Aufsicht der
Kantonalbankbehörden hätte vermieden werden können. Ob
dieselbe aber mit Aussicht auf Erfolg durchgeführt werden
könnte, werden wir später untersuchen.

Theile) den betreffenden Filialcomite's, die diese
verlustbringenden Geschäfte innerhalb der Grenzen der ihnen
in Ausführung von Art. IS des Organisationsreglementes
vom Jahre 1867 bestimmteil Kompetenz abgeschlossen
haben, theilweise (im Falle e.) einem einzelnen
Kantonalbankbeamten.

Gestützt auf eigene Untersuchungen und nach Kenntniß-
nahme der Vertheidigungsschrift der Direktion und des

Direktors der Kantonalbank erscheint es uns aber als
sehr zweifelhaft, ob es möglich wäre, in einem einzigen
dieser Fälle den respektiven Vertretern der Kantonalbank
den Nachweis einer Verschuldung zu leisten. Dieselben
waren allerdings bei Abschluß dieser ungünstigen Geschäfte
in einem gewissen Optimismus befangen, wie er in jener
Zeit erklärlich und in frühern Jahren berechtigt war,
der aber unserer Ansicht nach in keinem Falle so weit
ging, um als Verschulden qualifizirt werden zu können.

Die oben angeführten Verluste dürfen demnach aller
Wahrscheinlichkeit nach zu denjenigen Schadensfällen
gerechnet werden, die nicht durch ein Verschulden, für welches
eventuell Ersatz verlangt werden könnte, sondern durch

Zufall verursacht worden sind, denen jedes noch so

vorsichtig geleitete Bankinstitut ausgesetzt ist und die in
damaliger Zeit infolge einer anhaltenden intensiven
Geschäftskrisis bei allen Kreditgeschäften in vermehrtem
Maße eingetreten sind.

2. Verluste, die in der Kantonalbank Rechnung

vom Jahre 1884 verzeigt und abgeschrieben

worden find.

Bedeutend problematischer erscheint uns das
Vorhandensein einer Verschuldung hinsichtlich einer Reihe
anderer Verluste, bezüglich welcher die Mitglieder der
Direktion und der Direktor der Kantonalbank vom
Regierungsrathe zur Verantwortung aufgefordert worden
sind. Es betrifft dies die Verluste der Kantonalbank:

». Bei Fr. Böhlen, gew. Müller in
Bern, im Betrage von Fr. 36,331. —

d. Bei Kocher à Comp. in Bern
im Betrage von - „ 66,S74. —

v. Bei Schubert in Sumiswald im
Betrage von „ 16,422. 30

à. Bei Familie Ritschard in Jnter-
laken im Betrage von „ 80,908. 15

e. Bei Herren Müller, Oesch und
Schleuninger, Hötelbefitzer im
Oberland, im Betrage von. „ 36,389. —

k) Bei Wittwe Bourquin in Biel
im Betrage von „ 9,159. 41

L. Bei F. Bovet und Comp. in
Biel im Betrage von 12,465. —

Zusammen Fr. 258,248. 86

— alle Verlustposteu mit Ausnahme desjenigen unter
e. infolge Geltstages, dieser letztere infolge Akkommode-
mentes.

Wir müssen vorausschicken, daß die Verantwortlichkeit
für alle diese Verluste nicht ausschließlich der
Kantonalbankdirektion zur Last fällt, sondern theilweise (in den

Fällen à. k. und A. einzig, im Falle e. zum größten

.3. Aktienbrauerei Interlaken.

Der endgültige Verlust, den die Kantonalbank in
dieser Angelegenheit erleiden wird, kann zwar im
gegenwärtigen Momente noch nicht mit Sicherheit berechnet
werden, indem obiges Etablissement, dessen effektiver Werth
den Hauptfaktor für die Berechnung dieses endgültigen
Verlustes bildet, sich immer noch im Eigenthum der Kantonalbank

befindet. Bei Abfassung unseres Berichtes vom
28. Januar 1886 figurirte solches unter den Guthaben
der Bank mit einer Summe von Fr. 542,844. 80, seither

d. h. bei Uebernahme der Geschäfte durch die neue
Bankverwaltung wurden aber hievou Fr. 242,844. 80
abgeschrieben und auf den Liquidationsconto der früheren
Periode getragen, so daß der Jnventarwerth des Etablissements

noch Ft. 300,000 beträgt. Wir haben nun begründete
Hoffnung, daß früher oder später ein Kaufpreis von dieser
Höhe erzielt werden kann und also weitere Verluste auf
diesem Objekte nicht eintreten werden.

Dies vorausgeschickt, werden wir im Nachfolgenden
auf Beginn und Verlauf dieser Angelegenheit näher
eintreten und in erster Linie untersuchen, was für Gelder
der Kantonalbank dabei engagirt sind. Sodann werden
wir uns darüber aussprechen, ob sich unserer Ansicht nach
ein Verschulden der Direktion und des Direktors in dieser
Angelegenheit nachweisen lasse, auf Grund dessen sie für
die voraussichtlich eintretenden Verluste haftbar gemacht
werden könnten. Die nachfolgenden Ausführungen stützen
sich zum größten Theile auf die Protokolle der
Bankdirektion.

Im Jahre 1878 drohte dem Albert Jndermühle,
Bierbrauer in Interlaken, der Geltstag." Zu dieser Zeit
schuldete derselbe der Kantonalbank folgende Summen:



1. Auf einem Conto-Corrent-Kredit Fr. 30,000. —
2. Auf diskontirten Wechseln „ 130,000. —

Zusammen Fr. 100,000. —

Der Conto-Corrent-Kredit war dem A. Jndermühle
von der Direktion bewilligt worden. Dagegen war das
Comite der Filiale Thun, in welchem Jndermühle als
Mitglied saß, bei der Diskontirung von Wechseln
desselben über die von der Direktion bestimmte Grenze
hinausgegangen. Die Direktion hat jedoch später diese
Ueberschreitung genehmigt.

Für den Kredit von Fr. 30,000 hatten sich die Mutter
und die beiden Brüder des A. Jndermühle als Bürgen
verpflichtet. Ueberdies trugen von den Wechseln im
Betrage vow Fr. 130,000 eine Anzahl im Betrage von
Fr. 49,000, neben der Unterschrift Jndermühle's, die
Unterschriften dieser Verwandten desselben. Wechsel im
Betrage von Fr. 22,000 trugen in zweiter Linie die
Unterschrift eines Schwagers des Jndermühle; die übrigen
Fr. 59,000 waren durch verschiedene Personen verbürgt.

Da die Kantonalbank den Verlust, den sie auf diesen
Forderungen bei einem damaligen Geltstage des Albert
Jndermühle erlitten hätte, mit wenigstens Fr.'120,000
berechnete, so glaubte sie ihr Möglichstes thun zu müssen,
um diesen Geltstag zu verhüten. Die Kantonalbankdirektion

ertheilte aus diesem Grunde demselben vom
21. November 1878 bis zum 17. Oktober 1879 zu
wiederholten Malen für fällige Wechsel Stündigung und
beschloß unter letzterem Datum, dem A. Jndermühle zur
Deckung fälliger Wechsel und seiner Kreditschuld,
zusammen Fr. 79,000 betragend, einen Kredit von Fr.
80,000 (das Maximum ihrer Kompetenz) anzubieten.

Inzwischen wurden von Jndermühle Schritte gethan,
um sein Geschäft in eine Aktiengesellschaft umzuwandeln,
das einzige Mittel, um dem ihm drohenden unvermeidlichen

Geltstage zu entgehen. Die Gründung dieser
Aktiengesellschaft begegnete aber bedeutenden Schmierigkeiten;
verschiedene Banken, in deren Geschäftsbetrieb die Bildung
derartiger Aktiengesellschaften statutengemäß gehört, waren
nicht geneigt, darauf einzutreten. Die Basler Handelsbank

machte zur Bedingung, daß Jndermühle vor Allem
aus mit seinen Gläubigern ein Akkommodement auf der

Grundlage von 50°/» Nachlaß, 25 "/o zahlbar in Aktien
der zu gründenden Gesellschaft und 25°/» zahlb« in
Baar, abschließe. Jndermühle lehnte diese Bedingung
ab, welche überdies, nach Ansicht der Kantonalbank, auch
von seinen damaligen Gläubigern zurückgewiesen worden
wäre.

Auf dieses hin beschloß die Direktion der Kantonalbank,

die Gründung der Aktiengesellschaft selbst an die
Hand zu nehmen. Dieselbe kam denn auch endlich unter
großen Anstrengungen, Dank einer starken finanziellen
Betheiligung der Kantonalbank, zu Stande und zwar auf
folgenden Grundlagen.

Die Aktiengesellschaft übernimmt die Brauerei des

A. Jndermühle um den Preis von Fr. 800,000. Ueberdies

stellt sie dem A. Jndermühle für Fr. 100,000
Stammaktien zu, welchen die Hälfte desjenigen Gewinnes
zufallen soll, welcher 8 "/» der Prioritätsaktien übersteigt.

Für an den Abtreter A. Jndermühle zu leistende
Zahlung von Fr.'500,000 nach Ueberbindung einer I.
Hypothek im Betrage von Fr. 300,000 und für Jnstella-
tionsspesen und Vermehrung des Betriebskapitals, wofür
Fr. 100,000 berechnet wurden, sollen 1200 Prioritäts-
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aktien zu Fr. 500 zusammen im Betrage von Fr. 600,000
ausgegeben werden.

Von diesen 1200 Prioritätsaktien im Betrage vön
Fr. 600,000 wurden von der Kantonalbank 172 Stück
im Betrage von Fr. 86,000 direkt übernommen; für
Fr. 126,000 war sie'indirekt betheiligt, indem sie ihre
Forderungen an A. Jndermühle und die mit ihm
Verpflichteten bestehen ließ, resp. Wechsel in Kredite oder in
Darlehn mit Faustpfand verwandelte und sich dafür als
weitere Sicherheit von diesen Personen zu übernehmende
Prioritätsaktien verschreiben ließ. Auf diese Weise
ermöglichte sie diesen Personen die Uebernahme von Aktien
für folgende Beträge:

dem A. Jndermühle für Fr. 80,000;

„ A. Großmann „ „ 23,000;
der Frau Moser-Jndermühle „ 23,000.

Die von A. Jndermühle und A. Großmann
übernommenen Aktien sind denn auch später, wie wir weiter
unten sehen werden, infolge Geltstages der Kantonalbank

zugefallen.
Die Kantonalbank war also genöthigt, um das

Unternehmen zu Stande zu bringen, sich bei einer Aktien-
Emission im Gesammtbetrage von Fr 600,000 mit einer
Summe von Fr. 212,000 direkt und indirekt zu betheiligen,
eine Thatsache, die bei Beurtheilung weiterer Vorgänge
nicht außer Acht zu lassen ist

Der Direktion der auf diese Weise zy Stande
gekommenen Aktiengesellschaft wartete gleich Anfangs eine

unangenehme Ueberraschung. Denn nachdem am 31.
August 1880 der statutengemäß in Aussicht genommene
Kaufvertrag mit A. Jndermühle abgeschlossen war, zeigte
es sich bei dessen Eintragung und daheriger Nachschlagung
in der Amtsschreiberei Jnterlaken, daß die verkauften
Objekte seit dem 31. März 1879 für bedeutende

Forderungen (im Ganzen für Fr. 105,382.70) gepfändet
worden waren. Um die übernommenen Liegenschaften
von diesen Betreibungspfandrechten zu befreien, war die

neugegründete Aktiengesellschaft bereits am 4. November
1880 genöthigt, für circa Fr. 75,000 Schulden des A.
Jndermühle vorschußweise aufzukommen, gegen Wechsel
der Gebrüder A K. und G. Jndermühle und Verpfändung
von 80 Stammaktien. Da sie zu diesem Geschäfte das
Betriebskapital in Anspruch nehmen mußte, das in Folge
dessen in seinem ursprünglichen Betrage von Fr. 100,000
beinahe erschöpft wurde, so sah sich die Kantonalbank
schon am 14. April 1881 gezwungen, um den Weiterbetrieb

der Aktienbrauerei zu ermöglichen, die oben
erwähnten Wechsel zu diskontiren.

Das wieder verfügbare Betriebskapital scheint Nicht
weit gereicht zu haben, denn bereits im Dezember 1881

war nach dem Berichte der Kantonalbank-Direktion die
Aktienbrauerei genöthigt, für weitere Fr. 100,000 mit
theurem Gelde zu arbeiten. Und da inzwischen die
Bodenkreditanstalt von ihrer oben erwähnten zu ö'/s V«
verzinsbaren I. Hypothek im Betrage von Fr. 300,000,
Fr. 50,000 gekündet hatte, so gelangte die Aktienbrauerei
niit dem Gesuche an die Kantonalbank, es möchte ihr
dieselbe behufs Rückzahlung des ganzen Darlehns der

Bodenkreditanstalt und Deckung der sonstigen Schulden
gegen Verschreibung der ersten Hypothek ein Anleihen von
Fr. 400,000 vermitteln. Da sich die Kantonalbank durch
die erste Hypothek und den ihr zukommenden ältesten

Obligationenrang, also durch Immobilien mit einer

Grundsteuerschatzung von Fr. 564,840, sowie durch das

12
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sämmtliche Mobiliar im damaligen Schatzungswerthe
von Fr. 164,000 vollkommen gesichert glaubte, so beschloß
sie im Dezember 1881, diesem Gesuche zu entsprechen.

Diese erneute Dotirung des Betriebskapitals der
Aktienbrauerei mit Fr. 100,000 scheiut den Betriebsanforderungen

dieses Geschäftes auf ein^weiteres Jahr genügt
zu haben; aber im Sommer 1882 war wieder Ebbe in
der Kasse. In Folge dessen stellte die Aktienbrauerei au
ihre Gönnerin, die Kantonalbank, das Ansuchen, ihr
gegen schadlosweise Verschreibung der Brauerei-Besitzung
in zweiter Hypothek einen Kredit zu eröffnen bis zum
Betrage von Fr. 20,000. Die Kantonalbank war wieder
vor die Alternative gestellt, die Unternehmung in Liquidation

fallen zu lassen oder dem Gesuche zu entsprechen, und
glaubte um so weniger Grund zu haben, dieses letztere

abzuschlagen, als der bisherige Geschäftsführer, A.
Jndermühle unterdefsen infolge Geltstages von seiner
Stelle zurückgetreten war, und ihr überdies der verlangte
Kredit durch die gebotene Sicherheit hinlänglich garantirt
erschien. Dem gestellten Gesuche wurde also durch
Beschluß vom 11. Januar 1883 entsprochen.

Wir haben oben erwähnt, daß die Kantonalbank, um
die nachträglich zum Vorschein gekommenen Schulden
des A. Jndermühle zu decken, für eine Summe von
Fr. 80,000 Wechsel diskontirt hatte. Da im Geltstage
der Gebrüder Jndermühle für dieselben keine Deckung
erhältlich war und die für diese Wechsel faustpfandsweise

verschriebenen Stammaktien nach bisherigen
Erfahrungen als Werthlos erscheinen mußten, so hatte die
Kantonalbank nur noch den Ausweg, bei der
Aktienbrauerei die diesen Wechseln ihr Indossament beigesetzt
hatte, Befriedigung zu suchen.

Am IS. November 1883 erklärte sich daher die Kan-
tonalbank-Direktion bereit, einem Gesuche der
Aktienbrauerei um Gewährung eines Darlehns von Fr. 80,000
gegen Verschreibung der III. Hypothek zu entsprechen und
damit die Tilgung der erwähnten Schulden zu ermöglichen.

Im Dezember 1884 war infolge aller dieser
Vorkommnisse die Kantonalbank von Bern bei'r
Aktienbrauerei Jnterlaken in folgender Weise betheiligt:

I. Darlehn auf Hypothek.
I. Hypothek, Beschluß vom 8. Dez. 1881 Fr. 400,000

II. „ „ „ I I. Jan. 1883 „ 20,000
III. „ „ „ 17. „ 1884 „ 80,000

Fr. 500,000

2. Aktienbetheiligung.
Direkt übernommene Aktien:

Beschluß vom 10. Juli 1880 Fr. 70,000

„ „ 30. Dez. 1880 „ 16,000

Fr. 86,000

Angefallene Aktien.
Jndermühle, Beschluß vom 19.

Juli 1880 Fr. 80,000
A. Großmann, Beschluß vom

19. Juli 1880 - „ 23,000
K. u. Cie., Beschluß vom 19.

Juli 1880 „ 20.000

Fr. 123,000

Fr. 209,000

1. Hypothekforderungen Jr. 500,000
2. Aktienbetheiligung „ 209,000

Zusammen Fr. 709,000
Hiezu kommen noch ungefähr „ 46,000
Wechsel auf Abnehmer der Brauerei und
Accepte der letztern im Portefeuille der Bank.

Total Fr. 755,000

Die weitere Geschichte der Aktienbrauerei und die
schließliche Liquidation dieser von Anfang an lebensunfähigen

Unternehmung sind bekannt, und wir verweisen
des nähern auf unsere frühern in dieser Angelegenheit
dem Regierungsrathe erstatteten Berichte.

Wir beschäftigen uns nun mit der weitern Frage,
ob das Verhalten der Direktion und des Direktors in
dieser Angelegenheit Grund zu der Annahme bietet, es

dürften diese Personen vom Richter wegen Verschuldung

zum Schadensersatze verpflichtet werden.
Dabei betonen wir von vorneherein, daß unserer
Ueberzeugung nach der ganzen Thätigkeit der Bankverwaltung
in dieser unglücklichen Angelegenheit kein anderes Motiv
zu Grunde lag, als das Bestreben, die Bank vor
Verlusten zu bewahren oder dieselben möglichst zu vermindern.

Vorerst erörtern wir die Kompetenzfrage, die schon
im Jahre 1882 Gegenstand längerer Auseinandersetzungen
gewesen ist, als die Direktion vom Verwaltungsrathe
eingeladen wurde, die Frage näher zu prüfen und
darüber Bericht zuerstatten, „ob die Betheiligung der
Kantonalbank bei der Aktienbrauerei Jnterlaken mit dem
Bankgesetze verträglich sei?"

In ihrem diesfalls unter'm 24. August 1882 erstatteten
Berichte gab die Bankdirektion zu, daß ihre Kompetenz
zum Ankauf von Aktien in keiner speziellen Vorschrift
des Bankgesetzes vorgesehen sei, namentlich nicht unter
H 3 litt. à. (An- und Verkauf von schweizerischen
Werthpapieren) subsumirt werden könne; dagegen stellte sich
die Direktion auf den Standpunkt, daß die Betheiligung
der Kantonalbank bei der Aktienbrauerei Jnterlaken
deshalb mit dem Bankgesetze verträglich fei, weil es in der
Pflicht der Direktion liege, die Gefahr von Verlusten
durch entsprechende Maßregeln abzuwenden oder auf ein
geringeres Maß zurückzuführen, und daß es Aufgabe
des Staatsinstitutes sei, Kalamitäten, welche eine ganze
Gegend des Kantons schwer treffen würden, nach ihren
Kräften vorzubeugen.

Ohne obige Ausführungen der Bankdirektion als
unanfechtbar anzuerkennen, ist doch zuzugeben, daß sie Vieles
für sich haben. Denn einerseits ist anzunehmen, Z 3 des
Bankgesetzes vom Jahre 1865 beschränke den Geschäftskreis
der Bank nur für diejenigen Geschäfte, die die Bankbehörden

in der Absicht und in Erfüllung der ihnen laut
Gründungsstatuten obliegenden obersten Pflicht, dem
Staate Gewinn zu erzielen, unternehmen; anderseits
konstatiren wir, daß der Ankauf von Aktien in diesem
Gesetze nirgends verboten ist. — Wir gehen nun
allerdings nicht soweit zu sagen, was nicht verboten ist, ist
erlaubt, legen aber das Hauptgewicht für die Beurtheilung

der Kompetenzfrage auf die Thatsache, daß die
Betheiligung der Bank an der Gründung der Aktienbrauerei
Jnterlaken nicht in der oben beschriebenen gewinnsüchtigen

Absicht, für welche das Gesetz den Geschäftskreis
der Bank speziell beschränkt hat, sondern lediglich aus
dem Grunde erfolgt ist, die Bank vor einem drohenden



Verluste zu bewahren. Wir dürfen diese Thatsache als
erwiesen betrachten und dürfen auch annehmen, daß sich

die Bank bei der Bildung dieser Aktiengesellschaft nicht
stärker betheiligt hat, als ihr zur Rettung ihrer
Interessen unmittelbar geboten erschien.

Aus diesen Gründen kann Wohl in der Betheiligung
der Kantonalbank an der Aktienbrauerei eine Verletzung
von Z 3 des Bankgesetzes oder irgend einer andern
gesetzlichen oder reglementarischen Bestimmung nicht erblikt
werden und ist daher die Kompetenzfrage zu bejahen.

Eine andere Frage aber ist, ob die Kantonalbank
bei Gründung der Aktienbrauerei und im weitern
Verlaufe dieser Unternehmung in ihrer diesbezüglichen
Thätigkeit immer diejenige Sorgfalt und Vorsicht
angewendet habe, wie sie einer tüchtigen Bankverwaltung
entspricht?

Hier müssen sich gleich Anfangs einige Zweifel
aufdrängen. Denn, unserer Ansicht nach, kann nicht
bestritten werden, daß sowohl andere weiter stehende
Bankinstitute, als auch das allgemeine Publikum über die

Chancen einer auf die Schuldenmasse des Jndermühle
zu gründenden Aktienunternehmung besser orientirt waren,
als die so gut informirte und seit Jahren zu Jndermühle

in so nahen Beziehungen stehende Kantonalbank,
und es muß in hohem Grade auffallen, daß die
Kantonalbank mit so viel Eifer und Beharrlichkeit die Gründung

dieser Aktiengesellschaft an die Hand nahm, während
andere Bankinstitute, in deren Geschäftskreis derartige
Unternehmungen statutarisch gehören, dieselbe von der

Hand gewiesen, oder aber von der Erfüllung so

weittragender Bedingungen abhängig gemacht hatten, wie
die Basler Handelsbank. Ebenso auffällig bleibt es,
daß die Kantonalbank sich entschließen konnte, zu ihren
indirekt übernommenen Aktien im Betrage von Franken
126,000 für weitere Franken 86,000 Aktien direkt zu
übernehmen, nachdem diese Aktien, trotz der glänzenden
Prospekte, im Publikum eine so ungünstige Aufnahme
gefunden hatten.

Die diesbezüglichen Beschlüsse der Kantonalbank
stützen sich allerdings auf 2 Experten-Gutachten, wovon
das eine bei einem jährlichen Absatz von IS,000 Hektoliter

Bier einen Reingewinn pon Franken 48,000, das
andere bei einem jährlichen Absatz von 10,000 Hektoliter
einen Reingewinn von Fr. 61,000 in Aussicht nimmt.
Die Annahme, daß es möglich sei, ein so großes Quantum
jährlich in Verkauf zu bringen, gründet sich aber nicht
etwa auf eine sorgfältig angestellte Berechnung oder auf
zifjermäßig erwiesene Thatsachen, sondern einzig auf
die Angabe des Jndermühle, „daß er. bis jetzt für ein
Quantum von 10,000 Hektoliter prompten Absatz gefunden
habe, und häufig den an ihn gestellten vermehrten
Aufträgen nicht Genüge zu leisten vermochte." — Einzig
dieses blinde Zutrauen in die Angaben des Jndermühle
erklärt das Faktum, daß es dem letztern ermöglicht
war, sein überschuldetes Geschäft, bei einer Grundsteuer-
schatzung von Fr. 565,740 und einem Mobiliarvorrath
im damaligen Schatzungswerthe von circa Fr. 150,000,
welches Mobiliar aber rn dem später eingetretenen Konkurse

um Fr. 60,000 verkauft wurde, um die Gesammt-
summe von Fr. 800,000 ail eine Aktiengesellschaft
abzutreten.

Dieses ganze Vorgehen der Kautonalbankdirektion
bei Gründung der Aktienbrauerei Jnterlaken darf zum
Mindesten ein oberflächliches genannt werden, und wir
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begreifen, wenn Herr Nationalrath Dr. S. Kaiser in
Solothurn, der seiner Zeit in dieser Angelegenheit als
Experte ernannt wurde, in seinem daherigen Berichte die

Frage aufwirft, ob Jndermühle eine Buchhaltung
geführt habe und ob sich die Gründer der Aktiengesellschaft
dieselbe haben vorlegen lassen. „Dieselbe hätte
allerdings erzeigt," so fährt er fort, „daß Jndermühle für
seine Anlagen große Ausgaben gehabt hat, aber bezüglich

der Werthung, was die Grundlage des Gegenwerthes
der Objekte für eine zu gründende Aktiengesellschaft
gebildet hätte, hätte sie jedenfalls auch Angaben enthalten
müssen, die mindestens soviel Bedeutung gehabt hätten,
als die bloßen Expertengutachten mit ihren
Wahrscheinlichkeitsberechnungen."

Gestützt auf diese Auseinandersetzungen kommen wir
zur Ansicht, daß die Kantonalbank-Verwaltung bei Gründung

der Aktienbrauerei Jnterlaken nicht mit derjenigen
Vorsicht zu Werke ging, Wiesie von einer guten
Bankverwaltung angewendet worden wäre und
der finanziellen Tragweite dieser Angelegenheit
angemessen war, und daß sie in ihrem Vertrauen
auf die Angaben des zunächst an dieser Gründung Jn-
teressirten das Maß des Zulässigen und Entschuldbaren
überschritt. Wir glauben daher, es sei nicht ausgeschlossen,
daß das geschilderte Vorgehen der Kantonalbankdirektion'
vom zuständigen Richter als Verschuldung qualifizirt
würde.

Das soeben Gesagte gilt auch für die von der
Kantonalbankdirektion vorgeschützte Unkenntniß der nachträglich

zum Vorschein gekommenen Betreibungs Pfandrechte.

Wir nehmen als richtig an, daß die Direktion der
Kantonalbank in Bezug auf diese Betreibungspfandrechte
in Unkenntniß gewesen ist (ansonst möglicherweise die
Bestimmungen von Art. 671 des eidg. Obligationenrechts
über Verantwortlichkeit der Gründer zur Anwendung
kommen könnten). Diese Unkenntniß ist aber um so

merkwürdiger, -als die ersten dieser Pfändungen, wie der
Experte Dr. Kaiser nachgewiesen, an der Kantonalbankfiliale

Thun selbst vorgenommen worden sind und nicht
erst von der letzten Zeit, sondern vom 31. März 1879
her datiren. Die Kantonalbank-Direktion behauptet
nun allerdings in ihrer Vertheidigung, daß eine
Nachschlagung der Grundbücher bei Abschluß eines Kaufvertrages

um Liegenschaften in der Absicht, nach allfälligen
Betreibungspfandrechten zu.forschen, Seitens der
Kontrahenten äußerst selten stattfinde. Wir glauben aber,
gerade im vorliegenden Falle, wo der Verkäufer mit einer
solchen Schuldenmasse unmittelbar vor dem Geltstage
stand, war eine solche Nachschlagung unbedingt geboten
und ihre Unterlassung eine Fahrlässigkeit. Die Kantonal-
bank-Direktion behauptet ferner, diese Nachschlagung sei

nicht ihre Sache gewesen, sondern diejenige der
Aktienbrauerei, resp, ihrer Organe. Wir geben zu, daß die
Direktion der neugegründeten Aktiengesellschaft in erster
Linie diese Pflicht gehabt hätte; dagegen müssen wir
daran festhalten, daß die Kantonalbank, die die
Aktiengesellschaft gründete und dadurch jedenfalls eine gewisse

Verantwortlichkeit übernahm, die zudem ein so großes
selbständiges finanzielles Interesse an dem Gedeihen
derselben hatte, diese Nachschlagungen bei Anwendung
gewöhnlicher Sorgfalt von sich aus hätte vornehmen lassen,
oder aber die Direktion der Aktienbrauerei, auf welche
sie einen so maßgebenden Einfluß auszuüben in der Lage
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war, vor abgeschlossenem Kaufe zu dieser Maßregel hätte
veranlassen sollen.

Wir sind also der Ansicht, daß auch in Bezug auf
diese nachträglich zum Vorschein gekommenen Pfandrechte
ein Verschulden der Kantonalbank-Direktion
nachweisbar sein dürfte.

Ungleich schwieriger ist für uns die Beurtheilung der

Frage, ob der Kantonalbank-Direktion hinsichtlich ihrer
weiteren Betheiligung bei dieser Unternehmung
ein gegründeter Vorwurf gemacht werden könnte, der eine

allfällige Schadensersatzklage rechtfertigen würde. Wir
meinen die von der Kantonalbank besorgte fortgesetzte
Beschaffung des nöthigen Betriebskapitals in der Form
von Krediten und Diskontirung von Wechseln.

Bereits in der ersten Hälfte des ersten Betriebsjahres
war die Kantonalbank genöthigt, der Aktienbrauerei zu
Hülfe zu kommen, da sie ihr Betriebskapital zur,
Ablösung der nachträglich zum Vorschein gekommenen
Betreibungspfandrechte benützt und dadurch beinahe erschöpft
hatte. Es geschah dies, wie wir oben bereits erwähnt
haben, durch die Diskontirung von Wechseln auf die
Gebrüder Jndermühle, welche Wechsel natürlich niemals
eingelöst und nach dem Konkurse des Letztern unterm
17. Januar 1884 in ein Darlehn an die Aktienbrauerei
gegen Verschreibung ihrer III. Hypothek verwandelt wurden.
Die Diskontirung dieser Wechsel rechtfertigt die
Kantonalbank dadurch, daß die Aktienbrauerei abgesehen von
der Hypothek zu Gunsten der Bodenkreditanstalt im
Betrage von Fr. 300,000 im damaligen Zeitpunkte sozusagen
keine Schulden hatte und ihr eigenes Interesse dahin
ging, durch Konsolidirung des Brauereigeschäftes zu
endlicher Bezahlung zu gelangen.

Das letztere Motiv mag jedenfalls auch zur Geltung
gekommen sein, als eine zweite Speisung des Betriebskapitales

im Betrage von Fr. 100,000 nothwendig
geworden war, die bei Anlaß der Uebernahme der ersten
Hypothek am 8. Dezember 1881 stattfand. Daneben
mögen noch andere Motive mitgewirkt haben: die
Annahme, day man es im ersten Betriebsjahre mit
außergewöhnlich ungünstigen Verhältnissen zu thun gehabt habe,
daß das erforderliche Betriebskapital von Anfang an zu
niedrig bemessen worden sei w. ; den Ausschlag gab aber
die Erwägung, daß eine erste Hypothek im Betrage von
Fr. 400,000 bei einer Grundsteuerschatzung von 564,840
Franken und einer in Folge des ältesten Obligationsranges

ebenfalls dafür haftenden Mobiliarschatzung von
Fr. 164,000 unbedingt gesichert sei.

Der nämlichen Ueberzeugung mag die Kantonalbank-
Direktion gewesen sein, als nach einem zweiten ungünstigen
Betriebsjahr die Aktienbrauerei mit dem Gesuche an sie

herantrat, es möchte ihr gegen schadlosweise Verschreibung

der Brauereibesitzung in II. Hypothek ein Kredit
bis zum Betrage von Fr. 20,000 gewährt werden,
welchem Gesuche denn auch zu Anfang des Jahres 1883
entsprochen wurde. Auch bei diesem Anlasse stand die
Direktion vor der Alternative, den Kredit zu gewähren
und einen nochmaligen Versuch zu machen, das
Unternehmen zu halten, oder den Kredit zu verweigern und
das Unternehmen dem Geltstage preiszugeben.

Nach reiflichen Erwägungen und gestützt auf die
Kenntniß aller diesbezüglichen Vorgänge, soweit sie uns
zugänglich sind, kommen wir zur Ansicht, daß aus
den spätern Beziehungen der Kantonalbank
zur Aktienbrauerei wohl kaum ein Verschul¬

den der Kantonalbankdirektion nachweisbar
sein dürfte, das dieselbe zumErsatze desda-
durch verursachten Schadens verpflichten
würde. Eine allfällige Verantwortlichkeitsklage gegen
diese Behörde könnte also voraussichtlich nur dann und
nur insoweit mit Erfolg durchgeführt werden, als
dieselbe auf ein Verschulden der Kantonalbankdirektion
hinsichtlich ihrer oben geschilderten Thätigkeit bei'r
Gründung der Aktienbrauerei gestützt werden könnte.

Ihrer materiellen Tragweite nach könnte sich

diese Verantwortlichkeitsfrage nur auf diejenigen Verluste
der Kantonalbank erstrecken, die mit dieser Gründungsthätigkeit

in einem unmittelbaren Kausalzusammenhang
stehen, deren Ursache also in einem Verschulden der
Kantonalbankdirektion zu erkennen ist. Es käme demnach
in Betracht eine Summe pon Fr. 86,000 direkt
übernommener Aktien plus einer Summe von Fr. 123,000
für indirekt übernommene resp, in verschiedenen Geltstagen

der Kantonalbank angefallene Aktien; zusammen
also eine Summe von Fr. 209,000.

Von dieser Summe wäre aber abzuziehen der
ursprüngliche Verlust, den die Kantonalbank ohne Gründung
der Aktiengesellschaft an den Herren Jndermühle und
Großmann erlitten hätte, nach den Berechnungen der
Kantonalbank eine Summe von circa Fr. 120,000. Eine
möglicherweise geltend zu machende Verantwortlichkeitsklage

muß sich somit, unserer Ansicht nach, auf eine
Summe von Fr. 80,000 bis Fr. 100,000 beschränken,
die aller Wahrscheinlichkeit nach durch ein nachweisbares
Verschulden der Kantonalbankdirektion verursacht worden
ist. Ob aber eine Möglichkeit vorhanden ist, dieselbe

erfolgreich durchzuführen, ergibt sich alls der nachfolgenden

Untersuchung, die den Schluß unserer Berichterstattung

über die aufgeworfene Vevantwortlichkeitsfrage bilden
wird.

In welcher Weise können die Behörden und Beamten
der Kantonalbank, vorausgesetzt, daß ihnen ein
Verschulden in ihrer Amtsführung nachgewiesen werden kann,
durch welches dem Staate ein Schaden erwachsen ist, zum
Ersatze desselben verhalten werden? Bevor diese Frage
entschieden werden kann, ist es vor Allem aus nothwendig,
festzustellen, nach welchem Gesetze eine allfällige
Ver autw örtlich keitsck läge gegen diese
Personen zu beurtheilen wäre. Ob, ihre Verantwortlichkeit

vorausgesetzt, die Spezialbestimmung des Z 17
der Staatsverfassung:

„Jede Behörde, jeder Beamte und Angestellte, ist
für seine Amtsverrichtungen verantwortlich,"

sowie die Bestimmungen des in Ausführung desselben
erlassenen Veràtwvrtlichkeitsgesetzes vom >9.
Mai 1851 auf die Bankbehörden anwendbar seien,
oder ob dieselben lediglich nach Mitgabe der allgemeinen
Civil- und Civilprozeßgesetze haftbar gemacht werden
können.

Die Beantwortung dieser Frage ist von der Entscheidung

einer Vorlage abhängig : Sind die Bankbehörden,
insbesondere die Direktion der Kantonalbank, resp, ihre
Mitglieder Staatsbehörden resp. Staatsbeamte?
Denn die Staatsverfassung hat es in H 17 nur mit
Staatsbehörden zu thun, ebenso das dieselbe ausführende
Verantwortlichkeitsgesetz. Mit dieser Untersuchung steht
im engen Zusammenhange und ist von ausschlaggebender
Bedeutung die Beantwortung der Frage: Ist die K an -
tonalbauk eine Staatsanstalt oder nicht?



Die Beurtheilung dieser zuletzt aufgeworfenen Fragen
bietet bedeutende Schwierigkeiten und wir stützen uns hier
auf ein sehr gründliches und einläßliches Gutachten, das
uns von Herrn Professor Zeerleder erstattet worden ist.

Zunächst steht fest, daß die Kantonalbank sowohl
Dritten, als dem Staate gegenüber selbständig juristische

Persönlichkeit hat, indem sie auf ihren-^igenen
Namen Rechte erwirbt und Verbindlichkeiten eingeht, daß
somit der Staat zwei verschiedene juristisch getrennte
vermögensrechtliche Subjekte sind. Es ergibt sich dies
aber auch noch aus folgenden Umständen:

t. Die Kantonalbank tritt in Prozessen selbständig
auf, ohne sich vom Staate die Autorisation zur
Verhandlung ertheilen zu lassen, und es ist die Prozeßfähigkeit

derselben auch niemals bestritten worden. Es würde
auch vom juristischen Gesichtspunkt durchaus nichts
entgegenstehen, daß Staat und Kantonalbank gegen einander
vor den Gerichten als Parteien aufträten.

2. Die Kantonalbank bezahlt dem Staate Bern seit
dem Bestehen des kantonalen Banknotengesetzes (I. Juli
1880) die Banknotensteuer, sie wird also zu den
„Geldinstituten" gerechnet, „welche im Kanton Bern ihren Sitz
haben", und nicht als Abtheilung der kantonaten Finanz-
Verwaltung betrachtet.

3. Der Staat haftet für sämmtliche Verpflichtungen
der Bank (Bankgesetz H I, Al. 3). Wäre die Bank
einfach eine Abtheilung der Staatsverwaltung, eine gewöhnliche

Staatsanstalt, so wäre eine solche bürgschaftsmäßige
Garantie überflüssig und sinnlos.

Ferner ist es Thatsache, daß das neuere Staatsrecht
ziemlich übereinstimmend dahingeht, Beamten und
Behörden, denen nicht die Ausübung einer gewissen Summe
staatlicher Hoheitsrechte übertragen ist, deren Geschäftskreis

also einen rein wirthschaftlichen Inhalt hat, auch
wenn sie vom Staate ernannt und in seinem Interesse
thätig sind, den Charakter als Staatsbehörden, resp.
Staatsbeamte abzusprechen, sofern ihnen derselbe aus
Zweckmäßigkeitsgründen durch staatliche Verfügung nicht
ausdrücklich beigelegt ist. Die positive Gesetzgebung des

Kautons Bern enthält aber keine Bestimmung, durch
welche die Behörden und Beamten der Kantonalbank den

Staatsbehörden ausdrücklich gleichgestellt und ihnen der
Charakter und die Rechte und Pflichten eigentlicher
Staatsbehörden und Staatsbeamten angewiesen wären;
vielmehr ist es unzweifelhaft, daß dieselben in Bezug auf
Ausrichtung ihrer Besoldung (dieselbe wird nicht aus der
Staatskasse, sondern aus dem Ertrage des Geschäftsbetriebes

gedeckt) und bis zur Reorganisation im Jahre
1886 auch in Bezug auf die Amtsdauer nicht wie die

übrigen Staatsbeamten behandelt werden. Ebenso
unzweifelhaft ist, daß in den amtlichen Verzeichnissen der
Staatsbeamten die Kantonalbankbehörden niemals
aufgeführt worden sind.

Diese angeführten Momente reichen nun allerdings
hin, die Qualität der Kantonalbankbehörden als Staatsbeamte

in Zweifel zu ziehen; zu einem, definitiven Schlüsse

genügen sie aber noch keineswegs.
Denn wenn auch die Kantonalbank als selbständige

juristische Person auftritt, so ist dadurch noch nicht
ausgeschlossen, daß sie trotzdem eine Staatsanstalt ist. Sie
jst vom Staate gegründet laut Gründungsstatuten
vom Jahre 1833 in der Absicht:

„den Zinsertrag des Staatsvermögens zu vermehren,
die Landesindustrie durch Vorschüsse aufzumuntern und
die Transaktionen zu erleichtern."

Beilagen zum Tagblatt des Großen Rathes. 1889.
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Sie verfolgt also neben der Förderung der
finanziellen Interessen des Staates direkt staatlicheZwecke,
und da ihr Betriebskapital während dieser Zeit ganz
oder zum größten Theile aus Staatsgeldern bestand, so

geschah ihre Thätigkeit seit ihrer Gründung immer
vorwiegend oder ausschließlich im staatlichen Interesse.
Ihre Geschäftsführung stand unter staatlicher
Oberaufsicht und ihre innere Organisation war abhängig
von dem jeweiligen Willen des Staates, den
derselbe schon zu wiederholten Malen in seiner diesbezüglichen

Gesetzgebung zur Geltung gebracht hat.
Die Behörden und Beamten einer solchen Staatsanstalt

wären aber nach bisherigem Sprachgebrauche
als Staatsbehörden, resp, als Staatsbeamte
zu bezeichnen. Denn sie sind entweder direkt oder in
Ausübung einer vom Staate ausgestellten Ermächtigung
ernannt und ihre Thätigkeit geschieht im staatlichen
Interesse. Es ist dies unser bisheriges Kriterium für den

Begriff des Staatsbeamten und für unsere Untersuchung
ist es gleichgültig, ob das neuere Staatsrecht diesen
Begriff enger bestimmen will. Es unterliegt denn auch
keinem Zweifel, daß die Behörden und Beamten unserer
Kantonalbank in Bezug auf gewisse Privilegien wie
Staatsbeamte gehalten worden sind, daß ihnen diese

Eigenschaft bisher noch nie bestritten worden ist, und es

ist Thatsache, daß sogar bei der Berathung des
Verantwortlichkeitsgesetzes die Kantonalbankbehörden ausdrücklich

und ohne daß ein Widerspruch erhoben wurde, als
unter die Bestimmungen dieses Gesetzes fallend erwähnt
worden sind (Tagblatt 1851, pnx. 51 und 53).

Aus den soeben angeführten Gründen kommen wir
zu dem Schlüsse, daß gemäß den bisherigen Anschauungen
und der bisherigen Praxis, die Behörden und
Beamten der Kantonalbank als
Staatsbehörden resp. Staatsbeamte zu betrachten
sind und daß demnach für die Geltendmachung
der aus ihrer Verantwortlichkeit fließenden
Ansprüche des Staates die Vorschriften des
Z 17 der Staatsverfassung und des Gesetzes
über die Verantwortlichkeit der öffentlichen
Behörden und Beamten vom 19. Mai 1851
zur Anwendung kommen.

Dieses Resultat ist für das Endergebniß unserer
Untersuchung von größter Wichtigkeit.

Einem Einwände müssen wir sogleich begegnen, dem
Einwände, daß die einschlägigen Bestimmungen des

Verantwortlichkeitsgesetzes in unserem Falle durch das
schweizerische Obligationenrecht aufgehoben worden
sind, daß also eine Verantwortlichkeitsklage aus
Handlungen, die seit Inkrafttreten dieses Gesetzes, d. h. seit
1. Januar 1883 vollzogen worden sind, nicht mehr nach
dem bernischen Verantwortlichkeitsgesetze, sondern nach
dem schweizerischen Obligationenrecht zu beurtheilen wäre.
Dieser Einwand stützt sich auf Art. 64 O.-R. Derselbe
lautet folgendermaßen:

„Ueber die Ersatzpflicht für Schaden, welchen öffentliche

Beamte oder Angestellte in Ausübung ihrer
amtlichen Verrichtungen verursachen, können Bundes- oder
Kantonalgesetze abweichende Bestimmungen aufstellen.

„Für gewerbliche Verrichtungen öffentlicher Beamten
oder Angestellten können jedoch die Bestimmungen dieses

Titels durch Kantonalgesetze nicht geändert werden."
Wir geben nun ohne Weiteres zu, daß die Thätigkeit

unserer Kantonalbankverwaltung im Sinne von Art. 64,
lemma 2, O.-R. als gewerbliche Verrichtung zu betrachten

13
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sei; wir bestreiten aber, daß das O.-R. die Verantwortlichkeit

der Beamten dem Staate gegenüber in
irgend einer Weise regulirt hat und also für unsere
Frage in Betracht kommen könne.

Es ergibt sich dieses zunächst unzweifelhaft aus dem

Zusammenhange des O.-R., und zwar aus der Begleichung

von Art. 64 mit Art. 62, als dessen spezielle

Anwendung Art. 64 zu betrachten ist. Art. 62 enthält
die folgende Bestimmung:

„Ein Geschäftsherr haftet für den Schaden, welchen
seine Angestellten oder Arbeiter in Ausübung ihrer
geschäftlichen Verrichtungen verursacht haben, wenn er
nicht nachweist, daß er alle erforderliche Sorgfalt
angewendet habe, um einen solchen Schaden zu verhüten.

„Diese Verantwortlichkeit trifft auch juristische
Personen, wenn sie ein Gewerbe betreiben."

Hier ist offenbar doch nur der Schaden zu verstehen,
den ein Dritter erleidet; denn eine Haftung des

Geschäftsherrn für den Schaden, den er selbst erlitten hat,
wäre ein begrifflicher Widerspruch, und der zugelassene

Entlastungsbeweis wäre ein Unsinn. Dies gilt auch für
die in Art. 62,s und Art. 64,2 festgestellte Verantwortlichkeit

der juristischen Personen, sofern sie ein Gewerbe
betreiben; auch hier beziehen sich die Bestimmungen des

O.-R. lediglich auf den Schaden, den Dritte erlitten
haben, und da in unserem Falle die juristische Person,

der Staat selbst als Geschäftsherr durch
Verschulden seiner Beamten zu Schaden gekommen ist,
so ist die Anwendbarkeit der angeführten Bestimmung
des O.-R. von Vorneherein ausgeschlossen.

Es ergibt sich dies aber auch aus Gründen
allgemeiner Natür, aus der Stellung des O.-R. im Rechtssystem

und seinem Verhältniß zum Staatsrecht. Das
Verhältniß des Staates zu seinen Beamten ist ein durchaus
öffentlich rechtliches und darf nicht nach den Grundsätzen
des allgemeinen Civilrechtes beurtheilt werden. Und wie
sehr sich gerade das O.-R. gehütet hat, öffentlich rechtliche

Verhältnisse zu berühren, zeigt gerade Art. 64,
wo die Bestimmungen über die Schadensersatzpflicht
juristischer Personen in ihren öffentlich rechtlichen
Beziehungen gegenüber Dritten ausdrücklich der
Spezialgesetzgebung des Bundes und der Kantone
vorbehalten sind.

Wir glauben somit den EinWurf, daß das Lbliga-
tionenrecht bei Beurtheilung der Verantwortlichkeitsfrage
irgendwie in Betracht komme, widerlegt zu haben und
wenden'uns nun zu denjenigen Bestimmungen des berni-
schenVerantwortlichkeitsgesetzes,diefür unsere
weitere Untersuchung von Bedeutung sind.

Dies ist vor Allem aus H 53, der an die Thatsache
einer von zuständiger Behörde erfolgten Genehmigung
einer Rechnung oder Berichterstattung besondere Rechtsfolgen

knüpft, die für unsere Frage in der Hauptsache
als entscheidend zu betrachten sind. Derselbe lautet:

„Eine Civilklage des Staates gegen Behörden,
Beamte oder Angestellte wegen Schadens, der in
Amtshandlungen seinen Grund hat, ist nicht mehr zulässig,
wenn die Behörde, der Beamte oder Angestellte über die

zu Grunde liegenden Verhandlungen Rechnung abgelegt,
oder Bericht erstattet, und der Bericht oder die Rechnung
die Genehmigung der zuständigen Behörde erhalten hat."

Es ist bekannt, daß alle Berichte und Rechnungen
der Kantonalbank bis zum Jahre 1884 von den

zuständigen Behörden, in letzter Instanz auch vom

Großen Rathe, vorbehaltlos genehmigt worden sind,
und wir fügen bei, daß alle Verluste, welche für die

Verantwortlichkeitsfrage in Betracht kommen, auch
diejenigen, die sich in der nicht genehmigten Kantonalbank-
Rechnung pro 1884 verzeichnet finden, auf Handlungen
zurückgeführt werden müssen, die vor dem 1. Januar
1884 ausgeführt worden sind. Eine Verantwortlichkeitserklärung

für diese Handlungen, sofern dieselben in den

bezüglichen Jahresberichten der Kantonalbank erwähnt
sind, wäre also nach Z 53 des Verantwortlichkeitsgesetzes
ausgeschlossen, da dieselben mit den bezüglichen
Berichterstattungen implicite als genehmigt gelten müssen,
allerdings nur sofern und so wie sie in denselben ersichtlich
waren. Diese Verantwortlichkeitserklärung wäre aber

nur dann als zulässig zu betrachten, wenn die zu
Grunde liegenden Handlungen in den betreffenden
Berichten arglistig (nach bundesgerichtlicher Anschauung)
verdeckt oder verschleiert gewesen sind und aus diesem
Grunde nicht zur Kenntniß der genehmigenden Behörde
gelangten. Für diesen Fall sorgt aber Z 54 a des

Verantwortlichkeitsgesetzes. Derselbe enthält folgende
Bestimmung :

„Der Civilanspruch des Staates gegen Behörden,
Beamte oder Angestellte auf Schadensersatz wegen
Verletzung ihrer Amtspflichten ersitzt:

durch den Ablauf eines Jahres von dem Tage der
Abnahme des Berichtes oder der Rechnung, in deren
Periode die betreffende Handlung gehört."

Diese beiden Gesetzesbestimmungen ergänzen einander

zum Bortheil der mit der Verantwortlichkeit bedrohten
Beamten und Behörden vortrefflich. Denn entweder
kommt eine Handlung, die für eine allfällige
Verantwortlichkeitserklärung in Betracht käme, durch den
bezüglichen Jahresbericht der Aufsichtsbehörde zur Kenntniß:
in diesem Falle wird dieselbe in der Regel nicht in der

Lage sein, die betreffende Handlung zu beurtheilen und
wird dieselbe also genehmigen, —

oder aber die vorausgesetzte Handlung kommt der

Aufsichtsbehörde, was das Wahrscheinlichere ist, nicht zur
Kenntniß; in diesem Falle ist eine Schadensersatzklage
nach Z 54 durch den Ablauf eines Jahres vom Tage
der Abnahme des Berichtes oder der Rechnung, in deren
Periode die betreffende Handlung gehört, sofern dieselbe
nicht etwa als implicite genehmigt gelten muß,
verjähr t.

Die Verantwortlichkeitsfrage wird in der Regel erst
aufgeworfen werden, wenn der Schaden bereits
eingetreten ist, und in diesem Zeitpunkt ist sie, auch wenn die

in Z 53 des Verantwortlichkeitsgesetzes vorausgesetzte
Genehmigung außerordentlicher Weise nicht stattgefunden
hätte, regelmäßig verjährt.*)

Daß diese Bestimmungen des Vcrautwortlichkeitsgesetzes einen
sehr tiesen Einbruch in die Grundsätze des allgemeinen Civilrechts
enthalten, bedarf kaum einer weitern Ausführung.

Sosern nicht das Verantwortlichkeitsgesetz, sondern das
allgemeine Civilrecht zur Anwendung käme, wäre eine Verantwortlichkeitsklage

nach den Bestimmungen über unerlaubte Handlungen zu
beurtheilen; denn das Verhältniß des Staates zu seinen Beamten
ist ein öffentlich rechtliches und nicht ein Mandatverhältniß, unserer
Ansicht nach überhaupt kein Kontraktsverhältniß. In diesem FMe
wären aber — wenn nicht die Folgen der erfolgten Genehmigung
— so doch die Bestimmungen über Verjährung wesentlich andere.
Die letztere wird in Art. 69 dieses Gesetzes wie folgt festgesetzt:

„Der Anspruch ans Schadenersatz verjährt in einem Jahre von
dem Tage hinweg, an welchem der Geschädigte Kenntniß von der
Schädigung und der Person des Thäters erlangt hat, jedenfalls aber



Wir befinden uns nun in der Unmöglichkeit,
beurtheilen zu können, ob in den von den kompetenten
Behörden genehmigten Rechnungen der Kantonalbank eine
Verschleierung von Thatsachen stattgefunden hat, die von
den zuständigen Gerichten als eine „arglistige" qualifizirt
würde, ob sich also die Kantonalbankbehörden schon durch
die erfolgte Genehmigung nach H 53 entlastet, oder ob sie

sich auch auf die nach Z 54 erfolgte Verjährung berufen
müßten.

Im Allgemeinen wissen wir nur, daß es keine leichte
Sache ist, Jemanden „Arglist" im juristischen Sinne
nachzuweisen, und wir sind um so weniger geneigt, bei der

früheren Bankverwaltung Arglist vorauszusetzen, als wir
auch heute, wie bereits in unserem Berichte vom 28.
Januar 1886, konstatiren müssen, daß trotz der gemachten
vielen und großen geschäftlichen Fehler die Verwaltung
in moralischer Hinsicht durchaus intakt dasteht; wir haben
auch bei dieser Untersuchung wieder keine Spur von
unehrenhaften Motiven bei der Geschästsbehandlung oder
von unredlicher Handlungsweise gefunden.

Wir kommen zum Schlüsse und fassen die Resultate
unserer Untersuchung dahin zusammen:

Sowohl bei den in Frage stehenden Verlusten der

Pruntruter Filiale, als auch in der Angelegenheit
der Aktienbrauerei Jnterlaken, dürfte unserer
Ansicht nach ein Verschulden der Direktion resp,
des Direktors der Kantonalbank nachweisbar
sein, gestützt auf welches sie vom Staate auf Ersatz
des dadurch verursachten Schadens belangt
werden könnten. Die Höhe dieses Schadens wäre
Gegenstand gerichtlicher Untersuchung. Bei der
Aktienbrauerei Jnterlaken betrüge dieser durch Verschuldung
verursachte Schaden, soweit wir darüber zu urtheilen in
der Lage sind, im Maximum circa Fr. 100,000.

Den Nachweis einer Verschuldung vorausgesetzt, wäre
aber die gerichtliche Geltendmachung dieser Ansprüche
entweder durch die erfolgte Genehmigung der bezüglichen

Handlungen nach den Bestimmungen des Z 53 des

Verantwortlichkeitsgesetzes gehemmt oder aber durch die

nach H 54 dieses Gesetzes eingetretene Verjährung
ausgeschlossen.

Eine Verantwortlichkeitsklage des Staates wäre daher,
auch wenn sie in unserem Falle materiell begründet
wäre, formellrechtlicher Hindernisse wegen undurchführbar,

denn die Behörden und Beamten der Kantonalbank

könnten sich gegen eine solche uneinläßlich und mit
Erfolg mit der Einrede des durch die Genehmigung
erfolgten Verzichtes resp, der Verjährung vertheidigen;
ein Prozeß des Staates gegen diese Personen behufs
Realisirung seiner Ansprüche wäre aus diesen Gründen
voraussichtlich vollständig erfolglos.

Zum Schlüsse ist noch Folgendes über die Verluste
der Bank aus der frühern Verwaltungsperiode und deren

Amortisation beizufügen:

mit dem Ablaufe von zehn Jahren von dem Tage der Schädigung
an gerechnet."

Es läßt sich diese weitgehende Begünstigung der Beamten zum
Nachtheile des Staates (Private genießen den vollen Schutz der

Civilgesetze, vergl. tz 50 des Verantwortlichkeitsgesetzes) um so weniger
begreifen, da das Bundesgesetz über die Verantwortlichkeit der
eidgenössischen Behörden und Beamten vom 9. Dezember 1850, welches
sonst dem bernischen vielfach zu Grunde gelegt worden ist, in dieser

Richtung viel zweckmäßigere Bestimmungen ausstellt (Art. 10—12).
Die bezüglichen Verhandlungen des Großen Rathes vom Jahre 1851
geben hierüber keinen Aufschluß.
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Im Jahr 1886 wurden von der neuen Bankverwaltung

die Guthaben der Bank, deren Verlust damals
bereits konstatirt oder aber vorzusehen war, zusammengestellt,

und diese Zusammenstellung ergab eine Summe
von Fr. 762,882. 79. Die bereits in frühern Jahren
aus dem Ertrage der Bank ausgeglichenen Verluste kamen
dabei nicht mehr in Betracht. Von dieser Summe von
Fr. 762,882. 79 wurde ein Theil im Betrage von Fr.
185,314. 30 aus dem Ertrage der Bank vom Jahr 1886
gedeckt, und der andere Theil wurde zum Zwecke der spätern
Ausgleichung auf ein besonderes Konto (Liquidations-
konto) gebracht mit einer Summe von Fr. 567,568. 49
Im Verlaufe der Liquidation sind
durch Zinse und Kosten noch
hinzugekommen „ 30,968. 15

Zusammen Fr. 598,536. 64

Diese Summe ist in folgender Weise ausgeglichen
worden:

1) Durch nachträgliche Eingänge
und Sicherstellungen Fr. 86,741. 27

2) Durch Deckungen aus dem Er¬

trage der Bank: 1887 „ 270,500. —
1888 „ 241,295. 37

Znsammen, wie oben, Fr. 598,536. 64.

Das Spezialkonto der Bank für die Amortisation der
Verluste aus der früheren Verwaltungsperiode ist somit
auf Ende 1888 vollständig ausgeglichen.

Gestützt auf unsere Ausführungen und um diese
vielerörterte und von uns des Eingehendsten geprüfte
Angelegenheit zum Abschlüsse zu bringen, stellen wir
Ihnen, Herr Präsident, Herren Regierungsräthe, zu
Handen des Großen Rathes den

A njt r a g :

Es sei der zu den Staatsrechnungen für die Jahre
1884, 1885, 1886 und 1887 bezüglich der
Kantonalbankrechnungen gemachte Vorbehalt fallen zu lassen und
es sei die Staatsrechnung pro 1388 auch in Betreff der
Kantonalbank vorbehaltlos zu genehmigen.

Bern, den 5. Mai 1889.

Mit Hochachtung!

Der Finanzdirektor:
Schemer.

Vom Regierungsrathe genehmigt und mit Empfehlung
an den Großen Rath gewiesen.

Bern, den 18. Mai 1889.

Im Namen des Regierungsraths

Der Präsident
Schär,

Der Sekretär
Kerger.
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Mericht
des

Aegierungsrathes an den Kroßen Aath

zu dem

Gtsthwàrse btkefftlld das gerichtliche Anfahren iu Klreitigkeiten über

Kastpfticht sowie über geistiges and gewerbliches Eigenthum.

(Mai 1889.)

Herr Präsident,
Herren Großräthe!

Der Regierungsrath beehrt sich, Ihnen den Entwurf
eines Gesetzes betreffend das gerichtliche Verfahren in
Streitigkeiten über Haftpflicht, sowie über geistiges und
gewerbliches Eigenthum zur Berathung vorzulegen.

Ueber Anlaß und Umfang, Zweck und leitende
Gedanken, sowie über die Anlage des Entwurfes mögen kurz
folgende Angaben. Aufschluß geben:

I. Der Anlaß zu dem vorliegenden Gesetzesentwurfe
liegt in der Bundesgesetzgebung, speziell in nachfolgenden
Bestimmungen:

u. Art. 6 des Bundesgesetzes vom 26. April 1887
betreffend die Ausdehnung der Haftpflicht und die
Ergänzung des Bundesgesetzes vom 25. Juni 1881, lautend:

„Die Kantone haben auf dem Gesetzgebung^ oder
Verordnungswege dafür zu sorgen, daß

„I. den bedürftigen Personen, welche nach Maßgabe
„des gegenwärtigen Gesetzes oder derjenigen vom 1. Juli
„1875 und 25. Juni 1881 Klage erheben, auf ihr
Vergangen, wenn die Klage nach vorläufiger Prüfung des

„Falles sich nicht zum Voraus als unbegründet herausstellt,

die Wohlthat des unentgeltlichen Rechtsbeistandes
„gewährt und Kautionen, Expertenkosten, Gerichtsgebühren
„und Stempeltaxen erlassen werden;

„2. Streitigkeiten dieser Art durch einen möglichst
„raschen Prozeßweg erledigt werden können."

d. Art. 30 des Bundesgesetzes betreffend die

Erfindungspatente, vom 29. Juni 1888, und Art. 25 des

Bundesgesetzes betreffend die gewerblichen Muster und
Modelle, vom 20. Dezember 1888, lautend:

„Die Kantone haben zur Behandlung der zivilrecht-
„lichen Streitigkeiten wegen Nachahmung patentirter
Gegenstände (resp, hinterlegter Muster und Modelle) eine

„Gerichtsstelle zu bezeichnen, welche den Prozeß als einzige
„kantonale Instanz entscheidet."

Diese Gesetzesstellen enthalten sog. Gesetzgebungspostulate

an die Kantone: der Bundesgesetzgeber konnte
nicht selbst das gerichtliche Verfahren bei Streitigkeiten
aus den erwähnten Bundesgesetzen ordnen, hielt es aber
doch für nothwendig, zum Zweck der bessern Durchführung
der aufgestellten materiellrechtlichen Bestimmungen, auch

einige Grundsätze formellrechtlicher Natur aufzunehmen,
deren Ausführung er den Kantonen überlassen mußte.
Durch Aufstellung dieser Grundsätze wurde die kantonale
Gesetzgebung in der betreffenden Materie keineswegs
aufgehoben oder modisizirt; es lag darin nur eine Aufforderung

an die kompetenten kantonalen Organe, die auf-



gestellten Grundsätze in Anwendung zu bringen.
Inwiefern diese Aufforderung für die Kantone verbindlich
sei, braucht nicht erörtert zu werden, sofern man die

Zweckmäßigkeit dessen, was gefordert wird, selbst
anerkennt. Hierüber kann nun ein Zweifel kaum bestehen:
Unentgeltliche Rechtshülfe für den Kläger und ein rasch

zum Ziele führendes Verfahren sind für
Haftpflichtstreitigkeiten Erfordernisse, welche durchaus im Sinne der
sozialen Gesetzgebung auf diesem Gebiete, im Sinne des

staatlichen Arbeiterschutzes liegen, ja die sogar ein
nothwendiges Complement für die bezüglichen materiellen
Bestimmungen bilden, indem die Rechte und der Schutz, die

durch letztere gewährt werden, dadurch unwirksam gemacht
werden können, daß die Möglichkeit der Rechtsversolgung
an erschwerende Voraussetzungen geknüpft oder durch einen

langsamen Prozeßgang die Urtheilsfällung verzögert
werden kann. Was ferner die Streitigkeiten über
Nachahmung patentirter Gegenstände oder gewerblicher Muster
und Modelle betrifft, so gebietet hauptsächlich die Rücksicht
auf eine einheitliche Rechtsprechung die Aufstellung einer
einheitlichen kantonalen Instanz. Die Gefahr einer
ungleichen und widersprechenden Jurisdiktion liegt hier um
so näher, weil diese Materie dem modernen Rechte
angehört und daher noch nicht so durchgearbeitet ist, wie
die übrigen Rechtsinstitute.

Den letzterwähnten Streitigkeiten sind im EntWurfe
gleichgestellt diejenigen über Nachahmung von Fabrik- und
Handelsmarken, sowie wegen Verletzung des Urheberrechts

an Werken der Litteratur und Kunst (Bundesgesetze
vom 19. Dezember 1879 und vom 23. April 1883),
obschon für diese vom Bundesgesetzgeber kein Postulat
aufgestellt worden ist, wie das oben zitirte. Diese beiden
der Zeit nach frühern Gesetze gehören nämlich in dasselbe
Gebiet, wie die beiden spätern, sie bezwecken ebenfalls den

Schutz des geistigen Eigenthums i. w. S., welches in
gewerbliches, litterarisches und künstlerisches Eigenthum
zerfällt, und es empfiehlt sich daher, eine gleichmäßige
Behandlung aller Streitigkeiten, welche sich aus den
Gesetzen über den Schutz dieses Eigenthums ergeben,
anzuordnen.

Die Form, in welcher diese leitenden Gedanken in
praktische Wirksamkeit und Gültigkeit umzusetzen sind, ist
diejenige des Gesetzes, da durch die Bundesgesetzgebung
selbst unsere Civilprozeßordnung in keiner Weise
abgeändert oder aufgehoben worden ist, und die in den

Bundesgesetzen enthaltenen Postulate keineswegs bewirken
können, daß die nöthigen Modifikationen nicht nach den

geltenden Vorschriften des kantonalen Staatsrechts
vorzunehmen wären.

Den Berathungen des Regierungsraths lag zu Grunde
ein Entwurf der Justizdirektion, wie er aus den
Vorberathungen einer von der letztern berufenen
SpezialKommission hervorgegangen war, und eine nachher vom
Obergericht eingeholte Begutachtung desselben.

II. Der Entwurf stellt sich dar als eine Novelle zu
dem Gesetz über das gerichtliche Verfahren in
Zivilrechtsstreitigkeiten vom 3. Juni 1883 ; deshalb wird in Z l
desselben normirt, daß die Vorschriften jenes Gesetzes

zur Anwendung kommen sollen, sobald nicht in der
Novelle Spezialbestimmungen enthalten sind.

I. Für Haftpflichtstreitigkeiten, in welchen der Werth
Beilagen zum Tagblatt des Großen Rathes. 1889.
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des Streitgegenstandes 400 Fr. übersteigt, will der
Entwurf das mündliche Verfahren einführen, wie solches in
den amtsgerichtlichen Kompetenzfällen vorgeschrieben ist,
immerhin mit einigen Modifikationen, welche sich aus der
Natur der Sache und der Ermöglichung des Jnstanzen-
zugs ergeben. Diese Ordnung der Dinge hat einmal die

Vorzüge, welche überhaupt ein auf Mündlichkeit und
Unmittelbarkeit beruhendes Verfahren begleiten, namentlich
aber wird dadurch das Verfahren, im Vergleich zum
ordentlichen, wesentlich abgekürzt, indem der Schriftenwechsel

mit seinen langen Fristen und nicht zu
vermeidenden Fristverlängerungen wegfällt. Allerdings ist
zuzugeben, daß in der Praxis das amtsgerichtliche
Kompetenzverfahren oft weder als mündliches noch als
abgekürztes bezeichnet werden kann. Dem ist aber gegenllber-
zuhalten, daß diese mißbräuchliche Praxis doch allmählig
abnimmt, namentlich in den wichtigeren industriellen
Ortschaften, wo auch die Mehrzahl der Haftpflichtstreitigkeiten

zur Verhandlung kommen wird, und daß
dieselbe nach Aenderung der Gerichtsorganisation, die früher
oder später kommen muß, überall zurückgehen oder ganz
verschwinden wird. Jedenfalls ist es nicht am Gesetzgeber,

Mißbräuche, welche nicht bestehen sollen, und
thatsächlich auch beseitigt werden können, allzusehr zu
berücksichtigen. Die mündliche Verhandlung solcher
Streitigkeiten vor dem urtheilenden Gerichte selbst empfiehlt
sich auch deshalb, weil dieselben weder in der Rechtsfrage

noch regelmäßiger Weise in dem Thatbestande
besondere Schwierigkeiten darbieten.

Das Armenrecht ist nach dem EntWurfe zu Gunsten
des Klägers dahin ausgedehnt, daß derselbe auch

Zeugengelder und Expertenkosten nicht mehr vorzuschießen

braucht, vielmehr dem Staate diese Vorschußpflicht
auferlegt wird. Einmal liegt diese Erweiterung im Sinne
der Gewährung unentgeltlichen Rechtsschutzes, sodann
leistet auch die Bundeskaffe in ähnlichen Fällen die dem

Kläger auffallenden Kostenvorschüffe, und es erscheint

nicht richtig, daß der Kläger in dieser Beziehung vor
kantonalem Forum schlechter gestellt sei, als vor
eidgenössischem.

Der Entwurf sieht im Fernern eine Beschränkung
der Widerklage in Haftpflichtfällsn vor, indem dieselbe

nur zulässig sein soll, wenn der Gegenanspruch zu dem

Klagsanspruche in einem Kompensationsverhältnisse
steht. Nun kann nach Maßgabe des Z 472 Ziff. 4 des

bernischen Vollziehungs-Verfahrens und des Art. 132
Ziff. 2 des schweizerischen Obligationenrechts der

Haftpflichtige eine Forderung an den Berechtigten der
Forderung des Letztern aus den Haftpflichtgefetzen nur dann

zur Compensation stellen, wenn Letzterer einwilligt. Somit
wird auch eine Widerklage in Haftpflichtstreitigkeiten nur
unter dieser Voraussetzung zulässig sein, was offenbar
der Natur der Schadensersatzforderung und ihrer sonstigen
rechtlichen Behandlung entspricht.

R. Die einheitliche Gerichtsstelle für Streitigkeiten
über geistiges und gewerbliches Eigenthum ist naturgemäß

der Appellations- und Kassationshof. Schon die

Rücksicht auf einheitliche Rechtsprechung führt zu dieser

Lösung. Auch stehen derselben praktische Schwierigkeiten

nicht im Wege, da der Kreis der Interessenten
kein großer und deßhalb auch die Zahl der Streitigkeiten

relativ keine bedeutende sein wird. Nach dem Ent-
14
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Wurf bleibt es dann dem genannten Gerichtshofe überlassen,
diese Streitigkeiten einer besonderen Zivilkammer zu
überweisen, wie sie schon in den Zusatzbestimmungen zum
Gerichtsorganisationsgesetz, vom 3. Juni 1883, vorgesehen

ist.
Das Verfahren in derartigen Streitigkeiten ist im

EntWurfe demjenigen nachgebildet, welches für die
amtsgerichtlichen Kompetenzfälle gilt, unter Vorbehalt einiger
der Natur der Sache entsprechenden Modifikationen.

Im Besondern ist nur ein Punkt hervorzuheben:
Es kann sich fragen, ob die oben wiedergegebene
Vorschrift der beiden Bundesgesetze, betreffend die Erfindungspatente

und die gewerblichen Muster und Modelle, daß
die Kantone zur Behandlung der zivilrechtlichen Streitigkeiten

aus denselben eine Gerichtsstelle als einzige
kantonale Instanz bezeichnen sollen, auch da Platz greifen
wolle, wo nach kantonaler Prozeßordnung die Zivilklage
auf Schadenersatz mit der Strafklage verbunden werden
kann und gleichzeitig mit dieser beurtheilt wird. Bejaht
man diese Frage, so müßte nothwendigerweise überall da,
wo nach den kantonalen Vorschriften die adhäsionsweise
Geltendmachung des Zivilanspruches gestattet und ein
Jnstanzenzug darüber zulässig ist, wie im bernischen
Strafprozeß, entweder der Jnstanzenzug für den Zivilpunkt

oder wohl besser die Adhäsion überhaupt
ausgeschlossen werden. Die gestellte Frage ist aber zu verneinen,
da die betreffende bundesrechtliche Vorschrift sich wohl
nur auf diejenigen Ansprüche bezieht, welche gesondert
von einem Strafanspruch vor Zivilgericht händig gemacht
werden, und nicht auch eine Abänderung derjenigen
kantonalen Gesetzgebungen verlangt, welche jene adhäsionsweise

Geltendmachung des Zivilanspruches zulassen.

Wir glauben, daß der Entwurf den Anforderungen,
welche die Bundesgesetzgebung an die Kantone stellt, ein
Genüge leiste, und beantragen Ihnen deßhalb, auf die
Berathung desselben einzutreten.

Bern, den 11. Mai 1889.

Im Namen des Regierungsraths
der Präsident

Schär,

der Staatsschreiber

Kerger.

Entwurf.

Heseh
betreffend

das gerichtliche Verfahren in Streitig¬
keiten über Haftpflicht, fowie über
geistiges und gewerbliches Eigenthum.

Mai 1889.

Der Große Roth des Kantons Bern,

in Ausführung der durch verschiedene Bundesgesetze
aufgestellten Vorschriften über das gerichtliche Verfahren
in den aus denselben entstehenden Rechtsstreitigkeiten,

auf den Antrag des Regierungsraths,

beschließt:

I. Allgemeine Bestimmung.

8 i.
Für die Behandlung der in dem gegenwärtigen Gesetze

bezeichneten Streitsachen kommen die Vorschriften des
Gesetzes über das gerichtliche Verfahren in
Civilrechtsstreitigkeiten vom 3. Juni 1883 zur Anwendung, soweit
nicht hiernach besondere Bestimmungen aufgestellt sind.

II. Hastpflicht - Streitigkeiten.

8 2.

Rechtsstreitigkeiten aus den Bundesgesetzen vom 1.

Juli 1875 betreffend die Haftpflicht der Eisenbahn-
und Dampfschifffahrt-Unternehmungen bei Tödtungen und
Verletzungen, vom 25. Juni 1881 betreffend die
Haftpflicht aus Fabrikbetrieb, und vom 26. April 1887
betreffend die Ausdehnung der Haftpflicht und die Ergänzung
des Bundesaesetzes vom 25. Juni 1881, werden, wenn
der Werth des Streitgegenstandes vierhundert Franken
übersteigt, erstinstanzlich m dem durch die W 283 bis
295 vorgeschriebenen Verfahren verhandelt und beurtheilt,
mit folgenden Abänderungen:



1. Die Ladung muß dem Beklagten wenigstens vierzehn

Tage vor dem Verhandlungstermine zugestellt werden.

2. Die Beweisurkunden sind bis zum Verhandlungstermine

zur Einsicht des Beklagten in der Gerichtsschreiberei
niederzulegen.

3. Die wesentlichen thatsächlichen Anbringen der

Parteien sollen in Gegenwart des Gerichts und unter
Leitung des Präsidenten zu Protokoll genommen werden,
diejenigen des Klägers jedoch nur so weit als sie nicht
bereits in der Ladung enthalten sind.

s 3-

Genießt der Kläger das Armenrecht, so übernimmt
die Staatskasse die Bezahlung der ihm auffallenden
Expertenkosten und Zeugengelder. Für die Rückerstattung der
daherigen Vorschüsse durch den Kläger, wenn er später zu
hinreichendem Vermögen gelangt, oder durch den

Beklagten im Falle eines obsieglichen Urtheils, gelten die
in H 57, Absah 2, letzter Satz und H 58 aufgestellten
Vorschriften.

Z 4.

Die Widerklage ist nur zulässig, wenn der
Gegenanspruch zu dem Klagsanspruche in einem
Kompensationsverhältnisse steht.

III. Streitigkeiten betreffend geistiges »nd geinerbtiches

Eigenthum.

s 5.

Für civilrechtliche Streitigkeiten aus den Bundesgesetzen

vom 19. Dezember 1879 betreffend den Schutz
der Fabrik- und Handelsmarken, vom 23. April 1883
betreffend das Urheberrecht an Werken der Literatur und
Kunst, vom 29. Juni 1888 betreffend die Erftndungs-
patente, und vom 21. Dezember 1888 betreffend die
gewerblichen Muster und Modelle, ist der Appellations- und
Kassationshof als einzige kantonale Instanz zuständig.
Derselbe ist jedoch befugt, die Behandlung dieser
Streitigkeiten einer aus seiner Mitte zu bestellenden Abtheilung

von drei Mitgliedern zuzuweisen, in welchem Falle
die HZ 36 und 37 des Gerichtsorganisationsgesetzes vom
31. Juli 1847, sowie die HZ 38»und 40«. der Zusatzbestimmungen

zu dem Gerichtsorganisationsgesetze, vom 3. Juni
1883, betreffend das Präsidium und die Beschlußfähigkeit der
Kammern des Obergerichts, sowie betreffend die
Beiziehung von Ersatzmännern und die Vertretung des

Gerichtsschreibers entsprechend zur Anwendung kommen.

8 6.

Das Verfahren richtet sich nach den Vorschriften über
das Verfahren in Streitsachen, die der Kompetenz des

Amtsgerichts unterliegen, mit folgenden Abänderungen:

1. Die Ladung muß dem Beklagten wenigstens vierzehn

Tage vor dem Verhandlungstermine zugestellt werden.
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2. Das persönliche Erscheinen einer Partei kann von
dem Gerichte angeordnet werden. Das Ausbleiben einer
persönlich vorgeladenen Partei würdigt das Gericht nach
freiem Ermessen.

3. Die wesentlichen Anbringen der Parteien sind zu
Protokoll zu nehmen, diejenigen des Klägers jedoch nur
so weit als sie nicht bereits in der Ladung enthalten sind.

4. Zu der Eidesverhandlung in den Fällen des H 251,
zu der Vornahme des Augenscheines, wenn derselbe nicht
durch das Gericht selbst stattfinden kann, und zu der
Abhörung von Zeugen, welche wegen großer Entfernung
oder aus andern Gründen gar nicht oder nicht ohne
große Kosten vor Gericht erscheinen könnten, ordnet
dasselbe eines seiner Mitglieder ab oder beauftragt damit
den Gerichtspräsidenten des zutreffenden Amtsbezirks.

5. Die Berathung des Gerichts erfolgt nach den für
die Appellationsinstanz bestehenden Vorschriften.

s 7-

Wird die Civilklage auf Schadensersatz mit der
Strafklage verbunden, so gelten für deren Erledigung
die Vorschriften des Gesetzbuches über das Verfahren in
Strafsachen.

IV. Schlußbestimmung.

s 8-

Gegenwärtiges Gesetz tritt am in Kraft.
Auf Rechtsstreitigkeiten, in welchen die Zustellung der

Klagsvorladung vor diesem Zeitpunkte erfolgt ist, findet
dasselbe, mit Ausnahme des H 3, keine Anwendung.

Der Regierungsrath wird mit der Vollziehung des

Gesetzes beauftragt.

Bern, den II. Mai 1889.

Im Namen des Regierungsraths
der Präsident

Schär,

der Staatsschreiber

Kerger.
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Naturalisationen.
(Mai 1889.)

Der Regieruiigsrath stellt den Antrag, die nachge-
nannten Personen, welche sich über den Genuß eines

guten Leumundes, den Besitz der bürgerlichen Rechte und
Ehren, sowie über günstige Vermögens- und
Erwerbsverhältnisse ausgewiesen haben, auf.ihr Ansuchen hin in
das bernische Landrecht aufzunehmen, in dem S?inne

jedoch, daß die Naturalisation erst mit der Zustellung der

Naturalisationsurkunde in Wirksamkeit tritt.

1. Joseph Jakob Fridolin Mauderli, von
Stützungen, Kantons Solothurn, geb. 1847, Banquier in
Bern, seit seiner Jugend daselbst wohnhaft, verheirathet
mit Adele Luise Fasnacht und Vater von sechs Kindern,
mit zugesichertem Ortsburgerrecht der Burgergemeinde
Bern.

2. Julius Wahl, von Regisheim im Elsaß, geb.

1859, ledig, Viehhändler in Herzogenbuchsee, seit fünf
Jahren daselbst wohnhaft, mit zugesichertem Ortsburgerrecht

der Burgergemeinde Röthenbach, Amts Wangen.

3. Albert Wilhelm Behm, von Bornim, Königreichs
Preußen, geb. 1850, Kaufmann in Bern, seit 1876
daselbst niedergelassen, verheirathet mit Henriette Benigna
Bertha Maria Margarethe Brune, Vater zweier Kinder,
mit zugesichertem Ortsburgerrecht der Burgergemeinde
Bern.

4. Karl August Rößler, von Mühlacker, Königreichs

Württemberg, geb. 1861, Spezierer in Bern, seit
neun Jahren daselbst wohnhaft, verheirathet mit Elise
Plüß und Vater eines Kindes, mit zugesichertem
Ortsburgerrecht der Burgergemeinde Guggisberg.

5. Georg Friedrich Edinger, von Neckarzimmern,
Großherzogthums Baden, geb. 1826, Gymnasiallehrer in
Bern, seit mehr als 30 Jahren daselbst wohnhaft, sammt
seiner Ehefrau Maria Katharina Tscheulin und zwei
minderjährigen Kindern, mit zugesichertem Ortsburgerrecht

der Einwohnergemeinde Guttannen.

6. Theodor Mayer, von Altglashütten, Großherzogthums

Baden, geb. 1845, Handelsmann in Bern, seit
22 Jahren daselbst niedergelassen, verheirathet mit Theresia
Amalia Löffler, Vater eines minderjährigen Sohnes, mit
zugesichertem Ortsburgerrecht der Burgergemeinde Bern.

7. Johann Kaspar Hochstraßer, von Auenstein,
Kantons Aargau, geb. 1837, Schreinermeister in Bern,
seit seiner Geburt daselbst wohnhaft, verheirathet mit
Anna Barbara Bernhard, Vater dreier minderjähriger
Kinder, mit zugesichertem Ortsburgerrecht der
Burgergemeinde Bern.

8. Joseph Bernhard Karl Albert Greßly, von
Bärschwyl, Kantons Solothurn, geb. 1842, Oberst und
Chef der technischen Abtheilung der eidg. Kriegsmaterialverwaltung

in Bern, verheirathet mit Ida Juliane
Elisabeth Müller, Vater von vier minderjährigen Kindern,
mit zugesichertem Ortsburgerrecht der Burgergemeinde
Bern.

9. Johann Lustenberger, von Romoos, Kantons
Luzern. geb. 1845, seit 20 Jahren als Uhrenfabrikant
in Viel niedergelassen, verheirathet mit Anna Zwahlen,
kinderlos, mit zugesichertem Ortsburgerrecht der
Burgergemeinde Viel.

10. Max Kram er, von Bühl, Großherzogthums
Baden, geb. 1848, seit 14 Jahren als Zahnarzt in
Viel niedergelassen, verheirathet mit Maria Anna Wirz,
Vater von neun Kindern, mit zugesichertem Ortsburgerrecht

der Burgergemèinde Viel.

11. Emile Auguste Guigon, von Brêseux im
französischen Departement des Doubs, geb. 1865, ledig,
Uhrenschalenmacher in Chauxdefonds, früher während
22 Jahren in Les Bois, mit zugesichertem Ortsburgerrecht

der Einwohnergemeinde Renan.

12. Christian Gustav Adolf Schuchmanu, von
Ravensburg, Königreich Württemberg, geb. 1843,
Handelsmann in Aarmühle, seit 13 Jahren daselbst
niedergelassen, verheirathet mit Emilie Luise Vockerod, Vater
eines minderjährigen Kindes, mit zugesichertem Ortsburgerrecht

der Burgergemeinde Oberried.
13. Salomon Bernheim, von Dijon in Frankreich,

geb. 1837, Handelsmann, seit 1867 wohnhaft in Bern,
verheirathet mit Henriette Bloch, Vater von fünf
minderjährigen Kindern, mit zugesichertem Ortsburgerrecht der

Einwohnergemeinde Stettlen.
14. Rudolf Joho, von Schinznach, Kantons Aargau,

geb. 1818, Spenglermeister, seit mehr als vierzig
Jahren in Großhöchstetten niedergelassen, sammt seiner
zweiten Ehefrau, Katharina Schwarz, und seinem
minderjährigen Sohn, mit zugesichertem Ortsburgerrecht der
Einwohnergemeinde Großhöchstetten.

15. Louis Antoine Dietlin, von Delle, Frankreich,
geb. 1852, Schlossermeister, seit seiner Geburt in Prun-
trut wohnhaft, verheirathet mit Eugenie Céline Mouche,
Vater von vier Kindern, mit zugesichertem Ortsburgerrecht

der Burgergemeinde Miêcourt.
16. Joseph Benedikt Schlichter, von Tschagguns

im Vorarlberg (Oesterreich), geb. 1834, Bauunternehmer,
seit 1861 in Chevenez wohnhaft, verheirathet mit Marie
Jeanne Coeudevez, Vater dreier minderjähriger Kinder,
mit zugesichertem Ortsburgerrecht der Burgergemeinde
Miecourt.

.17. Friedrich Albert Vüron von Beggingen, Kantons
Schaffhausen, geb. 1861, Kaufmann in Bern, seit 1877
daselbst wohnhaft, verheirathet mit Elise Martha Ida
Lanz, 'mit zugesichertem Ortsburgerrecht der
Burgergemeinde Bern.

18. Wilhelm Friedrich Nilli aus Nordamerika, früher
württembergischer Staatsangehöriger, geb. 1854, Schriftsetzer,

seit 1880 in Burgdorf wohnhaft, verheirathet mit
Maria Louise Aeschlimann, Vater dreier Kinder, mit
zugesichertem Ortsburgerrecht der Einwohnergemeinde
Guttannen.

19. Heinrich M ü h l e, Sohn der verstorbenen Eheleute
Christian Heinrich Mühle und Magdalena geb. Ritschard,
von Börnchen, Königreichs Sachsen, geb. 1870,
Telegraphist, seit seiner Geburt in Aarmühle wohnhaft,
vertreten durch seinen Vormund, mit zugesichertem
Ortsburgerrecht der Burgergemeinde Schwanden bei Brienz.
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